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Vorwort. 


Die nachfolgende Arbeit ift durch bedeutende Erweiterung 
eines Vortrags entſtanden, den ich am 9. Januar des Jahres 
vor der Kölner Ortsgruppe des deutſchen Oſtmarkenvereins 
gehalten habe. Wie ihr Titel andeutet, will die Arbeit zwar 
im weſentlichen hiſtoriſche Darlegungen bieten, entſprechend 
meiner Überzeugung, daß das Verſtändnis der Forderungen, 
welche die Gegenwart an uns Lebende ſtellt, nicht nachhaltiger 
entwickelt werden kann als durch das Eindringen in die 
Vergangenheit, deren Kind jene iſt. Aber gleichzeitig war ich 
doch bemüht, mein Thema als Ganzes unter den Geſichts— 
winkel eines beherrſchenden philoſophiſchen oder — genauer 
geſagt — ethiſchen Gedankens zu rücken. Denn nichts ſchadet 
meines Erachtens unſerer Polenpolitik im Sinne eines 
ſtarken deutſchen Nationalbewußtſeins mehr, als die Unklarheit, 
wie ſie immer noch in weiten Kreiſen über das Sittengeſetz 
des modernen Staatslebens herrſcht. Aus ſolcher Ver 
kennung gehen all' die Gleichgültigkeit und all' die falſchen 
Auffaſſungen von Humanität und Gerechtigkeit hervor, mit 
denen die offenen und heimlichen Feinde unſeres Volkstums 
auch heute noch rechnen dürfen. Erſt wenn Deutſchland 
und zwar ganz Deutſchland — ſich innerlich angeeignet haben 
wird, was jenes Geſetz von dem Bürger der Einzelſtaaten 
und des Reiches fordert, wird auch in unſerer polniſch durch 
ſetzten Oſtmark das Deutſchtum vorwärts ſchreiten. Denn 
erſt dann wird die Germaniſation des Oſtens wahrhaft volks 
tümlich werden. Und erſt dann wird das preußiſche und 


das deutſche Volk ſich ein unbedingtes Recht erworben haben, 
von ſeinen Regierungen die unentwegt nationale Polenpolitik 
zu fordern, welche ſich je länger deſto mehr zur Selbſterhaltungs 
pflicht nicht nur Preußens, ſondern ganz Deutſchlands heraus— 
wächſt. Möge es mir gelungen ſein, einen wenn auch noch 
ſo beſcheidenen Stein zum Aufbau dieſer Erkenntnis und 
dieſer Geſinnung herbei zu ſchaffen.“) 


Köln a. Rh, im März 1906. 


Heinrich Geffcken. 


) Erſt während der Korrektur iſt mir W. Schückings Aufſatz über das 
Nationalitätenproblem (Chriſtl. Welt 1906 Nr. 10) zugänglich geworden. 
Ich konnte mich daher nur noch kurz im letzten Abſchnitte meiner Arbeit 
mit ihm auseinanderſetzen. Aber ſchon an dieſer Stelle muß ich dem 
Bedauern Ausdruck geben, daß ein ſonſt von mir wiſſenſchaftlich Hod- 
geſtellter Kollege es ſo wenig verſtanden hat, in das ſittliche Weſen des 
Nationalbewußtſeins einzudringen, deſſen Anerkennung m. E. die notwendige 
Vorausſetzung auch für die juriſtiſche Erkenntnis des moderen Staates bildet. 


u 


* 


u 


— — 


nenn an 


Erſter Abſchnitt. 


Das Sittengeſetz des modernen Staatslebens und der 
Untergang des polniſchen Reiches. 


Im Jahre 1651 erſchien zu London ein eigentümliches 
Buch. Es nannte ſich „Leviathan“, und ſein Verfaſſer war 
der ſchon damals weitberühmte Staatsrechtsphiloſoph Thomas 
Hobbes. Von den Vorausſetzungen des Naturrechts ausgehend 
ſchilderte hier der Autor den Staat als ein Weſen, das, hervor 
gegangen aus dem menſchlichen Geſellſchaftsbedürfnis und be 
ruhend auf dem menſchlichen Geſellſchaftsvertrage, alles menſch 
liche Leben innerhalb ſeiner Grenzen mit der Macht des abſo— 
luten Herrſchers erfaſſe. Dies Weſen aber erſchien dem Thomas 
Hobbes in Weiterbildung platoniſcher Ideen ſelbſt wieder als 
ein Menſch, als eine Perſönlichkeit von gewaltigen Gaben 
des Körpers und des Geiſtes, kurz als der Leviathan des alten 
Teſtaments). Ja, Hobbes ging in der Gleichſetzung von Staat 
und Menſch ſoweit, daß er bei jenem wie bei dieſem Gelenke, 
Seele, Nerven, Vernunft, Gedächtnis unterſchied und in einem 
ſpeziellen Kapitel über die Krankheiten des Staates über 
kommene und erworbene Krankheiten von einander ſonderte, 

) Thom. Hobbes, Leviathan, Introduetio, Molesworth, Op. Lat. 
vol. III. p. 1: Jener große Leviathan, den wir Staat nennen, iſt ein Kunſt⸗ 
werk und ein künſtlicher Menſch, allerdings ein ſolcher, der den natürlichen 
Menſchen, zu deſſen Schutz und Heil er erdacht iſt, an Größe und Stärke 
weit übertrifft. Bei ihm ſteht derjenige, in deſſen Hand die höchſte Ge- 
walt iſt, anſtelle der den ganzen Körper belebenden und bewegenden Seele; 
die Behörden und Beamten ſind die künſtlichen Gelenke; die von der 
höchſten Gewalt ausgehenden Belohnungen und Strafen, durch welche jedem 
der Glieder der Anſtoß zu ſeiner Tätigkeit gegeben wird, ſind die Nerven, 
die beim natürlichen Körper dieſelbe Aufgabe erfüllen. 


10 Der Staat als der große Menſch. Staatsethik u. Individualethik. 
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wobei er z. B. den Bürgerkrieg als das Fieber des Staates 
beſchrieb. 

Wir Menſchen vom Beginn des 20. Jahrhunderts können 
uns in die Windungen dieſer Gedankengänge aus der Mitte 
des 17. nur noch ſchwer hineinverſetzen, ſie dünken uns abſtrus, 
und wir ſind verſucht, ſie mit einem überlegenen Lächeln bei 
ſeite zu ſchieben. Denn wenn wir auch heute noch, um den 
Staat überhaupt begreifen zu können, genötigt ſind ihn als 
einen lebendigen Organismus aufzufaſſen, wenn insbeſondere 
der Juriſt auch gegenwärtig noch den Staat als Perſon im 
Rechtsſinne verſteht, d. h. als Träger eigener Rechte und 
Pflichten, ſo ſind wir doch weit entfernt, die völlige Weſens 
gleichheit des ſtaatlichen Organismus mit dem phyſiſch-pſychiſchen 
Organismus des Einzelmenſchen zu behaupten, und wollte 
heute ein Rechtsphiloſoph, in den Bahnen des alten Thomas 
Hobbes weiterwandelnd, dem Staate Arme und Beine, Kopf 
und Sinne beilegen, ſo würden wir ihn wohl kaum noch ernſt 
zu nehmen vermögen. 

Dennoch aber haben wir ſelbſtbewußten Kinder der 
Gegenwart vielleicht keinen Grund, allzu ſarkaſtiſch über jene 
veraltete Staatsanſchauung zu lächeln. Denn ganz abgeſehen 
von dem unläugbaren Werte, den ſie — geſchichtlich betrachtet 
— für die Entwicklung der Staatslehre gehabt hat, iſt es 
keine von vornherein geſchloſſene Frage, ob nicht auch wir 
Angehörige der Jetztzeit noch immer geneigt ſind, die Lebens 
geſetze des Einzelmenſchen in einem allzu weit gehenden 
Maße für anwendbar zu erklären auch auf das Leben des 
Staates. Freilich, an den Staat als den „großen Menſchen“, 
den Leviathan, glauben wir nicht mehr, der Staat iſt für 
uns zu einem rein geiſtigen Organismus geworden, die Vor— 
ſtellung von ſeiner Perſönlichkeit iſt das Ergebnis rein logiſchen 
Denkens. Und doch wiederholt ſich in dem nunmehr als aus 
ſchließliches Lebensgebiet des Staates erkannten Raume das 
alte Spiel der Gleichſetzung von Staat und Individuum. 
Das gilt namentlich für das Sittengeſetz des ſtaatlichen Lebens, 
indem vielfach als ganz ſelbſtverſtändlich angenommen wird, 
daß die ethiſchen Normen, die ſittlichen Gebote und Verbote, 
welche für den Einzelmenſchen beſtehen, ohne weiteres maß 
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Staatsethik und Individualethik. Nietzſche und Tolſtoi. 11 
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gebend jeien auch für das Tun und Laſſen des Staates. Iſt 
dem aber wirklich ſo? Muß der Staat wirklich das Sitten— 
geſetz des Individuallebens auch für ſeine Lebensbetätigung 
als ſchlechthin maßgebend anerkennen? Kann er ſich dieſem 
Geſetz überhaupt in jeder Beziehung und bedingungslos 
unterwerfen, ohne mit ſeinem Weſen und mit ſeinen Daſeins 
zwecken in Widerſpruch zu geraten? Das ſind Fragen, auf 
die aus mancherlei Grunde ein ſchnelles, uneingeſchränktes 
Ja doch wohl kaum die richtige Antwort bedeuten dürfte. 

Es mag zunächſt daran erinnert ſein, daß auch das Sitten 
geſetz für das Individuum in unſerer Gegenwart keineswegs 
ſo unerſchütterlich feſtſteht, wie von mancher Seite angenommen 
wird. Das grade Gegenteil iſt vielmehr der Fall: die Frage 
des ſittlichen Verhältniſſes von Selbſtbehauptung und Selbſt 
aufopferung iſt dem Einzelmenſchen wohl noch niemals vorher 
mit ſolcher Energie und in ſolcher Schärfe geſtellt worden wie 
in unſeren Tagen. Eine allgemeingültige zeitgemäße Löſung 
des Problems aber iſt noch nicht gefunden. Materialiſtiſche 
und idealiſtiſche Weltanſchauung ſtehen ſich noch immer im 
ſchweren Waffenkleide theoretiſcher Wiſſenſchaft gegenüber, 
Materialismus und Idealismus bekämpfen ſich nicht minder 
erbittert auf allen Gebieten des individuellen Lebens. ie 
Gegenſätze wachſen ins Ungemeſſene, ins Schrankenloſe. 
intellektuelle Egoismus eines Nietzſche ſtreicht mit beiſpielloſer 
Entſchlußkraft alle ſozialen Edeltriebe aus dem Perſönlichkeits 
bild ſeines Herrenmenſchen und proklamiert das unbedingte 
Recht des Starken, über die niedergetretenen Schwachen hinweg 
der eigenen Glückſeligkeit entgegenzuf ſchreiten. Ihm gegenüber 
aber erhebt ſich mit nicht geringerem Nachdruck eine andere 
extreme Philoſophie, der radikale Altruismus eines Tolſtoi. 
Kennt Nietzſche nur die rückſichtsloſe D ſurchſetzung des eigenen 
Edel⸗Ich auf Koſten der Hee erdenmenſchen, ſo iſt umgekehrt 
Tolſtois oberſtes Lebensprinzip die völlige Selbſtverläugnung 
des Einzelnen, die im letzten Endziel zu einer Vernichtung 
aller Individualität und zum Unter rgang aller Kultur führen 
muß. Wird man unter ſolchen Umſtänden läugnen können, 
daß die ſittlichen Ideale des individuellen Lebens heutzutage 
in einer Gährung begriffen ſind, die ihres Gleichen in der 
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Geſchichte der Ethik ſucht? Und wird man, wenn dem ſo iſt, 
die ſchwankenden Maßſtäbe, welche die unfertige Individualethik 
der Gegenwart liefert, noch für geeignet erklären wollen, uner 
ſchütterlich feſte Normen für die Ethik des Staatslebens abzu⸗ 


| geben? Doch wohl faum. 

So wird denn nichts anderes übrig bleiben, als ein 
| ſelbſtändiges Sittengeſetz für die Lebensbetätigung des Staates 
| aufzuftellen und die Maßſtäbe für dies Geſetz dem beſonderen 
i; Weſen der ſtaatlichen Gemeinſchaft und ihren notwendigen Da- 


ſeinszwecken zu entnehmen. Der Verſuch aber lohnt die Mühe. 

Denn er wird uns zeigen, daß die Ethik des Staates viel 

einfacher und widerſpruchsloſer iſt als diejenige, nach deren 
| Verwirklichung der Einzelmenſch mit heißem Bemühen und 
| dennoch ſtets vergeblich ringt. 

Das Weſen des modernen Staates — und nur von 
| dieſem ift hier die Rede — beſteht darin, daß er gleichbedeutend 
| geworden ift mit dem Staatsvolk, der Staat der Gegenwart 
1 iſt identiſch mit der als beſondere Einheit aufgefaßten Summe 
i aller feiner Angehörigen, er ift die umfaſſendſte und ſtärkſte 
1 Intereſſengemeinſchaft feiner Mitglieder. Dieſe ſtaatsvölkiſche 

Intereſſengemeinſchaft aber äußert ſich nach zwei verſchiedenen 


j Richtungen: nad) innen im Verhältnis zu den Sonderinterejjen 
| der Staatsuntertanen und nach außen als Sonderintereſſe im 
1 Verhältnis zu den entſprechenden Sonderintereſſen anderer 
l Staaten. Um das Sittengeſetz des modernen Staatslebens 
j zu ergründen, müſſen wir daher fragen, welchen Motivationen der 
! Staat jeinem Wejen gemäß nach jeder dieſer beiden Richtungen 
N feiner Lebensbetätigung zu folgen hat. 

i Nach innen bedeutet die Intereſſengemeinſchaft des Staats: 


volkes den täglich erneuten praktiſchen Ausgleich zwiſchen den 


I| 

i Geſamtintereſſen des Staates und den Sonderintereſſen feiner 
| einzelnen Untertanen. Solchem Zwecke dient die Herſtellung 
„ und Anwendung der geſamten Rechtsordnung des Staates, 
| ſowohl der privaten als der öffentlichen, ſolchem Zwecke dient 
| weiterhin auch alle freie Wohlfahrtspflege des Staates inner 

1 halb der Grenzen des von ihm geſchaffenen Rechtes. Um ſeiner 


Ni Rechtsordnung Geltung verſchaffen und um fih ſelbſt innerhalb 
dieſer Rechtsordnung mit ſeinem Willen durchſetzen zu können, 


ee 


Der ſtaatsbürgerliche Altruismus. 13 
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ift der Staat mit Herrſchermacht ausgeſtattet. Hinter den 
ſtaatlichen Geboten und Verboten ſteht als letztes, äußerſtes 
Mittel der Zwang. Aber es wäre ſchlecht um einen Staat 
beſtellt, in dem nur das möglich wäre, was ſich erzwingen läßt. 
Andere und edlere Beweggründe des Verhaltens der 
Staatsuntertanen ſind es vielmehr, welche dem inneren Leben 
des Staates erſt die Möglichkeit zu fruchtbarer Entfaltung 
ſeiner Kräfte geben. Erſt eine weitgehende freiwillige Unter 
ordnung der Sonderintereſſen des einzelnen t Staatsangehörigen 
unter die höheren und höchſten Gemeinintereſſen ſeines Staats 
volkes vermag dieſem eine zuverläſſige Gewähr für die Er 
füllung ſeiner Aufgaben zu verſchaffen. Solche freiwillige 
Unterordnung aber iſt eine ſittliche Tat des Einzelnen, beruhend 
auf verſtandesmäßiger Einſicht in die ſtaatlichen Notwendig 
keiten und auf gefühlsmäßiger Liebe zu der Sonderart des 
eigenen Staatsvolkes. Je ſelbſtverſtändlicher dem Staats 
angehörigen dieſe Aufopferung erſcheint, deſto weiter iſt ſeine 
ſtaatsbürgerliche Sang fortgeſchritten. Und jo wird der 
moderne Staat ſelbſt zur Verkörperung einer ſittlichen Idee: 
indem er weit über das hinaus, was er befehlen und erzwi ngen 
kann, aufopfernde Hingabe des einzelnen Volksgenoſſen an die 
große Einheit des Vaterlandes 8 wirkt er als Erzieher 
zu ſtaats bürgerlichem Altruismus. 

Die als Ausdruck eines derartigen Altruismus erſcheinende 
ſtaatsbürgerliche Geſinnung quillt, wie geſagt, nicht nur aus 
Kräften des erkennenden Verſtandes, ſondern mindeſtens ebenſo 
ſehr aus der Macht des empfindenden Gemütes. Wohl hat 
man oft geſagt, der Staat als ſolcher könne kein Gegenſtand 
perſönlicher Zuneigung ſeiner Bürger ſein. Das iſt aber nur 
ſo lange richtig, als man den Staat mit ſeiner Obrigkeit oder 
Regierung identifiziert. Sieht man von dieſer veralteten Auf 
faſſung ab und ſetzt man den Staat, wie wir es getan, in 
Übereinftimmung mit feinem wahren Weſen, dem als Einheit 
aufgefaßten Staatsvolke gleich, jo beſteht kein Zweifel, daß 
dieſes Staatsvolk ein taugliches Objekt der Liebe für jeden 
iſt, der ihm zugehört. 

Freilich, Maß und Eigenart ſolcher Zuneigung wird 
verſchieden ſein können je nach der beſonderen Natur des 


14 Geſchichtliche Bedingungen des Staatsbewußtſeins. 
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einzelnen Staatsvolkes. Die vorübergehenden Staatsgründungen 
eines Napoleon I. auf deutſchem Boden haben keine in ſich 
geſchloſſenen Staats völker geſchaffen, ein großherzoglich bergiſches, 
ein königlich weſtfäliſches Staatsbewußtſein hat ſich nicht zu 
bilden vermocht. Andere Staaten von Napoleons Gnaden 
dagegen, die urſprünglich nicht minder bunt zuſammengewürfelt 
worden waren, haben ſich durch die Gunſt der Umſtände als 
politiſche Gemeinweſen erhalten, und im Laufe des letzten 
Jahrhunderts hat ſich ihre einſt ſo heterogene Bevölkerung 
als Einheit zu fühlen gelernt, ſodaß man heutzutage z. B. 
berechtigt iſt, von einem badiſchen, württembergiſchen und 
bayriſchen Staatsbewußtſein zu ſprechen, dem die Grundlage 
perſönlicher Sympathie für die Eigenart des beſonderen Staats 
volkes nicht fehlt. Am ſtärkſten wird natürlich die Gefühls 
ſaite der ſtaatsbürgerlichen Geſinnung erklingen, wo das 
Staatsvolk feit lange national vollkommen einheitlich zuſammen— 
geſetzt ift, d. h wo im Laufe der Jahrhunderte ein durch 
gemeinſame Sprache, Kultur und politiſche Geſchichte ver- 
kittetes Volkstum zum ausſchließlichen Träger des Staats- 
lebens geworden iſt. Hier wird das Staatsbewußtſein ohne 
weiteres zum Nationalbewußtſein, und hier vermag dies 
Nationalbewußtſein allein ſeine volle Naivetät zu bewahren, 
die ſubjektive Überzeugung der Staatsangehörigen von der un— 
übertrefflichen Schönheit und dem unvergleichlichen Adel des 
eigenen Volkstums nimmt in geſchloſſenen Nationalſtaaten 
häufig geradezu den Charakter eines Inſtinktes an. 

Anders immerhin in ſolchen Staaten, die den Staats- 
bürger gleichzeitig in ein engeres und in ein weiteres Vaterland 
hineinſtellen. Denn hier kann das Staatsbewußtſein nicht 
einfach im Nationalbewußtſein aufgehen, hier ſtehen die Liebe 
zum kleineren und zum größeren Kreiſe neben einander und 
müſſen ſich gelegentlich auseinanderſetzen. Das lebendigſte 
Beiſpiel für ſolchen Zuſtand ift das deutſche Reich der Gegen- 
wart. Hervorgegangen aus der Umwandlung eines rein 
geiſtigen deutſchen Nationalbewußtſeins in ein geſamtdeutſches 
Staatsbewußtſein politiſcher Prägung und dauernd von dieſem 
letzteren getragen, hat das deutſche Reich doch fortwährend 
auch das Sonderſtaatsbewußtſein ſeiner Angehörigen zu be- 
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rückſichtigen. Ebenſowenig aber kann umgekehrt der einzelne 
Reichsbürger fih feinem deutſchen Geſamtſtaatsbewußtſein 
in jedem Augenblick mit inſtinktartiger Naivetät hingeben. 
Vielmehr wird der ſeeliſche Prozeß, der ihn vom Sonder 
ſtaatsbewußtſein über das Nationalbewußtſein zum Reichs 
bewußtſein führt, ſtets ein verhältnismäßig komplizierter Vor 
gang ſein, der erſt gewiſſe Hinderniſſe aus dem Wege räumen 
muß und deſſen Gelingen daher individuell weit mehr abgeſtuft 
ſein wird als in Staaten, die gleichzeitig national vollkommen 
geſchloſſen und politiſch vollkommen zentraliſiert ſind. 

Noch größere Schwierigkeiten aber bieten ſich endlich der 
Erzielung einer harmoniſchen ſtaatsbürgerlichen Geſinnung in 
ſolchen politiſchen Gemeinweſen, die keine völlig einheitliche 
nationale Zuſammenſetzung ihres Staatsvolkes aufweiſen. Die 
jenigen Staaten, in denen zwei oder mehrere Nationalitäten 
als grundſätzlich gleichberechtigt anerkannt ind, laſſe ich hier beiſeite, 
die Erfahrung lehrt, daß, wenn ſolche politiſche Gemeinweſen nicht 
anderweit durch ſehr zähe Fermente zuſammengehalten werden, der 
in ihnen herrſchende Nationalitätenſtreit als ſtärkſter Hebel ihrer 
allmählichen Auflöſung wirkt. Dagegen intereſſieren uns hier 
beſonders ſolche Staaten, in denen zwar die bei weitem über 
wiegende Maſſe der Staatsangehörigen zu einer beſtimmten 
herrſchenden Nation rechnet, außerdem aber doch auch bedeutende 
Teile des Staatsvolkes vorhanden ſind, die ſich anderem Volks 
tum zuzählen und Anſpruch auf Gleichberechtigung mit der 
maßgebenden Nation erheben oder wohl gar aus dem ſtaatlichen 
Zuſammenhange mit ihr herausſtreben. Hier iſt das National 
bewußtſein in fih geſpalten: hier taucht die Frage auf, in 
wie weit das Geſamtſtaatsintereſſe eine Berückſichti gung der 
Volksſplitter, die nicht zur herrſchenden Nationalität gehören, 
erlaubt und in wie weit es deren Zurückdrängung fordert; 
hier wird es, da über ſolche Fragen von vornherein kein Ein 
verſtändnis der Nationalitäten beſtehen kann, zu Schwierigkeiten, 
zu Konflikten, ja unter Umſtänden zu Kataſtrophen kommen. 

Der gewaltigen Bedeutung entſprechend, welche im Staats 
leben der Neuzeit dem Nationalitätsprinzip zukommt, wird 
die herrſchende Nation bei ſolcher Sachlage ſich ſtets für berechtigt 
halten, die dem Staate ſonſt noch angehörenden Volksſtämme 
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von geſchloſſenem nationalen Einfluß auf das öffentliche Leben 
fernzuhalten. Sie wird ſtets geneigt ſein, das Intereſſe ihres 
eigenen Volkstums mit dem Geſamtſtaatsintereſſe zu identi— 
fizieren. Dieſer Meinung und dieſem Streben aber kann von 
der höheren Warte ſtaatsethiſcher Beurteilung aus je nach den 
Umſtänden doch nur ein ſehr verſchiedenes Maß von innerer 
Berechtigung zuerkannt werden. Zunächſt kommt es da ſchon 
auf die rein numeriſche Stärke der Nationalitäten an. Beſitzt 
die maßgebende Nation nur eine geringe Mehrheit oder iſt ſie 
gar in der Minderheit gegenüber der von den übrigen 
Nationalitäten des Staates aufgebrachten Volkszahl, ſo iſt 
ihr ſittliches Recht auf Alleinherrſchaft ihres Volkstums im 
öffentlichen Leben des Staates ſchon um deswillen nur ein 
ſehr bedingtes. In dieſem unvorteilhaften Lichte erſcheinen 
daher vor dem Richterſtuhl der Geſchichte z. B. die heutigen 
Magyaren, welche, obgleich noch nicht einmal die Hälfte des 
ungariſchen Staatsvolkes ausmachend, dennoch mit vollendeter 
Rückſichtsloſigkeit die übrigen mit ihnen zu einem Staatskörper 
verbundenen Nationalitäten unterdrücken. Je geringer dagegen 
der Bruchteil ift, den die nationalen Minoritäten zur Geſamt— 
bevölkerung eines Staates ſtellen, deſto weniger wird man 
der herrſchenden Nation zumuten können, daß ſie die Pflege 
des fremden Volkstums für ein Geſamtſtaatsintereſſe erkläre, 
ja deſto gerechtfertigter erſcheint der Ausſchluß dieſer Fremd 
körper von der Betätigung auf dem Schauplatz des öffentlichen 
Lebens. 

Weit ſchwerer aber noch als die zahlenmäßige Stärke der 
Nationalitäten fällt für die ſtaatsethiſche Beurteilung des 
Verhaltens der herrſchenden Nation die Antwort auf die Frage 
ins Gewicht, ob das maßgebende Volkstum eine höhere Form 
menſchlicher Kulturentwicklung darſtelle als die beherrſchten 


Nationalitäten oder nicht. Steht die herrſchende Nation auf 


einer niedrigeren Kulturſtufe als die ihr unterworfenen Beſtand 
teile fremden Volkstums, ſo kann ihr auch die größte numeriſche 
Überlegenheit nicht zu dem ſittlichen Rechte verhelfen, dieſe 
höher gearteten Nationalitäten zu unterdrücken. Iſt ihre Kultur 
derjenigen ebenbürtig, die von den angegliederten Nationalitäten 
repräſentiert wird, ſo wird umgekehrt das Zahlenverhältnis 
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der Volksgenoſſen allein über die Frage entſcheiden müſſen, in 
wie weit die ausſchließliche Herrſchaft des größten Volksſtammes 
vom Standpunkte der öffentlichen Moral zu billigen oder 
gar zu fordern iſt. Trifft endlich ſtarke Überlegenheit der 
Kultur und der Volkszahl in der herrſchenden Nation zuſammen, 
ſo darf im Sinne der hier allein maßgeblichen Staatsethik 
wahrlich nicht mehr von einem Unrecht geſprochen werden, 
wenn dieſe Nation ſich nunmehr auch auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens als ausſchlaggebend betrachtet, wenn ſie 
nur die Pflege dieſer ihrer nationalen Kultur für ein Geſamt 
intereſſe des Staates erklärt, wenn ſie jede öffentlich⸗rechtliche 
Privilegierung der etwa ſonſt noch im re sgebiete vorhandenen 
Nationalitäten als eine Gefahr für den durch ihr Volkstum 
ausſchließlich dargeſtellten nationalen Charakter des Staates 
betrachtet und wenn ſie demgemäß dieſen fremden Nationalitäten 
bei aller Schonung ihrer Eigentümlichkeiten im Privatleben 
auf dem Boden des Staatslebens die Gleichberechtigung ver 
weigert und von ihnen den unbedingten Anſchluß an das 
herrſchende Volkstum fordert. 

Soviel über das Sittengeſetz, wie es für das innere Leben 
des modernen Staates gilt. Wir ſehen, es verlangt weit- 
gehenden ſozialen Altruismus von den einzelnen Staatsbürgern 
und von den innerſtaatlichen Intereſſengemeinſchaften. In 
einem Staate, der national der Hauptſache nach einheitlich 
zuſammengeſetzt und der zu gleicher Zeit politiſch zentraliſiert 
iſt, bezieht ſich dieſer Anſpruch im weſentlichen auf das 
wirtſchaftliche und ſtändiſche Leben. Wo aber in einem Staats 
körper kompliziertere Verhältniſſe obwalten, wo engeres und 
weiteres Staatsbewußtſein zu einander Stellung nehmen 
müſſen oder wo nationale Zwief ſpältigkeit eine Rolle ſpielt, 
da werden noch andere und höhere Forderungen an die ſtaats 
bürgerliche Geſinnung des Untertanen geſtellt, da muß von 
ihm erwartet werden, daß er auch in den inneren Kämpfen, 
die das Geſamtſtaatsintereſſe gegen engherzigen Partikularismus 
oder gegen überhebenden Fanatismus kleiner und kulturell 
zurückgebliebener Minoritäten fremder Nationalität zu führen 
hat, allezeit auf Seiten der Verteidiger dieſes Geſamtſtaats⸗ 
intereſſe gefunden werde. Von ſolchen nationalen Minder— 
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heiten ſelbſt aber muß der Staat, der fie an der ganzen Fülle 
ſeiner eigenen Kultur teilnehmen läßt, Beſchränkung ihrer 
volkstümlichen Betätigung auf das Gebiet des privaten Lebens 
verlangen. 

Viel einfacher geſtaltet ſich das Sittengeſetz des modernen 
Staatslebens, inſofern dieſes ſich nach außen betätigt. Die 
große Vielheit der beſtehenden Kulturſtaaten gründet ihre 
mannigfaltigen Beziehungen auf das Prinzip der völkerrecht— 
lichen Gleichheit. In dieſen Lebensbeziehungen alſo iſt nicht, 
wie im inneren Staatsleben, das Prinzip der Über- und Unter 
ordnung maßgebend, ſondern der Grundſatz der Nebenordnung. 
Die großen Kulturſtaaten der Gegenwart erſcheinen nach außen 
hin als die Glieder der allumfaſſenden internationalen Staaten 
geſellſchaft, die ſie aber keineswegs als eine ſie beherrſchende 
Geſamtorganiſation anſehen. Wohl hat der gewaltig ange 
ſchwollene Verkehr, hat die wachſende Kultur auch internationale 
Geſamtintereſſen geſchaffen, wohl kommt die höhere Geſittung 
der Neuzeit auch im zwiſchenſtaatlichen Leben zu immer ſtär 
kerer Geltung. Aber notwendigerweiſe bleibt es doch ſtets dem 
einzelnen Staate überlaſſen, zu entſcheiden, in wie weit er 
neu auftauchende Prinzipien der Völkerſitte für ſich als maß— 
gebend anerkennen und ſie zu Beſtandteilen ſeines eigenen 
Rechtes erheben will, und tägliche Erfahrung beſtätigt, daß 
ſolche Anerkennung nur erfolgt, wenn das behauptete inter— 
nationale Geſamtintereſſe mit dem Sonderintereſſe des ein 
zelnen Staates wirklich übereinſtimmt. So waltet alſo im 
internationalen Leben der Staaten ein umgekehrtes Rangver— 
hältnis von Gejamt- und von Sonderintereſſe, wie im inneren 
Staatsleben. Hier hat das Sonderintereſſe ſich dem Geſamt— 
intereſſe ein- und unterzuordnen, dort wird ein Geſamt 
intereſſe überhaupt nur inſofern anerkannt, als es gleichzeitig 
ein Sonderintereſſe iſt. Das aber bedeutet nicht mehr und 
nicht weniger, als daß die nach außen gerichtete Lebensbetätigung 
des Staates ſich notwendigerweiſe von egoiſtiſchen Motiven 
leiten läßt. Sich gegen dieſe Notwendigkeit verſchließen, heißt 
den Boden der Wirklichkeit mit dem luftigen Wolkenſitz der 
Phantaſterei vertauſchen. Wer das für unfruchtbar hält, wer 
bei höchſtfliegendem Idealismus ſeine Füße dennoch auf dem 
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feſten Grunde der Erde haften laſſen will, der wird ſich mit 
dieſem Grundgeſetz der internationalen Lebensbetätigung des 
Staates abzufinden haben. 

Damit iſt nun aber keineswegs geſagt, daß es für die 
internationale Verfolgung ſtaatlicher Sonderintereſſen Unter— 
ſchiede der ſittlichen Berechtigung überhaupt nicht gebe. Es 
wird fih vielmehr hierfür ein ziemlich ſicherer Maßſtab auf: 
ſtellen laſſen je nach der Eigenart und der Dringlichkeit des 
verfolgten Intereſſes. Ein rein wirtſchaftliches Intereſſe z. B. 
wird ſchon ſehr intenſiv fein müſſen, um den intereſſierten 
Staat vor dem ſittlichen Urteil der Welt zu berechtigen, dafür 
einen Krieg zu führen. Andrerſeits müſſen ſogenannte Staats⸗ 
notwendigkeiten, d. h. wirkliche Lebensintereſſen eines Staates 
denſelben ſtets und unter allen Umſtänden berechtigen, eventuell 
auch mit dem Schwerte in der Hand für ihre Verwirklichung 
einzutreten, und dabei macht es für die ſittliche Beurteilung 
ſolchen Vorgehens keinen Unterſchied aus, ob vielleicht auf der 
Gegenſeite ebenſo vitale Staatsintereſſen auf dem Spiele ſtehen. 
Übrigens pflegt unter ſolchen Umſtänden die Weltgeſchichte 
als das Weltgericht dafür zu ſorgen, daß dasjenige Volkstum, 
welches die höheren Kulturwerte in ſich birgt, den endgültigen 
Sieg davonträgt, oder daß aus dem Streite ein Neues Her- 
vorgeht, ein Drittes, das die hervorſtechendſten Eigenſchaften 
beider Parteien zu einem beſonderen volkstümlichen Typus 
gejtaltet.!) Andrerſeits werden politiſche Gemeinweſen, deren 
inneres Leben ſo verkommen iſt, daß bei ihnen von der Ver— 
körperung der ſittlichen Idee des Staates als der höheren 
Einheit ſeiner Angehörigen keine Rede mehr ſein kann, damit 
ihre Daſeinsberechtigung weſentlich beeinträchtigen, ja unter 
Umſtänden völlig einbüßen. 

Lediglich von den bisher entwickelten Geſichtspunkten der 
Ethik des inneren und des äußeren Staatslebens aus können 
wir daher auch den Kampf des Preußiſchen Staates und des 

1) Das dürfte ſich auch als letztes Ergebnis des engliſch-buriſchen 
Krieges von 1899 1900 herausſtellen. Aus dem engliſchen und dem buriſchen 
Element wird ſich in Südafrika ein ſelbſtändiges Afrikandertum entwickeln 
und es iſt anzunehmen, daß dieſem neuen Volkstum dereinſt auch ein 
eigener weltgeſchichtlicher Beruf zufallen wird. 
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Deutſchtums überhaupt gegen das Polentum gerecht beurteilen. 
| Dabei kommen für die polnischen Teilungen ſeit 1772 und für 
die endgültigen Einverleibungen des Jahres 1815 einzig und 
allein die Motivationen der internationalen Intereſſenpolitik 
in Betracht. Ihre Beurteilung vom Standpunkte der Staats 
ethik wird ſich alſo ausſchließlich von der Antwort auf zwei 
Fragen leiten laſſen müſſen. Die erſte dieſer Fragen lautet: 
hat es ſich bei der Teilung des Polenreiches und bei dem 
bisherigen Feſthalten der polniſch durchſetzten Oſtmark für 
Preußen um ein wichtiges Staatsintereſſe, vielleicht gar um 
eine Staatsnotwendigkeit gehandelt? Und zweitens: war das 
Königreich Polen im Augenblicke ſeines Unterganges ein Staat, 
| deffen inneres Leben von ſtaatsethiſchen Gedanken beherrſcht 
| wurde oder war ihm damals vielleicht umgekehrt jede ſittliche 
Daſeinsberechtigung ſchon lange abhanden gekommen? Erſt, 
wenn wir uns ſagen dürfen, daß dieſe Fragen im preußiſch— 
deutſchen Sinne zu beantworten ſind, werden wir zur weiterer 
Frageſtellung übergehen können, die ſich auf die Behandlung 
des Polentums feit feiner teilweiſen Aufnahme in den preußi- 
ſchen Staat bezieht. Denn hier handelt es ſich um ein Problem 
des inneren preußiſchen Staatslebens und des innerdeutſchen 
Volkstums. Hier wird alfo zu entſcheiden fein, ob das Polen 
tum in Preußen-Deutſchland kraft feiner zahlenmäßigen Stärke 
und kraft ſeiner nationalen Eigenkultur beanſpruchen kann, 
daß ſeinem Volkstum auch im öffentlichen Leben des Staates 
ji Raum zur Betätigung verſchafft werde — oder ob nicht viel 
| leicht umgekehrt dem preußiſchen Staatsbewußtſein und dem 
deutſchen Nationalbewußtſein die Pflicht obliegt, das Polentum 
innerhalb Deutſchlands, entſprechend dem tatſächlichen Ausmaße 
ſeiner numeriſchen und kulturellen Bedeutung für Staat und 
Volk, in ſtrengſter Weiſe auf die Betätigung im Gebiete des 
privaten Lebens zu beſchränken. 

Wenden wir uns zunächſt dem erſtgenannten Fragen 
komplex zu, ſo iſt es eine allgemein bekannte geſchichtliche 
Tatſache, daß das Königreich Polen, als es im Jahre 1772 
I &; ſeine politiſche Einheit und Selbſtändigkeit einbüßte, feiner 

e ſittlichen Daſeinsberechtigung als Staat ſchon längſt verluſtig 


| 
| 
| 


7 


Krone und Adel im Königreich Polen. 21 


CCC ER ER ER TER ER RER EHER Er 


gegangen war!). Freilich auch Polen hatte dereinſt feine große 
Zeit gehabt. Aber ſein politiſcher Ruhm hatte doch nie auf 
etwas anderem als auf Krieg und Eroberung beruht. So 
war denn auch die Bevölkerung des weiten Ländergebietes, 
welches die „Republik“ Polen im 18. Jahrhundert unter ihrer 
Herrſchaft vereinigte, nichts weniger als national einheitlich 
zuſammengeſetzt. Nur Großpolen an der Warthe und Pilica 
und Kleinpolen an der oberen Weichſel konnten als altpolni 
ſches Land gelten, und von den 14 Millionen Seelen, die das 
Reich um 1750 zählte, waren etwa 7 Millionen Ruffen, 51/4 
Million Polen und 1?/, Millionen Deutfche, die nichtpolniſche 
Bevölkerung übertraf alfo die polniſche um 3¼ Million Seelen. 
Dennoch beherrſchte das Polentum ausſchließlich den Staat. 
Aber nicht etwa das geſamte Polentum. Von der ganzen 
polniſchen Bevölkerung bildete vielmehr nur ein kleiner Bruch 
teil, nicht viel mehr als ein Sechſtel, die „Nation“ im poli 
tiſchen Sinne, d. h. die Körperſchaft, welche ſich im Beſitze 
aller Macht und alles Rechtes befand. Dieſe herrſchende Kor 
poration war der Adel cder die „Schlachta“. 

Das Königtum iſt in Polen nie von anderer als mili 
täriſcher Bedeutung geweſen. Als Heerführer zu Krieg und 
Eroberung kam der König in Betracht, im inneren Leben des 
Staates hatte er ſo gut wie nichts zu ſagen. An ſeiner Stelle 
ſchaltete der Adel. Seit 1355 beſaß die Schlachta das 
Recht der Freiheit von Steuern, militäriſchen Quartierleiſtungen 
und Lieferungen, das Recht der Steuerfreiheit hatte auch der 
Klerus. Im J. 1430 riß der Adel die geſamte Rechtspflege 
und innere Regierung an ſich, indem er ſich vom Königtum 
das ausſchließliche Recht auf alle geiſtlichen und weltlichen 
Amter verbriefen ließ. Durch das Geſetz vom Jahre 1505 
endlich erwarb die Schlachta für den von ihr allein beſchickten 
Reichstag das unbedingte Veto gegen jede vom König aus⸗ 
gehende rechtliche Neuerung und entriß dadurch der Krone die 
geſamte Geſetzgebung. Seitdem beſaß das Königtum auch 
nicht mehr den Schatten eines wirklichen Einfluſſes auf den 


') vgl. für das Folgende namentlich W. Oncken, Das Zeitalter 
Friedrichs des Großen. Bd. 2. (Berlin 1882) S. 434 ff. 
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Gang der inneren Staatsangelegenheiten. Und doch ſchien 
ſeine völlige Bedeutungsloſigkeit immer noch geſteigert werden 
íl zu können, denn die Bewerber um die Wahlkrone, mochten 
ſie Fremde oder Einheimiſche ſein, haben ſich im 17. und 18. 
Jahrhundert die Stimmen ihrer Wähler durch ſtets erneute 
| Selbſtentrechtung erkaufen müſſen. Da aber ſeit 1652 die 
I Stimme eines einzigen Reichstagsboten genügte, um jeden Be⸗ 
ſchluß der Verſammlung unmöglich zu machen, da jede noch 
il jo geringe Minderheit des Adels das Recht des bewaffneten 
i Widerſtandes gegen die Staatsgewalt in Anjprud nahm und 
ſich niemals ſcheute, dies Recht ſelbſt unter Anrufung der 
j Hülfe des Auslandes auszuüben, jo waren im Polen des 
| 17. und des 18. Jahrhunderts die Anarchie, die Geſetzloſigkeit 
und der Landesverrat geradezu ſtaatsrechtliche Axiome geworden. 
Hatte ſo der Adel das Königtum zu einer Karikatur ent— 
würdigt, ſo trug die Herrſchaft der Schlachta über das Volk 
vollends die Züge ſchrankenloſeſter Willkür. Am entſetzlichſten 
war die wirtſchaftliche und ſoziale Lage der leibeigenen bäu 
riſchen Bevölkerung polniſchen, litauiſchen und ruſſiſchen 
Stammes. Ein Pole des 18. Jahrhunderts, Staszic mit 
Namen, hat ung dieje Heloten geſchildert!). Er ſchreibt: 
„Vor meinem Auge ſtehen fünf Sechsteile des polniſchen 
Volkes. Ich ſehe Millionen unglücklicher Geſchöpfe, halbnackt, 
bedeckt mit Fellen und rauhem Tuche, von Schmutz und Rauch 
entſtellt, mit tiefliegenden Augen, kurzatmig, mürriſch, ver 
kommen, verdummt; ſie empfinden wenig, denken wenig, kaum 
erkennt man in ihnen die vernünftige Seele. Sie ſehen Tieren 
ähnlicher als Menſchen. Ihre gewöhnliche Speiſe iſt Brod 
mit Spreu vermiſcht, den vierten Teil des Jahres über nur 
Kräuter. Sie trinken Waſſer und Branntwein, ſie wohnen 
in Erdhütten oder Wohnungen, die mit dem Erdboden faſt 
in gleicher Höhe ſtehen: dorthin dringt keine Sonne durch, 
Rauch und Ausdünſtungen erſticken darin den Menſchen und 
töten ihn oft in kindlichem Alter. Erſchöpft von der Tages- 


) vgl. E. v. d. Brüggen, Polens Auflöſung. Kulturgeſchichtliche 
Skizze aus den letzten Jahrzehnten der polniſchen Selbſtändigkeit. Leipzig. 
1878. S. 54. 
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arbeit für feinen adeligen Herrn ſchläft dort der Hausvater 
zuſammen mit ſeinen nackten Kindern auf faulem Stroh, auf 
demſelben Lager, auf dem ſeine Kuh mit ihrem Kalbe ſteht 
und das Schwein mit ſeinen Ferkeln liegt.“ über dieſer 
rechtloſen Maſſe des Volks thronte der eigentliche Herrſcher 
des Staates, die Schlachta. Aber auch der Adel, im ganzen 
etwa 1,500,000 Perſonen umfaſſend, war keineswegs eine 
gleichartige Maſſe. Er zerfiel nach einer Flugſchrift vom 
Jahre 1775 in die Magnaten oder Pane, in die mittlere und 
in die kleine Schlachta. Unter den Magnaten gab es fünf 
bis ſechs Familien von fürſtlichem Reichtum, dann folgten 
etwa 12 ebenfalls noch reichbegüterte Sippen, hierauf etwa 
100 Geſchlechter von größerem Wohlſtand. Die mittlere 
Schlachta teilte ſich wiederum in zwei Klaſſen, deren erſte, 
nur 200—300 Perſonen begreifend, keinen Grundbeſitz, aber 
anſehnliche Stellungen einnahm, während die zweite, aus 
20—30 000 Leute beſtehend, den eigentlichen mittelbegüterten 
Landadel ausmachte. Endlich, auf unterſter Stufe, erſcheint 
die kleine Schlachta, ein Lumpenadel, ohne Vermögen und 
ohne Bildung, mehr als 1,300,000 Seelen umfaſſend, auf 
dem Dorfe im elendeſten Zuſtande vegetierend und ſtets bereit 
auf dem Reichstage ſeine Stimmen an den meiſtbietenden 
Magnaten zu verkaufen oder das Gefolge eines Pans im be 
waffneten Streite der Parteien zu verſtärken. 

Unter ſolchen anarchiſchen Verhältniſſen konnte endlich 
auch ein kräftiges ſtädtiſches Bürgertum nicht gedeihen. Vor 
Zeiten freilich hatte es in Polen eine reiche ſtädtiſche Kultur 
gegeben. Sie war jedoch nicht polniſchen Urſprungs und 
Charakters geweſen. Deutſche Siedler waren es vielmehr, 
die dereinſt, von den polniſchen Königen gerufen, unter könig 
lichem Schutze in zahlreichen Städten nach kulmiſchem oder 
magdeburgiſchem Rechte gelebt hatten. Aber die immer ſtärkere 
Ausbildung der Adelsherrſchaft hatte dafür geſorgt, daß dies 
deutſche Stadtbürgertum untergehen mußte, der anfänglichen 
Rechtsunſicherheit war der Untergang jeglichen Rechtsſchutzes 
gefolgt, ohne den keine ſolide, alſo keine deutſche Arbeit ge— 
deihen kann. Der deutſche Bürger verſchwand aus Polen, 
das arbeitende Bürgertum ſtarb aus oder wanderte fort, an 
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jeine Stelle trat der armſelige polniſche Handwerker und der 
ſchachernde Jude, der auch ohne Rechtsſicherheit auf ſeine Koſten 
und über ſeine Koſten zu kommen verſtand. Dies Judentum 
aber übernahm, ohne es zu beabſichtigen, die Rolle als Rächer 
des deutſchen Bürgertums am polniſchen Adel, indem es ſich 
namentlich der Schlachta kleineren Beſitzes als Vermittler 
aller ihrer Luxusbedürfniſſe und Geldgeſchäfte unentbehrlich 
machte, bis der „Hofjude“ ſeinen adligen Gönner — ruiniert 
hatte. 

In der Tat, es iſt ein grauenhaftes Bild politiſcher, 
wirtſchaftlicher und ſozialer Verkommenheit, das ſich bei der 
Betrachtung des polniſchen Reiches während des 18. Jahr 
hunderts vor unſeren Augen entrollt. Kein Wunder, daß ſchon 
die Zeitgenoſſen ſtaunten, wie ein ſolcher Staat, dem ſeit 
lange jedes ſittliche Daſeinsrecht fehlte, ſich immer noch als 
eigenes politiſches Gemeinweſen zu halten vermochte. Es iſt 
bezeichnend, daß dieſem Staunen der Mitwelt beſonders leb 
hafter Ausdruck von einem Franzoſen gegeben worden iſt, der 
als leidenſchaftlicher Ankläger gegen die verrotteten geſell 
ſchaftlichen Zuſtände ſeines eigenen Vaterlandes aufgeſtanden 
war und von dem doch kein Wort bekannt iſt, wonach er an 
der Lebens- und Geſundungsfähigkeit Frankreichs gezweifelt 
hat. Die polniſchen Zuſtände aber hat Jean Jacques Rouſſeau 

denn ihn meinen wir — als völlig hoffnungslos und als 
ſchlechterdings reif zum Untergang geſchildert. Denn in ſeinen 
aus dem Frühjahr 1772 ſtammenden „Betrachtungen über 
die Verfaſſung Polens“) ſchreibt er: „Wer die Geſchichte 
der Verfaſſung Polens lieſt, hat Mühe zu begreifen, wie ein 
ſo rätſelhaft gebildeter Staat ſo lange Zeit hat beſtehen 
können. Ein großer Körper, zuſammengeſetzt aus einer großen 
Anzahl toter und einer kleinen Anzahl zerriſſener Glieder, 
deren ſämtliche Bewegungen durchaus unabhängig von einander, 
weit entfernt, ein gemeinſames Ziel zu haben, ſich vielmehr 
wechſelſeitig vernichten, ein Körper, der ſich gewaltig anſtrengt, 
um nie etwas zu tun, der keinem Angreifer Widerſtand leiſten 
kann, der jedes Jahrhundert fünf oder ſechsmal auseinander— 

1) Considerations sur le gouvernement de Pologne et sur la 
réformation projetée en avril 1772. Qeuvres X. 14. 
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fällt, den ein Schlagfluß lähmt jedesmal, wenn er einen Schritt 
tun, irgend einem Bedürfnis abhelfen will und der, trotz 
allem, lebt und ſich bei Beſtand erhält; das ſcheint mir eines 
der ſonderbarſten Schauſpiele zu ſein, über welche ein denkendes 
Weſen erſtaunen kann“. 

Als Rouſſeau dicfe Worte ſchrieb, ahnte er nicht, wie 
nahe das Verderben dem Afterſtaate war, über deſſen zähes 
Leben er ſich wunderte. In der Tat nämlich konnte von einer 
Selbſtändigkeit Polens ſchon das ganze 18. Jahrhundert hin— 
durch nicht mehr die Rede ſein. Schon ſeit der Schlacht von 
Poltawa, alſo ſeit 1709, waren die polniſchen Könige, wie ſie 
im Innern nur die Rolle von Marionetten ihres Großadels 
ſpielten, ſo nach außen nur noch Statthalter des ruſſiſchen 
Zarentums. Langſam hat das Moskowiterreich während des 
18. Jahrhunderts ſeine Vorbereitungen getroffen, um ſich ganz 
Polen einzuverleiben ). Und darum hat es ſich im Jahre 
1772, als Polens Schickſal in Erfüllung ging, überhaupt gar 
nicht mehr um die Frage des Aufhörens der polniſchen Selbſt— 
ſtändigkeit gehandelt; dieſe Frage war von Rußland längſt 
im verneinenden Sinne beantwortet. Der ſpringende Punkt 
in der damaligen politiſchen Lage war vielmehr lediglich, 
ob Rußland allein ganz Polen erhalten ſollte oder ob 
es ſich mit Gſterreich und Preußen in das Königreich 
zu teilen habe. Eine ſolche einſeitige Annexion Polens durch 
Rußland aber würde dem Zarenreich einen geradezu erdrückenden 
Einfluß auf Weſteuropa verſchafft und ſpeziell Oſtpreußen für 
immer von der Landverbindung mit der übrigen Monarchie 
abgeſchnitten haben. Sa iſt und bleibt es ein unſterbliches 


) Übrigens war die Teilung Polens auch ſchon im 17. Jahrhundert 
Gegenſtand ernſthafter politiſcher Verhandlungen geweſen; nach der 
Schlacht von Warſchau legte Karl X. Guſtav von Schweden dem großen 
Kurfürſten einen dahin gehenden Plan vor, auf den letzterer nur deshalb 
nicht einging, weil er davon eine allzu große Verſtärkung der ſchwediſchen 
Feſtlandſtellung befürchtete. 1705 kam man preußiſcherſeits, 1710 ruſſiſcher⸗ 
ſeits auf ähnliche Pläne zurück, 1732 bot der König von Polen den Nach⸗ 
barländern ſelbſt Stücke ſeines Reiches unter der Bedingung an, daß man 
ſeine dynaſtiſche Politik in dem ihm dann verbleibenden Gebiete nicht 
ſtöre. Vergl. Chr. Meyer, Geſchichte des Landes Poſen. Poſen. 1881. 
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Verdienſt Friedrichs des Großen um Preußen, daß er dieſen 
ruſſiſchen Plan zu hindern gewußt hat, ohne dafür einen 
Schwertſtreich tun zu müſſen. Demgemäß war jedenfalls die 
Teilnahme Preußens an den polniſchen Einverleibungen vom 
Jahre 1772 eine preußiſche Staatsnotwendigkeit. Von der 
zweiten Teilung Polens im Jahre 1793 und von der dritten 
im Jahre 1795 wird man vielleicht nicht dasſelbe zu ſagen 
vermögen, denn die damaligen Annexionen verſtärkten das 
polniſche Element des preußiſchen Staates in einem Maßſtabe, 
der für den deutſchen Nationalcharakter des Königreichs zu 
einer ernſten Gefahr werden konnte. So war es wohl ein 
Glück für Preußen, daß dieſe Erwerbungen vorübergehender 
Natur blieben. Der Wiener Kongreß iſt es dann geweſen, der 
das polniſche Erbe der preußiſchen Monarchie in ſeinem ſeither 
gleich gebliebenen Beſtande hergeſtellt hat, aus der Hauptmaſſe 
des Erworbenen nebſt einigen bisher weſtpreußiſchen Gebiets— 
teilen wurde damals die Provinz Poſen gebildet, während die 
Landſtriche um Thorn wieder mit dem alten Ordenslande 
vereinigt wurden. 

Wie ſtand es nun mit der Kultur dieſer Lande? Welche 
Zuſtände während der Selbſtändigkeit Polens hier geherrſcht 
haben, iſt oben beſchrieben worden. Aber hatten ſich die Ver— 
hältniſſe in der Zeit von 1772—1815 nicht doch vielfach 
gebeſſert? Das hatten ſie allerdings in mancher Beziehung. 
Freilich, das Verdienſt des polniſchen Volkstums iſt das nicht 
geweſen. Deutſcher Arbeit, und ihr allein ſind die kulturellen 
Errungenſchaften zuzuſchreiben, welche ſchon in dieſem erſten 
Menſchenalter preußiſcher Verwaltung erreicht wurden!). Nament 
lich hat Friedrich der Große ſelbſt noch eine raſtloſe Tätigkeit 
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H zur Hebung der neuerworbenen Oſtmark entfaltet. Sämtliche 
N | geiftlichen Beſitzungen wurden gegen Entſchädigung als Staats- 
| güter eingezogen, aus ihnen und den ebenfalls eingezogenen 
Staroſteigütern wurden Domänen geſchaffen, die zufolge 
j rationeller Bewirtſchaftung bald erkleckliche Einnahmen 
) vgl. Beheim-Schwarzbach, Hohenzollernſche Kolonijationen. Leipzig. 
1874. 5 Eas ff. A z er a. a. 5 S. Br fe 15 . 155 
| S i 5 re Bede r Preußen-Deut „Berlin. 
| 4 AA an und ihre Bedeutung für Preußen-Deutſchland erlin 
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abwarfen. Bis 1793 entſtanden im Netzediſtrikte 20 Domänen 
ämter, die 6995 Hufen, 6030 Feuerſtellen und 43 711 
Seelen umfaßten und die einen Reingewinn von etwa 
50000 Talern brachten. In Südpreußen wurden die Kron 
lehen und geiſtlichen Güter erſt 1796 eingezogen, aus ihnen 
wurden im Jahre 1801 im Ganzen 35 Domänenämter gebildet, 
Zur Beſiedelung bisher unbebauten Landes rief Friedrich der 
Große Koloniſten aus verſchiedenen Teilen Deutſchlands ins 
Land, unterſtützte ſie durch unentgeltliche Lieferung von Wirtſchafts- 
inventar, Vieh, Saatkorn und Futter, ſowie durch Erlaß von 
Steuern und Kriegsdienſt, ſtiftete Prämien für rationellen Obſt— 
und Gartenbau und förderte die Veredlung der Viehraſſen. Die 
Grundbeſitzverhältniſſe verbeſſerte er durch Gründung einer land 
ſchaftlichen Kreditbank, durch Einführung von Hypothekenbüchern 
und durch Anordnung eines geregelten Konkursverfahrens. 
Endlich gründete er an dem von ihm angelegten Bromberger Kanal 
mehrere Arbeiterkolonien und fand damit die Nachfolge auch 
anderer Gutsbeſitzer. Die Beſiedelungspolitik ſeines Groß 
onkels ſetzte dann Friedrich Wilhelm III. bis 1806 fort, nach 
Roſſard waren bis dahin in Südpreußen auf 51,439 Morgen 
1111 Koloniſtenfamilien, meiſt Württemberger, angeſetzt worden, 
alſo etwa 5500 Perſonen mit einem Koſtenaufwand von ini 
gefamt 1,180,250 Talern. 

Eine der erſten Maßregeln der preußiſchen Regierung 
war die Aufhebung der Leibeigenſchaft. Die Zwangsgeſindedienſte 
und das Scharwerk der Gutsuntertanen für ihre Grundherren 
wurden genau beſtimmt und gleichzeitig feſtgeſetzt, unter welchen 
Bedingungen die Verpflichteten von der Gutsuntertänigkeit frei 
zulaſſen ſeien. Die aus Jahrhunderte langer Sklaverei ent 
wickelte Stumpfheit der bäuerlichen Bevölkerung verhinderte 
jedoch vorläufig noch, daß der gemeine Mann ſich die ihm 
hiermit gebotenen Vorteile in ausgiebigerem Maße zu Nutze 
machte. 

Eine ſyſtematiſche Forſtkultur war im Königreich Polen 
unbekannt geweſen, man hatte ganz willkürlich drauf los ge 
wirtſchaftet, und da infolgedeſſen die Wälder ſo gut wie gar 
keinen Ertrag abwarfen, ſo war es für Städte, Dörfer, Güter 
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und Privatperſonen nicht ſchwer geweſen, fiH in den fis— 
kaliſchen Forſten Freiholzprivilegien zu verſchaffen. Auch die 
| Jagd war wegen der noch zahlreich vorhandenen Wölfe wenig er- 
giebig. Jetzt, im Jahre 1772, wurden die 16000 Magdeburger 
Hufen umfaſſenden königlichen Wälder des Netzediſtriktes ſofort 
| einer planmäßigen Beförſterung unterworfen und zu dieſem 
N Zwecke in ſieben Reviere eingeteilt. Das Holz wurde je 
„ nach ſeiner Beſchaffenheit verſchiedenen Schlägen von beſtimmter 
j Dauer zugewieſen, wüſte Stellen wurden neu angefchont, 
übel beſtandene Schonungen wurden vervollſtändigt, und mit 
Birken und Dornen eingehegt. Gegen den Wolf begann ein 
energiſcher Vernichtungskrieg. Das Gleiche geſchah 1793 im 
Departement Poſen. 

Beſondere Sorgfalt wurde von vornherein ſeitens der 
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i neuen Regierung dem Städteweſen zugewandt. Von den 47 
% bei der erſten Teilung an Preußen gefallenen Städten waren 
i 24 königlich. 23 befanden ſich als ſogenannte Mediatſtädte 
in den Händen von Adelsfamilien und ſtellten in Wirklichkeit 
4 nur kümmerliche Marktflecken dar. Alle Städte aber waren, 
0 namentlich zufolge des Überwiegens der jüdiſchen Bevölkerung 
i und bei der gewerblichen Konkurrenz des platten Landes, in 
ji äußerſt herabgekommenem Zuſtande, die königliche Stadt 
Ki Bromberg z. B. zählte bei der Beſitzergreifung 105 wüſte 
. Bauſtellen und im ganzen kaum 800 Einwohner)). So galt 
i es alfo in erſter Linie, der eingeriſſenen Entvölkerung zu 
N jteuern und den Unterſchied der Stadt als Mittelpunkt von 
ii Handel und Gewerbe zum platten Lande wieder herzuſtellen. 
| Das geſchah durch die Kabinettsordre vom 17. Dezember 1772, 
welche die Statuten und Privilegien der Zünfte und Innungen 
‘j nach altpreußiſchem Muſter regelte und durch Verfügungen, 
i die darauf ausgingen, den Gewerbebetrieb vom Lande 
N möglichſt vollſtändig in die Städte zu verpflanzen. 
Neue Städte ſollten an Stellen angelegt werden, wo es bisher 
an Zentren für den Umſatz der Landesprodukte gefehlt hatte, 
i [ Manufakturen ſollten gegründet werden, Cin- und Ausfuhr 
. verbote wurden zu ihrer Unterſtützung erlaſſen. Zahlreiche 
Be“ ee ne 
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Handwerker und Arbeiter wurden zur Neubelebung des ſtädtiſchen 
Gewerbes von auswärts herangezogen, Bauhandwerker kamen 
vor allem aus Sachſen, Thüringen und Franken. So ent 
wickelte ſich ſchon bald ein reger Gewerbfleiß in den Städten: 
Tuchmachereien, Wollwebereien, Gerbereien und andere Zweige 
der Lederinduſtrie nahmen raſchen Aufſchwung, in Bromberg 
entſtand außerdem eine Zuckerſiederei, eine holländiſche Oel 
und Perlgraupenmühle ſowie eine Eiſen-, Stahl- und Kupfer- 
faktorei. Am 24. Januar 1774 erhielt dann das Handwerk 
eine neue Organiſation, welche die ſtärkſten Auswüchſe der 
alten Zunftverfaſſung beſeitigte und gewiſſe Richtpunkte für 
die fernere Entwicklung des gewerblichen Korporationsweſens 
feſtſtellte. Durch Reglement vom 13. September 1773 wurde 
die ſtädtiſche Adminiſtration neu eingerichtet: die Städte 
erhielten Magiſtrate und ein Kämmereivermögen, das ſie 
unter landesherrlicher Aufſicht zu verwalten hatten. Endlich 
geſchah außerordentlich viel für den Wiederaufbau der wüſte 
liegenden Häuſer, für die Herſtellung von Kirchen, Schulen 
und Rathäuſern, für das Armen, Feuerlöſch- und Reinigungs 
weſen, für den Marktverkehr, das Maß- und Gewichtsweſen, 
die öffentliche Sicherheit und die Geſundheitspflege. 

Hand in Hand mit dieſer Fürſorge ging die Arbeit für 
das Schul- und Kirchenweſen. Mit mißfälligem Staunen 
hatte Friedrich der Große bei ſeiner erſten Reiſe durch Pol— 
niſch⸗Preußen im Jahre 1772 „objerviert, daß auf dem Lande 
gar keine Schulanſtalten vorhanden“ ſeien. Mit Recht ſah 
der König in der Einrichtung deutſcher Schulen das beſte 
Mittel „um den gemeinen Mann um ſo eher von der polni 
ſchen Selaverey zurückzubringen und zur preußiſchen Landesart 
anzuführen“. Deshalb ordnete er ſchon am 6. Juni 1772 an, 
ſein Kammerpräſident v. Domhardt ſolle darauf bedacht 
ſein, „daß, ſo wie ehedem im Cottbusſchen und in Ober 
Schleſien geſchehen, teutſche Schulmeiſter in denen kleinen 
Städten und auf denen Dörfern mit angeſetzet, und die Ein 
wohner mehr und mehr mit Teutſchen melirt werden“. Frei 
lich konnten bei der Gleichgültigkeit der Gemeinden dieſe Ab 
ſichten Friedrichs nur langſam verwirklicht werden. Am 6. 
Juni 1774 vermochte er endlich zu beſtimmen, daß jeder auf 
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einem Domänenamt anzuſtellende Schulmeiſter einen Magde— 
burger Morgen Gartenland, 24 Fuder Holz aus den könig— 
lichen Forſten und ein Baargehalt von jährlich 60 Tlrn. 
haben ſollte. Behufs Anſtellung von Landſchullehrern wies 
der König im Jahre 1774 die Summe von 200,000 Tlrn. 
an, im J. 1778 nochmals 10,000 Ten, im J. 1779 einen 
jährlichen Zuſchuß von 1200 Tin. Dazu kamen Schulbauten 
auf Koſten der königlichen Kaffe und unentgeltliche Verteilung 
von Lehrbüchern an die Schulkinder. So gelang es bis zum 
Jahre 1780 allmählich weit über 200 deutſche Schulmeiſter 
anzuſtellen, von denen die katholiſchen meiſt aus Schleſien, 
die evangeliſchen aus Sachſen kamen. Für das Mittelſchul 
weſen ſorgte Friedrich durch die im Dezember 1774 angeord 
nete und 1775 durchgeführte Umwandlung der Kulmer Aka 
demie und Miſſionsanſtalt in ein Kadettenhaus für Weſtpreußen, 
wo faſt durchweg Söhne des polniſchen Adels Aufnahme 
fanden; die drei Jeſuitenkollegs des Landes wurden 1781 zu 
Gymnaſien gemacht, im Jahre 1783 endlich ſtiftete der König 
für Pommern, die Neumark und Weſtpreußen ein Landſchul 
lehrer-Seminar zu Stettin. 

Eine beſonders hervorragende Tätigkeit entfaltete Preußen 
für ſeine neuerworbenen Lande auf dem Gebiete des Verkehrs 
weſens. Waſſer- wie Landverkehr wurden auf das Nachdrück 
lichſte gefördert. Die polniſche Zeit hatte auch in dieſer 
Beziehung nichts geleiſtet, die Flüſſe waren nicht ſchiffbar und 
nur ſehr zum Teil flößbar geweſen. Jetzt nahm ſich Friedrich 
d. Große grade dieſer Verkehrswege mit einem wahren Feuer⸗ 
eifer an, die Netze wurde von Drieſen bis Nakel und die 
Küddow von Schneidemühl bis Uſch ſchiffbar gemacht, ſodaß 
man jetzt aus Pommern, Schleſien und der Mark zu Waſſer 
nach Danzig und Elbing gelangen konnte, ohne die Oſtſee zu 
berühren. Das kam in erſter Linie der Stadt Bromberg 
zugute, deren Bevölkerungszahl ſich im erſten Jahrzehnt der 
preußiſchen Herrſchaft von 800 auf 2562 Seelen außer der 
Garniſon hob. Aber das größte Werk Friedrichs war die 
Anlegung des Kanals zwiſchen Nakel und Bromberg, der die 
Netze mit der Brahe und dadurch die Oder mit der Weichſel 
verband. In der erſten Zeit arbeiteten 6000 Mann — meiſt 
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aus Sachſen, Anhalt, Böhmen und Thüringen — Tag und 
Nacht an der für die damalige Zeit gewaltigen Unternehmung, 
ſchon 1775 hatte der König die Freude, beladene Oderkähne 
auf ſeiner neuen Waſſerſtraße ſchwimmen zu ſehen, nach 3 
Jahren raſtloſer Tätigkeit war der Kanal in einer Länge von 
3 Meilen, einer Breite von 5 Ruten und einer Tiefe von 3½ 
Fuß ſowie mit einem Koſtenaufwande von über 700,000 Tlrn., 
ungerechnet das Holz aus der Tucheler Haide, vollendet. Dieſer 
Förderung des Waſſerverkehrs ging eine entſprechende Fürſorge 
für den Landverkehr zur Seite. Die polniſchen Poſtanlagen 
waren vor 1772 wenig entwickelt geweſen. Nach der preußi 
ſchen Beſitzergreifung wurde der Poſtverkehr ſofort neu geregelt, 
zuerſt ein Hauptpoſtkurs von Berlin nach Königsberg über 
Schneidemühl, Nakel und Bromberg eingerichtet, 1776 dann 
zwei größere Poſtkurſe von Nakel nach Inowrazlaw und von 
Schneidemühl nach Schubin mit Anſchluß an die Berlin 
Königsberger Linie. 1793 wurden Poſtſtationen in Poſen, 
Thorn, Rawitſch, Meſeritz, Liſſa, Frauſtadt, Kempen und 
Gneſen gegründet. 

Es erübrigt noch, in Kürze zu erwähnen, daß die Ver 
waltungsorganiſation, die Gerichtsverfaſſung und das Steuer— 
weſen ebenfalls bereits von Friedrich dem Großen für die 
1772 erworbenen Landesteile nach preußiſchem Muſter einge— 
richtet worden ſind. Bereits vom Oktober 1776, als die Ver 
träge über Polens Teilung noch nicht perfekt geworden waren, 
rühren die erſten Inſtruktionen her, die der König für den 
zum Oberpräſidenten von Oft- und Weſtpreußen auserſehenen 
Geheimen Rat v. Domhardt eigenhändig aufzeichnete. Ent 
ſprechende Weiſungen ergingen im Frühjahr 1772 an den 
Geh. Finanzrat v. Brenkenhof, der den Netzediſtrikt ſelbſtändig 
verwalten ſollte. Daß mit dieſer Reform, die den altpreußiſchen 
Beamtenſtaat Friedrich Wilhelms J. nach der polniſchen Oſtmark 
trug, im Vergleich zu der bisherigen Anarchie für die Ent— 
wicklung der neuerworbenen Landesteile ein Rieſenſchritt vor 
wärts getan wurde, bedarf keines Beweiſes. Immerhin aber 
hat es ſich dabei um Organiſationen gehandelt, denen nur 
eine ſehr beſchränkte Dauer der Geltung beſchieden war, denn 
die Zeit war nicht mehr fern, wo die Monarchie als Ganzes 
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durch Stein und Hardenberg einer Umgeſtaltung ihrer ge 
ſamten verwaltungsrechtlichen Grundlagen unterworfen werden 
ſollte. Somit kann hier von einer näheren Schilderung der 
Tätigkeit abgeſehen werden, welche in dieſer Beziehung von 
Friedrich dem Großen und ſeinen nächſten Nachfolgern bis 
zum Zuſammenbruche des Jahres 1806 entfaltet worden if 

So iſt denn bereits im erſten Menſchenalter nach dem Beginn 
der Auflöſung des Polenreiches von Preußen in den neu er 
worbenen Gebietsteilen eine ganz gewaltige Kulturarbeit ge 
leiſtet und ein vielverſprechender Anfang zur inneren Angliederung 
des dortigen Volkstums an preußiſch-deutſches Weſen gemacht 
worden. Die zweite und dritte Teilung Polens erſchwerte 
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allerdings, wie ſchon erwähnt, die Intenſität dieſer Arbeit in 


ſtarkem Maße. Waren ſchon 1772 ganz Polniſch-Preußen, 
mit Ausnahme von Danzig und Thorn, und der Netzdiſtrikt, 
d. h. ein Gebiet von 34745 qkm. mit 416000 Einwohnern, 
an Preußen gefallen, jo erhielt es 1793 weitere 58570 kam. 
mit 1 100,000 Einwohnern und 1795 nochmals 54898 qkm. 
mit beinahe 1 Million Seelen. Das war entſchieden zu viel 
für die Aſſimilationskraft des preußiſchen Staates, zumal an 
ſeiner Spitze damals kein Friedrich der Große mehr ſtand, 
ſondern ein Friedrich Wilhelm IT. Der Gang der Weltge 
ſchichte hat dafür geſorgt, daß Preußen dieſes Ballaſtes binnen 
Kurzem wieder ledig wurde. Daß unter dieſen Umſtänden 
nach der Schlacht bei Jena das Erſcheinen der Franzoſen in 


Südpreußen das Signal zu ſofortiger Verjagung der preu 


ßiſchen Beamten gab, daß Napoleon ſelbſt am 27. November 
1806 bei ſeinem Einzug in Poſen als Befreier vom preußiſchen 
Joche mit ungeheurem Jubel begrüßt wurde, kann nicht Wunder 
nehmen. Aber als bezeichnend darf grade um des Gegen 
ſatzes willen erwähnt werden, daß der Netzediſtrikt, alſo das 
Gebiet, das mit am längſten in der Hand Preußens war und 
von deffen Königen ſeither wohl die intenſivſte Förderung 
ſeiner Kultur erfahren hatte, ſich dem allgemeinen Abfall nicht 
anſchloß, ſondern erklärte, in den liebgewordenen Verhältniſſen 
bleiben zu wollen.!) Daß die Polen ſich jedoch täuſchten, wenn 


) Chr. Meyer, a. a. O. S. 342. 
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ſie glaubten, Napoleon werde ſich für eine Wiederherſtellung 
ihrer früheren politiſchen Selbſtändigkeit einſetzen, hat ihnen 
ihr „Befreier“ alsbald bewieſen.?) Wie der Korſe anerkennen 
mußte, daß alles Gute, Ordentliche und Vorſchreitende in 
Polen nur in den bisher preußiſchen Landesteilen zu finden 
ſei, ſo dachte er nicht daran, die alte polniſche Anarchie zu 
erneuern, ſondern ſetzte in dem Preußen abgenommenen und 
zum „Herzogtum Warſchau“ erhobenen Teile Polens 
an die Stelle der bisherigen Verwaltung eine noch viel büro 
kratiſcher und ſtraffer zentraliſierte Adminiſtration nach fran 
zöſiſchem Zuſchnitt. Freilich blieb dieſelbe faſt ganz auf dem 
Papier ſtehen. Der Imperator, dem Polen vor allen Dingen 
Soldaten liefern ſollte, hatte keine Muße, ſich eingehender um 
ein Land zu kümmern, das für ihn nur ein untergeordnetes 
Werkzeug ſeiner hohen Politik bedeutete. Und ſo konnten die neuen 
öffentlichen Behörden ſich nirgends Geltung und Anſehen 
verſchaffen, die völlige Aufhebung aller Gutsuntertänigkeit 
und die Statuierung unbegrenzter Freizügigkeit für alle 
Staatsangehörigen, wie ſie Art. 4 der Konſtitutionsurkunde 
vom 22. Juli 1807 vorſah, konnte nicht durchgeführt werden, 
der Adel, der ſich in ſeiner ganzen politiſchen und ſozialen 
Machtſtellung durch die napoleoniſchen Verwaltungsgrundſätze 
auf das ſchwerſte betroffen ſah, widerſtrebte dieſer Reform, 
und das Ergebnis von dem allem war die Erhöhung der 
öffentlichen Unſicherheit. „Das Land war ein Sammelplatz 
von Gaunern, die weit und breit ſich auf Beute herumtrieben 
und beſonders in den kleinen Städten ihren ſicheren Auf— 
enthalt nahmen, ihre Niederlage hatten. In mancher kleinen 
Stadt ſtand der Bürgermeiſter, der Handhaber der Polizei, im 
Einverſtändnis mit verbrecheriſchem Geſindel. Wohl erlaubte 
die durch das franzöſiſche Geſetz verkündete Aufhebung der 
Unfreiheit der Bauern die Einwanderung in die Stadt; indeſſen 

2) Sehr bezeichnend für Napoleons Stellung zur polniſchen Selbſtän⸗ 
digkeit find die offenherzigen Bemerkungen des Kaiſers, welche Villemain 
in ſeinen Souvenirs contemporains d'histoire et de littérature I. 165 
ff. mitteilt. „Täuſchen Sie ſich nicht“, ſagte er u. A. zu Narbonne, „die 
Wiederauferſtehung eines halbrepublikaniſchen Polen wäre eine ganz andere 
Verlegenheit für Europa, als es deſſen Fortbeſtand geweſen ſein würde.“ 

Geffen, Preußen u. die Polen. 3 
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kam es doch eben nicht zu einer Umgeſtaltung, wie fie in 
Wort und Geiſt der franzöſiſchen Geſetze lag. In der Wirklich— 
keit trat vielmehr das meiſte zurück in das alte Geleis, brachte 
Napoleon keine Ideen, ſondern Kampf und Elend. Das Land 
wurde als Kriegsdepot behandelt. Für Hebung der Gewerbe 
und des Handels geſchah nichts. Fabriken und Manufakturen, 
um deren Anlegung die preußiſche Regierung bemüht geweſen 
war, gingen wieder ein. Die Kontinentalſperre machte den 
Danzigern Handelsgeſchäfte, die ſie bis dahin mit Poſenern 
zu gegenſeitigem Nutzen geführt hatten, unmöglich. Geld und 
Lieferungen und Mannſchaften ſollten dieſe Städte hergeben; 
die Steuern wuchſen, und ſchwere Kriegslaſten fielen auf die 
Bürger. Aller Verkehr im Lande lag darnieder; Chauſſeen 
waren nirgends vorhanden, die Straßen und Wege im höchſten 
Grade erbärmlich; Wohn- und Wirtſchaftsgebäude in den 
Dörfern von ſo elender Bauart und Beſchaffenheit, daß ſelbſt 
das Wohnhaus des Gutsherrn kaum 20 Taler mehr wert 
war. Auf den Dörfern und Vorwerken lebte, trotz des frucht 
baren Bodens, eine elende, hungerleidende, verkommene, in den 
kleinen Städten eine noch mehr demoraliſierte Bevölkerung. 
Die Kirchen, nur von Fachwerk gebaut, waren zum größten 
Teil verfallen, die Geiſtlichen anf dem Lande ungebildet, roh 
und verwildert. Schulen gab es meiſt nur in deutſchen, nur 
wenige in polniſchen Dörfern!).“ 

So lagen die Verhältniſſe im Herzogtum Warſchau, 
als der Wiener Kongreß zuſammentrat, um wiederum über 
das Schickſal Polens zu befinden. Und noch einmal ſchien 
es für kurze Zeit, als werde ſein früherer politiſcher Zuſtand 
eine Art von Auferſtehung erleben. Der ruſſiſche Zar Alexander, 
von feinem polniſchen Freunde Czartoryski beraten, war der 
Träger dieſes Planes: Polen ſollte als Ganzes unter ruſſiſche 
Herrſchaft kommen, aber als beſonderes Königreich mit eigener 
Verfaſſung und Verwaltungsorganiſation. In Preußen kam 
ein vielfach gehegter Wunſch, nicht wieder an dem polniſchen 
Beſitz und ſeinen Unzuträglichkeiten beteiligt zu werden, den 
ruſſiſchen Abſichten entgegen. Aber ihre Verwirklichung wäre 


1) Vgl. Chr. Meyer, a. a. O. S. 351 f. 
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für Preußen doch nur unter der Vorausſetzung vollgültigen 
Erſatzes für das Aufgegebene möglich geweſen. Als ſolches 
Aquivalent war man in Berlin geneigt, die Einverleibung 
des geſamten Königreichs Sachſen anzuſehen, deſſen Herrſcher 
durch ſein hartnäckiges Aushalten auf der Seite Napoleons 
kraft Kriegsrecht ſeine Krone verſpielt hatte. Da jedoch Öfterreich, 
England und Frankreich zu verhindern wußten, daß Preußen 
ſeine ſächſiſchen Anſprüche im vollen Umfange durchſetzte, ſo 
konnte auch der Plan des Zaren auf Wiederherſtellung Polens 
unter ruſſiſcher Herrſchaft nicht verwirklicht, die ee Polens 
mußte aufrecht erhalten werden!). Wiederum wie 1 2 handelte 
es ſich um eine preußiſche Staatsnotwendigkeit. Daß ſie eintrat, 
haben die Polen vor allen Dingen Frankreich zu danken, denn 
durch feinen Vertreter auf dem Wiener Kongreſſe, den Fürſten 
Talleyrand, wirkte Frankreich, das ſich ſpäter jo oft mit feinem 
teilnehmenden Intereſſe für Polen gebrüſtet hat, am meiſten 
auf die Entſcheidung hin, welche die Hoffnungen auf eine 
Wiederherſtellung des Königreichs Polen endgültig begrub. 


) Vgl. H. v. Treitſchke, Deutſche Geſchichte im 19. Jahrhundert. 
Bd. 1 (Leipzig. 1879) S. 615 ff. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die preußiſche Regierung und die Polen ſeit 1815. 
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Die Zeit vom Wiener Kongreß bis zum 
Aufſtand von 1830. 

Von nationalpolniſcher Seite iſt während des 19. Jahr 
hunderts und bis zur Gegenwart immer wieder behauptet 
worden, der Wiener Kongreß habe die Teilungsmächte von 
1815 verpflichtet, ihren polniſchen Gebietsteilen eine ſelbſtändige 
ſtaatsrechtliche Stellung einzuräumen, und dementſprechend 
hätten auch Rußland, Oſterreich und Preußen in ihrem Ver 
trage vom 3. Mai 1815 den ihnen zufallenden Ländern des 
ehemaligen Königreichs Polen politiſche Inſtitutionen national 
polniſchen Charakters verſprochen. Dieſe Aufſtellungen aber 
können vor dem Urteile der Geſchichte nicht beſtehen. In der 
Tat enthielt weder die Kongreßakte vom 9. Juni noch der 
Vertrag der drei Teilungsmächte vom 3. Mai 1815 irgend 
ein Wort, das die Polen zu nationaler Selbſtändigkeit be— 
rechtigte. Die drei Mächte verpflichteten ſich vielmehr lediglich, 
ihren polniſchen Untertanen Inſtitutionen zu verleihen, welche 
die Bewahrung ihres Volkstums in Gemäßheit der Staats⸗ 
formen ſichern würde, die jede der beteiligten Regierungen 
zu gewähren für gut und nützlich erachten werde.!) Preußen, 
Oſterreich und Rußland waren daher nur gehalten, Sprache 


) Vergl. Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815. Art. 1. Abſ. 2. 
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und Sitte des polniſchen Volkes zu ſchonen, nicht zu fördern, 
im übrigen behielten ſie völlig freie Hand. 

Durch Erlaß vom 15. Mai 1815 nahm König Friedrich 
Wilhelm III. von Preußen die ſeinem Staate zugeſprochenen 
Teile der polniſchen Erbſchaft in Belt‘). Sie beſtanden in 
dem 1807 zum Herzogtum Warſchau gekommenen Teile der 
preußiſchen Erwerbungen von 1772, der Stadt Thorn mit 
einem für dieſelbe neu beſtimmten Gebiete, in dem Depar 
tement Poſen mit Ausnahme eines Teiles des Powitzſchen 
und des Peyſerſchen Kreiſes, und in dem bis an den Fluß 
Prosna reichenden Teile des Kaliſcher Departements mit 
Ausſchluß der Stadt und des Kreiſes deſſelben Namens. Von 
dieſen Landſchaften kehrte der Kulmiſche und Michelauſche 
Kreis in den Grenzen von 1772, ferner die Stadt Thorn nebſt 
ihrem Gebiete zu Weſtpreußen zurück, während die übrigen 
Landſchaften unter dem Namen eines Großherzogtums Poſen 
zu einer beſonderen Provinz vereinigt wurden. Ein am gleichen 
Tage veröffentlichter Zuruf Friedrich Wilhelms an die Ein⸗ 
wohner des neuen Großherzogtums?) erklärte, fie würden der 
preußiſchen Monarchie einverleibt, ohne ihre Nationalität ver 
läugnen zu dürfen, ſie würden an der Konſtitution teilnehmen, 
welche der König ſeinen getreuen Untertanen zu gewähren 
beabſichtige, und ſie würden, wie die übrigen Provinzen des 
Staates, eine provinzielle Verfaſſung erhalten. Insbeſondere 
ſolle die ererbte Religion aufrechterhalten und die polniſche 
Sprache neben der deutſchen in allen öffentlichen Verhand— 
lungen gebraucht werden. Endlich ſolle jedem Einwohner 
der neuen Provinz nach Maßgabe ſeiner Fähigkeiten der Zutritt 
zu den öffentlichen Amtern des Großherzogtums und des Ge 
ſamtſtaates offenſtehen. 

Daß der König der neugebildeten Provinz den Namen 
eines Großherzogtums Poſen verlieh, war von ihm ſelbſtver— 
ſtändlich nicht anders gemeint als z. B. die gleichzeitig erfolgende 
Bildung der Provinz Großherzogtum Niederrhein. Trotzdem 
ber wirkte der Name im Oſten der Monarchie ganz anders 


1) Gef. Samml. S. 
) Gef. Samml. S. 47. 
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| als im Weſten, denn in Poſen war er nur allzuſehr geeignet, 
H nationale Hoffnungen aufrechtzuerhalten, die am Rhein gegen 
ſtandslos waren. In der gleichen Richtung lagen die Folgen, 
welche ſich aus der Begabung der Provinz mit einem Wappen 
ergaben, das den polniſchen weißen Adler im Herzſchilde des 
preußiſchen ſchwarzen Adlers zeigte. Bedenklicher aber als 
dieſe formalen Unvorſichtigkeiten war die zwitterhafte Organi- 
ſation, die man für die oberſten Behörden Poſens ausgeklügelt 
hatte). An die Spitze der eigentlichen Provinzialverwaltung 
wurde ein Oberpräſident geſtellt und ſomit die Organiſation, 
wie ſie 1808 im ganzen Bereich der damaligen Monarchie 
eingeführt worden war, nunmehr auch auf die neue Erwerbung 
übertragen. Schon in der Wahl des erſten Oberpräſidenten 
aber war man nicht beſonders glücklich. Denn der Geheime 


| Rat Zerboni di Spoſetti, dem dieſer verantwortungsvolle Poſten 
i anvertraut wurde, hatte in feinen jungen Tagen auf die Ideale 


k der franzöſiſchen Revolution geſchworen und war noch immer ein 
ſchwärmeriſcher Bewunderer der ſarmatiſchen „Freiheit“ jetzt fühlte 

er ſich verpflichtet, die vom Liberalismus verabſcheute Teilung 
, Polens durch nachſichtige Milde gegen den aufſäſſigen Adel 
| zu ſühnen. Zu einer feſten deutſchnationalen Haltung iſt 
Zerboni daher nie gelangt. Um ſo verhängnisvoller war es, 
| daß man es in Poſen nicht einmal bei der Errichtung eines 
| Oberpräſidiums bewenden ließ, ſondern neben demſelben noch 
j das hohe Amt eines Statthalters ſchuf. Mußte ſchon dieſe 
ii Tatſache allein die Polen wiederum in ihrem Wahne bejtärten, 
daß man auch ſtaatsrechtlich mit ihnen beſondere Pläne verfolge, 
ſo war der Name des Mannes, dem die poſenſche Statthalter 
ſchaft übertragen wurde, erſt recht geeignet, ſolche Illuſionen 
zu nähren. Einen Vollblutpolen nämlich aus jagelloniſchem 
Blute, den liebenswürdigen und geiſtreichen Fürſten Anton 


i Radziwill, berief man in dies Amt, deffen beſondere Aufgabe 

i fein Sollte, die Herzen der Polen dem neuen Regimente zu 

92 gewinnen. Da Radziwill perſönlich vollkommen loyal und í 
* ein ehrlicher Diener des ihm verwandtſchaftlich und perſönlich 

A nachſtehenden Königs war, fo geriet er feinen polniſchen 

. 1) Vergl. v. Treitſchke, a. a. O. Bd. 2 (Leipzig. 1882) S. 244. ff. 
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Landsleuten gegenüber bald in eine ſchiefe Stellung. Er 
wußte, in welchen Grenzen der preußiſche Staat die nationale 
Eigenart der Polen berückſichtigen konnte und wollte, bei der 
Huldigung am 3. Auguſt 1815 hatte er ſeinen Landsleuten 
vollen Anteil au der bürgerlichen Freiheit der preußiſchen 
Untertanen und Schonung ihrer Eigentümlichkeiten in Sprache, 
Sitte und Gewohnheit verheißen, ſie aber zu gleicher Zeit 
eindringlich gewarnt, ſich keinerlei täuſchender Hoffnung auf 
Einräumung politiſcher Sonderrechte hinzugeben. Und arglos 
hatte er den daraufhin abgegebenen Verſicherungen ſeiner 
Standesgenoſſen, die von den ſchweren Erfahrungen ſprachen, 
durch welche auch ſie gereift ſeien, geglaubt. „Ich ſtehe Ihnen 
dafür“, ſchrieb er nach der Huldigung an den Staatskanzler 
Fürſten Hardenberg, „daß dieſe Provinz mit denen, welche 
ſeit Jahrhunderten dem Szepter ſeiner Majeſtät unterworfen 
ſind, in Liebe wetteifern wird“. Dem entſprechend empfahl 
er, gleich dem Oberpräſidenten Zerboni, den Polen gegenüber 
ein Syſtem der rückſichtsvollen Schonung, des liebevollen 
Eingehens auf alle irgendwie erfüllbaren nationalen Wünſche, 
ſo werde, meinte er, die Provinz ſich am ſchnellſten und 
ſicherſten für Preußen gewinnen laſſen. 

Es konnte keine größere Selbſttäuſchung geben, als die— 
jenige war, welcher ſich Radziwill, Zerboni di Spoſetti und, 
von ihnen beeinflußt, die Regierung in Berlin hingaben. Und 
dieſe Selbſttäuſchung war um ſo unbegreiflicher, als der 
polniſche Adel trotz jener loyalen Verſicherungen bei der Hul— 
digung aus ſeinen politiſchen Hintergedanken bald kein Hehl 
mehr machte. Grade heraus erklärten ſeine Wortführer viel- 
mehr ſchon ſeit dem Jahre 1817, es müßten in Poſen öffent 
lichrechtliche Inſtitutionen von rein polniſchem Charakter ge 
ſchaffen werden, und mit dreiſter Stirn ließen ſie durchblicken, 
daß dies nur die notwendige Vorbereitung für die Wieder- 
aufrichtung des Königreichs Polen ſei. Der General von 
Koſinsky forderte in vertraulichem Geſpräche mit dem Fürſten— 
Statthalter eine „nationale“ Armee mit ausſchließlich polniſchen 
Offizieren. Ein anderer Edelmann, Joſeph von Morawsky, 
ſandte dem Staatskanzler am 29. Dezember 1817 eine „Denk— 
ſchrift über die polniſche Nation“, in der er die polniſche 
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Kultur älter und höher nannte als die deutſche, dem preußischen 
Staate das Syſtem „des Verdeutſchens und Vernationaliſierens 

vorwarf und als Bürgſchaften für den Beſtand des polniſchen 
Volkstums einen Statthalter aus hohenzollernſchem oder pol 

niſchem Geblüt, einen nationalen Provinziallandtag mit weit 
gehenden Rechten, ein rein polniſches Beamtentum und zwei 
polniſche vortragende Räte in Berlin zur Bearbeitung der 
poſenſchen Angelegenheiten forderte. Noch weiter ging 
ein dritter Angehöriger des polniſchen Adels, der in 
einem am 6. April 1807 dem General von Gneiſenau über 

mittelten M&moire sur les affaires polonaises kurzerhand erklärte, 
Poſen müſſe, ſolange es nicht von Polen förmlich abgetreten 
ſei, als polniſches Land behandelt werden, und demgemäß 
dürfe man von keinem Polen einen preußiſchen Untertaneneid 
fordern, deſſen Beobachtung Hochverrat am polniſchen Staate 
ſei. Ein Jahr ſpäter ſchritt man bereits von den Worten zur 
Tat!). Im Jahr 1818 regte General Dombromski, der ehe 
malige Befehlshaber der italienischen Legion, den Gedanken 
einer geheimen patriotiſchen Verbrüderung an, deren Ziel die 
Wiederaufrichtung Polens in ſeinem früheren Beſtande ſein 
ſollte. Als Dombrowski 1819 ſtarb, nahmen die Majore 
Lucasſynski und Mochnaki die Sache in ihre Hand und orga 
niſierten zunächſt in Ruſſiſch-Polen eine Geſellſchaft, die den 
Namen der „nationalen Freimaurerei“ annahm, in vier Grade 
zerfiel und Lucasſynski zu ihrem Großmeiſter wählte. Im 
unterſten Grade, dem Polen jeden Standes beitreten durften, 
verhandelte man nur über Unterſtützungen armer Krieger, im 
zweiten und dritten Grade aber vermiſchten ſich die gemein 
nützigen Beſtrebungen ſchon mit der Erörterung politiſcher 
Fragen, im vierten Grade endlich berieten fih die Führer aus- 
ſchließlich über die Losreißung Polens von den Teilungs 
mächten. In Poſen nahm die Bewegung von vornherein 
noch weſentlich ſchärfere Formen an als in Ruſſiſch-Polen. 
Die Verhandlungen über politiſche Fragen wurden hier in 
allen vier Graden gepflogen, in den Verſammlungen wurde 
mehrfach das Bild des Königs beſchimpft und zertrümmert, 
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der Leiter des Ganzen, Graf Mielzynski, trug die Verſchwörung 
aus dem Dunkel der Logen in die Offentlichkeit, man verſuchte 
unter den Bauern bewaffnete Freiſcharen zu bilden und die 
Verbindung nahm von dieſer Propaganda den Namen der 
„Koſiniery (Senſenmänner) an. Da endlich griff die Regierung, 
die bisher mit ſchier unerſchöpflicher Langmut dem geſetzwid 
rigen Treiben zugeſehen hatte, ein und verfügte die Schließung 
der Logen. Aber im Geheimen beſtanden ſie dennoch weiter, 
und zu durchgreifender Wachſamkeit konnte ſich weder der 
Oberpräſident Zerboni noch ſein Nachfolger v. Baumann 
entſchließen. Auch die Verbindung mit den auf Abfall ſinnenden 
Verſchwörern in Ruſſiſch-Polen blieb aufrecht erhalten: nach 
dem der General Uminski wegen derartiger Umtriebe 1826 
auf die Feſtung Glogau verbracht worden war, ſetzte beſonders 
Graf Titus Dzialynski ſein Werk fort und vermittelte jahrelang 
den geheimen Verkehr mit Warſchau. 

Von ihrer grundſätzlichen Verſöhnungspolitik aber wurde die 
Regierung ſelbſt durch dieſe herben Erfahrungen nicht zurückge 
bracht. Nach wie vor kam man allen Wünſchen der Polen auf das 
weiteſte entgegen: zahlreiche polniſche Adlige wurden als 
Offiziere in das preußiſche Heer aufgenommen, auch vielen 
Beamten des ehemaligen Herzogtums Warſchau eröffnete man 
trotz ihrer faſt durchgängigen Unbildung und Unzuverläſſigkeit 
den preußiſchen Staatsdienſt, die Landräte entnahm man im 
weſentlichen der einheimiſchen Schlachta, Geje- und Amts 
blätter erſchienen deutſch und polniſch. Die Gerichtsſprache 
ſollte nach einer Kabinettsordre vom 3. Mai 1815 das Pol 
niſche ſein, und nur in den Kreiſen, wo die deutſche Sprache 
die herrſchende war, konnte in ihr allein verhandelt werden; 
1817 wurde das allerdings dahin abgeändert, daß bei den 
Gerichten beide Sprachen, je nach dem Bedürfnis der Parteien, 
zur Anwendung kommen ſollten. Die Landratsämter ſollten 
ſich bei ihrem ſchriftlichen Verkehr mit den Kreisinſaſſen der 
dieſen letzteren gebräuchlichſten Sprache bedienen. Im Jahre 
1823 gewährte man dem Adel vertrauungsvoll einen allge 
meinen Anteil an der Verwaltung des flachen Landes, indem 
man den Grundherren auf ihren Gütern die Polizeigewalt des 
Woyt (Vogt) kraft ſtaatlichen Auftrages übergab. Dadurch wurde 
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der Einfluß der Schlachta auf die Bauern in febr bedenklichem 
Maße geſtärkt. 

Während ſo das polniſche Element der Provinz mit 
zarter Rückſichtnahme umworben wurde, geſchah für die Förderung 
der deutſchen Kultur nichts unmittelbares. Dennoch ſchritt 
das Deutſchtum ſeit dem Eintritt geordneter Verhältniſſe aus 
eigener Kraft unaufhaltſam in Poſen vorwärts. Ein neuer 
Strom deutſcher Einwanderung ergoß ſich über das Land, 
er kam in erſter Linie den Städten zugute, die ſich zur Zeit 
der Beſitzergreifung zum großen Teile in äußerſt herunterge 
kommenem Zuſtande befunden hatten. Die franzöſiſche Ver 
waltung mit ihren militäriſch-bürokratiſchen Zentraliſations 
grundſätzen hatte hier nur Trümmer geſchaffen und eine 
bodenloſe Unordnung in allen ſtädtiſchen Verhältniſſen, 
namentlich in der Finanzverwaltung, zurückgelaſſen. In den 
adligen Mediatſtädten, von denen die Provinz bei ihrem An 
fall an Preußen 91 zählte, beſtand noch das Willkürregiment 
des Grundherrn, und in den königlichen Städten waren die 
Zuſtände meiſt auch nicht viel beſſer, nur Frauſtadt und 
Liſſa zeichneten ſich durch geordnete Verwaltung aus. In 
dieſe Verhältniſſe griff die Regierung 1818 beſſernd ein, indem 
ſie den Grundherren verbot, die Bürgermeiſter der Mediat 
ſtädte mit der zwangsweiſen Beitreibung ihrer Gefälle zu 
beauftragen und ihre Bürger mit willkürlichen Steuern zu De- 
legen. Weniger Erfolg hatte infolge ſeiner unklaren Faſſung 
das Geſetz vom 8. April 1823, durch welches die gutsherrlichen 
Rechte wie auf dem Lande ſo auch in den Mediatſtädten ab— 
gelöſt wurden, die endgültige Regelung dieſer Angelegenheit 
erfolgte daher erft 1833). Die königlichen Städte aber er- 
lebten ſchon im erſten Jahrzehnt nach der Einverleibung eine 
beſcheidene Blüte: Gneſen wurde nach einem furchtbaren 
Brande zum größten Teil auf Staatskoſten in ſtattlicher Weiſe 
wieder aufgebaut, noch ſchneller hob ſich Bromberg, ſeitdem 
der Verkehr auf dem Netzekanal wieder frei geworden war. 
Hier und fonſt in den Städten wurde das deutſche Element 
der Führer zum Fortſchritt und ſein hauptſächlichſter Träger. 
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Auch auf dem platten Lande hatte eine ſtarke deutſche 
Einwanderung eingeſetzt, die der Intenſität des Ackerbaues 
ſehr zuſtatten kam. Bisher hatten in dieſer Beziehung geradezu 
barbariſche Zuſtände geherrſcht. Der Morgen mittleren Landes 
war zur Zeit der Beſitzergreifung für 1½ Taler zu haben ge 
weſen, ein Preis, der etwa den Koſten für nordamerikaniſche 
Urwaldländereien entſprach. Deutſcher Fleiß und deutſches 
Kapital ſorgten jetzt ſchnell für bedeutende Erhöhung des 
Bodenwertes. Die Einführung der preußiſchen Agrargeſetze 
von 1811 arbeitete auf die Schaffung eines unabhängigen 
Bauernſtandes hin. Freilich, der polniſche Adel jammerte be 
weglich über die „Güterkonfiskation“ und bewies damit einmal 
wieder, was es für ihn mit der berühmten ſarmatiſchen Freiheit 
auf ſich hatte, aber hier blieb die Regierung feſt, die Regu 
lierung der bäuerlichen Laſten wurde durchgeführt und trug 
gewaltig zum Fortſchritt der landwirtſchaftlichen Kultur bei, 
indem nun auch die Gutsherren gezwungen wurden, ihre bis— 
herige rohe Naturalwirtſchaft gegen eine feiner organiſierte 
und einträglichere Geldwirtſchaft umzutauſchen, die nötige 
finanzielle Hilfe hierfür leiſtete die im Jahre 1817 errichtete 
landwirtſchaftliche Kreditanſtalt. Den größen Vorteil von 
dieſen Reformen aber hatte naturgemäß die bäuerliche Bevöl⸗ 
kerung. Erſt die preußiſche Agrargeſetzgebung hat ihr über 
haupt ein menſchenwürdiges Daſein verſchafft. Und der 
polniſche Bauer wußte wohl, daß ſein Stand noch nie ſo 
glückliche Zeiten geſehen hatte, wie ſeit der Einverleibung 
Poſens in Preußen. Wenn es trotzdem nicht gelang, ein 
wirkliches Vertrauens verhältnis zwiſchen ihm und dem preußiſchen 
Beamtentum herzuſtellen, ſo iſt die Hauptſchuld hieran dem 
Fanatismus der polniſchen Geiſtlichkeit zuzuſchreiben, welche 
von vornherein dem Adel in der Bekundung antideutſcher 
Geſinnung den Rang abzulaufen bemüht geweſen iſt. Der 
polniſche Klerus verzieh es der Regierung nicht, daß ſie überall 
die Klöſter der Herrſchaft des Staates und des gemeinen 
Rechtes unterwarf, daß ſie für die Volksbildung ſorgte und 
Schulen anlegte, daß ſie endlich auch die Erziehung des geiſtlichen 
Standes unter ſtaatliche Aufſicht ſtellte. Dafür rächte ſich 
der Klerus durch bewußte Schürung des konfeſſionellen Haſſes, 
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der allmählich auch das niedere Volk die Dankbarkeit für die 
Wohltaten des preußiſchen Regimentes vergeſſen ließ. Geiſtliche 
Einflüſterungen vor allem bewirkten das unheilvolle Mißver— 
ſtändnis, infolge deſſen dem Bauern die Worte katholiſch und 
polniſch, evangeliſch und deutſch bald gleichbedeutend galten. 
So griff unter dieſen geiſtig Armen allmählich ein dumpfes 
Mißtrauen Platz, als wolle der Deutſche dem Polen ſeine 
heilige Religion nehmen. Und das war dann die richtige 
Stimmung, welche der Adel brauchte, um die Gedanken des 
Aufruhrs auch in die Kreiſe der breiten Volksmaſſe zu tragen. 

Daß die nationalen Aſpirationen dieſes Adels nie von 
einem deutſchen Staate zu befriedigen waren, der ſich nicht 
einfach ſelbſt aufgeben wollte, hätte die preußiſche Regierung 
wiederum deutlich merken können, als im Jahre 1827 der erſte 
auf Grund der Geſetze vom 5. Juni 1823 und 27. März 1824 
gewählte Provinziallandtag des Großherzogtums in Poſen 
zuſammentrat. Die ſtändiſche Gliederung, welche den Rittern 
mit Einſchluß der zwei Virilſtimmen des Fürſten von Thurn 
und Taxis und des Fürſten von Sulkowski 24 Stimmen, 
d. h. ebenſo viel wie den beiden anderen Ständen zuſammen 
erteilte, ſicherte dem polniſchen Element von vornherein eine 
erdrückende Mehrheit. Kein Wunder, wenn dieſer Landtag 
ſofort den Krieg gegen das deutſche Volkstum in der Provinz 
eröffnete! Da wurde über die Gefährdung der „Nationalität 
des Großherzogtums“ durch die große Zahl der deutſchen Be— 
amten geklagt, obgleich es gar nicht möglich war, polniſche 
Verwaltungsorgane anzuſtellen, weil ſich bisher noch kein einziger 
Pole zur großen Staatsprüfung für den Verwaltungsdienſt 
gemeldet hatte. Da erſchollen die lebhafteſten Beſchwerden 
über das Schulweſen, das unter eine beſondere Aufſicht geſtellt 
werden müſſe, damit die deutſche Sprache nicht die Oberhand 
erlange. Im letzten Grunde war das, was der Adel jetzt 
bereits geſchloſſen forderte, nichts anderes als eine national- 
ſtaatliche Sonderſtellung des Großherzogtums. Das gleiche 
Schauſpiel wiederholte ſich in ſchärferen Formen auf dem 
Landtage von 1830: aufs neue machte fih der Adel zum Ber- 
treter der alten grundloſen Beſchwerden über die Vergewaltigung 
der polniſchen Sprache und verlangte unter anderem die Be- 
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jeitigung eines des Polnischen unkundigen Richters, der in 
der weſentlich deutſchen Stadt Poſen angeſtellt war. Die 
deutſche Minderheit, welche infolge der zunehmenden Ein 
wanderung jetzt ſchon ein Drittel der Provinzialbevölkerung 
vertrat, wehrte ſich freilich zunächſt tapfer gegen ſolche Anmaßung, 
die ſich den Anſchein gab, als ſei Poſen ein rein polniſches 
Land. Aber da ſie keine tatkräftige Unterſtützung ſeitens der 
Regierung erfuhr, ſo erlahmte ſie doch bald, und die Denk 
ſchrtift des Generals v. Grolmann aus dem Jahre 1832 
wußte zu berichten, die deutſchen Abgeordneten hätten, nachdem 
ſie jahrelang von den Polen brüskiert und übel behandelt 
worden ſeien, zuletzt ſtillgeſchwiegen und ſich zurückgezogen. 
Inzwiſchen aber hatte die preußiſche Regierung zum erſten 
Mal die verderblichen Früchte ihrer polniſchen Verſöhnungs 
politik geerntet. In Ruſſiſch-Polen hatte Kaifer Alexander 
ſofort nach der Annexion, am 27. November 1815, eine Ver 
faſſung gegeben, die in weſentlichen Teilen der franzöſiſchen 
„Charte“ von 1814 nachgebildet war und als ſehr freiſinnig 
gelten konnte. Aber die Unzuverläſſigkeit des Adels hatte den 
Zaren im J. 1825 veranlaßt, eine Zuſatzakte zu dieſer Kon 
ſtitution zu erlaſſen, durch welche die Preßfreiheit beſchränkt 
und die Rechte des Reichstages beſchnitten wurden. Der Tod 
Alexanders verſchlimmerte das Verhältnis von Regierung und 
Ständen, ſeit 1826 gewann der Gedanke des Abfalls die 
Oberhand. Die blutigen Aufſtände in Spanien, Neapel und 
Piemont, Portugal und Griechenland gaben der Freiheits 
bewegung fortgeſetzte Nahrung. Und als im Sommer 1830 
die Wellen der ſiegreichen Julirevolution über Frankreichs 
Grenzen hinaus zu fluten begannen, als Belgien ſich Ende 
Auguſt von Holland losriß, da wurde die Rebellion auch in 
Ruſſiſch⸗Polen zur Tat, zumal aus Frankreich Hülfe zugeſagt 
war, die dann freilich nicht eintraf. Am 29. November 1830 
brach der Aufſtand in Warſchau aus, bis zum 13. Dezember 
hatten die Ruſſen das Königreich Polen völlig geräumt, und 
das ganze Land erklärte ſich für die Bewegung. Es lag die 
äußerſte Gefahr vor, daß ſie auch nach Preußen übergreifen 
werde. Denn ſchon ſtrömte der Poſener Adel zahlreich zu den 
Fahnen der Inſurgenten nach Warſchau, General Uminski 
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entfloh aus Glogau und ſtellte ſich in Ruſſiſch-Polen der 
oberſten Heeresleitung der Empörer zur Verfügung, ja man 
ging bereits daran, eine beſondere Poſener Reitertruppe im 
Heere der Aufſtändiſchen zu bilden, zu Ende des Jahres hatten 
ſich ſchon 12000 Mann aus der Provinz den Polen angeſchloſſen. 

Nur ſchnellſtes Handeln hat dieſe Gefahr abgewendet. Die 
polniſchen Regimenter, welche man unbegreiflicher Weiſe bis— 
her in der Provinz gelaſſen hatte und auf deren Übergang die 
Verſchwörer mit Zuverſicht rechneten, wurden ſchleunigſt ent— 
fernt. Ebenſo nahm man noch grade rechtzeitig die Waffen 
aus den Landwehr-Zeughäuſern hinweg. Als die Dinge ernſter 
wurden, erhielten das 5. Armeekorps in Poſen und Teile des 
1, 2. und 6. Korps Befehl zur Beſetzung der 130 Meilen 
langen Grenze. Den Oberbefehl dieſer Truppen übernahm der 
greiſe Feldmarſchall Graf Gneiſenau, unter ihm kommandierte 
der General von Grolman, der ſpätere Befehlshaber des Poſener 
Armeekorps. So gelang es während des langen und wenig 
ruhmvollen Krieges, den Rußland bis in den September des 
Jahres 1831 zur Niederwerfung des polniſchen Aufſtandes 
führen mußte, die äußere Autorität der preußiſchen Staatsgewalt 
in Poſen und Weſtpreußen aufrecht zu erhalten, zu Ende des 
Jahres 1831 konnte die politiſche Aktion des Polentums auf 
Wiederherſtellung ſeines alten Reiches diesſeits und jenſeits 
der Grenze als endgültig geſcheitert betrachtet werden. Alles 
kam nun darauf an, ob die preußiſche Regierung aus den 
gemachten ſchweren Erfahrungen eine Lehre für die Zukunft 
zu nehmen entſchloſſen war. 


Zweites Kapitel. 
Das Jahrzehnt der Flottwellſchen Verwaltung. 
In der Tat hat mit dem Ende des Jahres 1830 in unſerer 
poſenſchen Oſtmark eine Periode zielbewußter Germaniſation 
begonnen. Der Statthalter, Fürſt Radziwill, hatte, ſchmerzlich 
enttäuſcht von dem Verhalten ſeiner Landsleute, vor Kurzem 
ſein Amt niedergelegt und ſich nach Berlin zurückgezogen, wo 
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er 1833 ſtarb. Von der zutreffenden Anſicht ausgehend, daß 
die Errichtung des Statthalterpoſtens an ſich ein politiſcher 
Fehler geweſen ſei, ließ man ihn jetzt eingehen, der Oberpräſident 
war fortwährend auch in Poſen der alleinige höchſte Vertreter 
der Staatsgewalt. Und in dies wichtige Amt wurde nunmehr 
als Nachfolger Baumanns Eduard Heinrich v. Flottwell be— 
rufen. Selten nur iſt in ähnlicher Weiſe der richtige Mann 
an den richtigen Platz geſtellt worden.!) Flottwell war Oſt 
preuße von Geburt, ein Inſterburger Kind. Zu Königsberg 
in der Schule von Kant und Krauß gebildet, war er ſeit 1812 
an der Regierung zu Gumbinnen tätig geweſen, wo damals 
einer der hervorragendſten Mitarbeiter des Freiherrn vom Stein, 
Heinrich Theodor v. Schoen, als Regierungspräſident wirkte. 
Hier hatte er bereits gelernt, wie eine deutſche Verwaltung 
mit den Polen umgehen müſſe, dieſe Erfahrungen hatte er 
ſodann als Oberpräſidialrat in Danzig und, ſeit 1825, als 
Regierungspräſident in Marienwerder weiter in ſich gefeſtigt. 
Jetzt, in ſeinem 45. Lebensjahre, übernahm er die dornenvolle 
Aufgabe des Oberpräſidenten einer aufrühreriſch geſinnten 
Provinz. Und bald zeigte es ſich, daß er der Mann ſei, dem 
es gelingen ſollte, dem preußiſchen Namen in den Landen des 
weißen Adlers zum erſten Mal ein feſtes Anſehen zu verſchaffen. 
„Aufrichtig ſprach er aus, das alte Syſtem der Nachſicht und 
der Zugeſtändniſſe habe ſich überlebt, der Adel und der Klerus 
ſeien Preußens geſchworene Feinde; nicht die Liebe, nur die 
Achtung der Polen könne ſich eine deutſche Regierung er— 
werben; dies werde ihr gelingen, wenn ſie ohne Ungerechtigkeit 
die deutſche Kultur fördere und damit die menſchliche Geſittung 
der Provinz hebe. In dieſem Sinne verlangte er ſtrenge Ge— 
ſetze für die meuteriſche Provinz, aber mit ſorgfältiger Rück 
ſicht auf die beſtehenden Verhältniſſe; denn der Mangel an 
einer ſolchen Rückſicht bringe die Regierung in die Lage, von 
den gegebenen Vorſchriften abzuweichen und ſich dadurch den 


1) Über feine Verwaltung der Provinz Poſen in den Jahren 1830—40 
hat Flottwell ſelbſt eine Denkſchrift verfaßt (d. d. Poſen, 15. März 1841), 
die wir wegen ihres großen Intereſſes in der Anlage wörtlich zum Ab— 
druck bringen. 
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grade in dieſer Provinz ſehr gefährlichen Vorwurf der In 
konſequenz und Schlaffheit in der Verwaltung zuzuziehen “.!) 

Dieſen Grundſätzen entſprach Flottwells Praxis vom 
erſten bis zum letzten Tage ſeiner Verwaltung. Am 9. De: 
zember 1830 war er in Poſen eingetroffen. Schon am 21. 
desſelben Monats erließ er gemeinſchaftlich mit dem kom 
mandierenden General des 5. Armeekorps, v. Röder, eine 
Bekanntmachung, durch welche die Beteiligung preußiſcher 
Staatsangehöriger am Warſchauer Aufſtande mit ſtrengen 
Strafen bedroht wurde. Dieſem Publikandum folgte am 6. 
Februar 1831 eine königliche Verordnung, in der allen Per— 
ſonen, die innerhalb vier Wochen ihren unerlaubten Übertritt 
ins Königreich Polen rückgängig machen würden, Straffreiheit 
zugeſichert war. Alle Perſonen aber, die dieſer Aufforderung 
zuwider in Ruſſiſch-Polen verbleiben würden, ſollten mit 
Rückſicht auf die beſtehenden Verhältniſſe als Landesverräter 
angeſehen und neben den perſönlichen Strafen von der Kon 
fiskation ihres geſamten beweglichen und unbeweglichen Ver 
mögens betroffen werden. Eine weitere königliche Verordnung 
vom 26. April 1831 beſtimmte ſodann, daß der Ertrag dieſer 
Konfiskationen nicht zur allgemeinen Staatskaſſe gezogen, 
ſondern beſonders verwaltet werden ſolle, um mit ſeinen 
Mitteln das poſenſche Schulweſen und die Ablöſung guts— 
herrlicher Rechte auf dem Lande und in den Mediatſtädten 
der Provinz zu fördern. Am 25. Dezember 1831 endlich 
erſchien ein Erlaß des Königs, in dem nochmals Begnadigung 
für alle Perſonen verſprochen wurde, deren Beſtrafung nicht 
durch beſtimmte, ausdrücklich benannte Umſtände gefordert 
war. An die Stelle der früher angeordneten Konfiskation ſollte 
eine zum Provinzialfonds fließende Geldſtrafe treten können, 
in einzelnen Fällen aber ſollte für die einzuziehenden Güter 
den Eigentümern eine der königlichen Beſtimmung vorbehaltene 
Schadloshaltung in Gelde bezahlt werden, unter der Bedingung, 
daß die Betreffenden ihren Wohnſitz außerhalb der Provinz 
nähmen. Endlich ſollten die zu begnadigenden, mit einem 
Grundeigentum in der Provinz angeſeſſenen Untertanen auf 


1) Flottwell an Lottum, 24. Juli 1832. vgl. Treitſchke, a. a. O. Band 4. 
ALSA 
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ſo lange als es für angemeſſen zu erachten, mindeſtens aber 
auf einen Zeitraum von fünf Jahren, ſich nicht ohne aus 
drückliche Erlaubnis des Oberpräſidenten außerhalb der Provinz 
aufhalten, auch von aller Teilnahme an Kreis und provinzial— 
ſtändiſchen Verſammlungen ausgeſchloſſen bleiben!). 

Wie notwendig es ſchon aus rein ſanitären Gründen war, 
die Freizügigkeit der poſenſchen Bevölkerung nach Ruſſiſch 
Polen zeitweiſe zu beſchränken, zeigte ſich im Sommer des 
Jahres 1831, als es trotz aller erdenklichen Anſtrengungen 
nicht mehr gelingen wollte, die in Warſchau wütende Cholera 
von der Provinz fernzuhalten. Um ſo größer geſtaltete ſich 
das Verdienſt des neuen Oberpräſidenten, dem es vergönnt 
war, ſeiner Verwaltung die erſten Lorbeern auf einem Gebiete 
rein menſchlicher Nächſtenliebe zu erwerben. Der allſeitigen 
Fürſorge Flottwells gelang es, die Epidemie erfolgreich zu 
bekämpfen, noch in demſelben Jahre erreichte ſie ihr Ende. 

Das Jahr 1832 verſtrich für Flottwell noch weſentlich 
mit der Vorbereitung ſeiner Reformpläne. Doch konnte der 
Adel, der ſich auf dem Provinziallandtage von 1830 noch ſo 
bitter über die angebliche Vergewaltigung der polniſchen Sprache 
beſchwert hatte, aus den Worten, mit denen der König im 
Landtagsabſchiede vom 14. Februar 1832 auf die Angelegen— 
heit zurückkam, wohl merken, daß ein anderer Wind vom 
Throne her zu wehen begonnen habe als der gewohnte Zephir 
willenloſer Nachgiebigkeit. Denn da heißt es: „Wir haben (in 
dem Zuruf vom 15. Mai 1815) den Einwohnern des Grop- 
herzogtums Poſen eröffnet, daß Wir ihnen durch ihre Einver— 
leibung in Unſere Monarchie ein Vaterland gegeben, ohne daß 
ſie ihre Nationalität verläugnen dürfen, es iſt ihnen dabei die 
Teilnahme an der den übrigen Provinzen Unſeres Reiches 
zugeſicherten ſtändiſchen Verfaſſung, ſowie die Aufrechterhaltung 
ihrer Religion und der Gebrauch ihrer Mutterſprache, neben 
der deutſchen, zugeſichert worden. Dieſer Unſer Allerhöchſter 
Wille iſt auch genau und ohne alle Beinträchtigung in Er 
füllung getreten .. . Ein Mehreres zu tun und den der pol 
niſchen Abkunft angehörigen Einwohnern der Provinz Poſen 

) vgl. Chr. Meyer, a. a. O. S. 385 f. 
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einen .. . Vorzug .. zu gewähren, hat keineswegs in Unſeren 
Abſichten gelegen. Es würde ſich auch eine ſolche, nach einer 
politiſchen Abſonderung hinſtrebende Ausdehnung der Anſprüche 
eines Unſeren Staaten einverleibten Volksſtammes weder mit 
der landesväterlichen Zuneigung vereinigen laſſen, mit welcher 
Wir alle unſere Untertanen umfaſſen, noch der notwendigen 
Einheit eines gemeinſamen Staatsverbandes entſprechen. Indem 
Wir daher den Provinzialſtänden hiermit Unſern ernſtlichen 
Willen kundgeben, die Provinz Poſen auch ferner nur als 
einen Beſtandteil Unſeres Reichs zu betrachten, ... erwarten 
Wir auch von den Provinzialſtänden, daß ſie ſich für die Zu 
kunft . jeder willkürlichen Deutung unſeres Königlichen 
Wortes gemeſſenſt enthalten wollen. Die Provinzialſtände 
werden übrigens in Unſeren gegenwärtig zu treffenden Anord 
nungen die landesväterliche Vorſorge dankbar zu erkennen 
Veranlaſſung erhalten, welche wir der Beibehaltung der pol 
niſchen Sprache als derjenigen, welcher die Mehrzahl ihrer 
Bewohner angehört, widmen, ohne daß Wir aber dem Gebrauch 
dieſer Sprache in öffentlichen Verhandlungen dadurch mehr 
einzuräumen geſonnen ſind, als der Mutterſprache eines Unſern 
Staaten einverleibten Volksſtammes im Gegenſatz zu der 
Landesſprache gebührt.“) 

Im Sinne dieſes Landtagsabſchiedes war das Regulativ 
gehalten, das an demſelben Tage wie jener erlaſſen wurde. 
Darnach ſollte jetzt im Großherzogtum Poſen auch der gegen 
ſeitige Schriftwechſel ſämtlicher Adminiſtrativbehörden mit 
Einſchluß der geiſtlichen und landſchaftlichen in deutſcher Sprache 
erfolgen.?) Den gleichen Geiſt atmete die zwei Jahre ſpäter, 
am 16. Juni 1834, erlaſſene königliche Verordnung über die 
Einrichtung der Juſtizbehörden im Großherzogtum Poſen)), 
wonach, wenn irgend eine Verhandlung in polniſcher Sprache 
aufgenommen oder eine Verfügung in dieſer Sprache erlaſſen 
worden, oder eine Vorſtellung in derſelben zu den Akten 
kommen ſollte, derſelben allemal eine deutſche Überſetzung zur 


1) v. Kamptz, Annalen d. inneren Verwaltung 1832. S. 294. 
2 v. Kamptz. a. a. O. S. 351. 
) Geſ. Samml. S. 75ff. 
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Seite ſtehen mußte, ohne daß dafür beſondere Koſten berechnet 
werden durften. 

In das Jahr 1832 fallen außerdem noch die erſten Be— 
gabungen poſenſcher Städte mit der revidierten Städteordnung 
des preußiſchen Staates vom 17. März 1831. Sie wurde 
zuerſt den Städten Poſen, Rawitſch, Frauſtadt und Liſſa ver— 
Be Bis zum Jahre 1839 erhielten dann noch weitere 

37 ſtädtiſche Gemeinden dieſelbe Verfaſſung, die übrigen folgten 
erſt ſpäter. Welch' hohe Bedeutung die as ſelbſt dieſer 
Maßregel beilegten, zeigte ſich, als am 8. Dezember 1833, alſo 
nicht ganz zwei Jahre nach Einführung 105 ede Städte 
ordnung der Amtsantritt eines neuen Oberbürgermeiſters und 
eines Bürgermeiſters in Poſen mit einer Dankfeier verbunden 
wurde, die ein Anerkenntnis der Förderung darſtellen ſollte, 
welche das Gemeinwohl und der Bürgerſinn der Stadt durch 
die Neuordnung ihrer Verfaſſung erfahren hätten. 

Mit dem Jahre 1883 begann die eigentliche Periode der 
zuſammenhängenden Flottwellſchen Reformtätigkeit. Um Neu⸗ 
jahr reiſte der Oberpräſident nach Berlin, um dem Miniſterrat 
die Pläne vorzulegen, die ſeine bisherigen Beobachtungen in 
ihm gereift hatten. Nach ſeiner Rückkehr ergingen dann in 
raſcher Folge eine Reihe einſchneidender Maßregeln. Die erſte 
derſelben traf die Güteranſammlung der toten Hand. Alle 
Klöſter des Landes wurden ſekulariſiert und ihre Einkünfte 
zu Bildungszwecken beſtimmt. Ein zweiter Schlag richtete 
ſich gegen die bisherige Art der Kreisverwaltung. Wie oben 
erwähnt, war früher den Kreisſtänden das Recht der Land— 
ratswahl zugeſtanden worden. Natürlich hatten dieſelben ſtets 
polniſche Rittergutsbeſitzer zu Landräten gemacht. Dieſe aber 
hatten ſich ſchon vor 1830 ſchlecht bewährt, indem fie ihr Amt 
zum größeren Teile in gröblichſter Weiſe vernachläſſigten. 
Während der Revolution in Ruſſiſch-Polen waren dann viele 
von ihnen bis zur Unterſtützung des Aufſtandes vorgegangen. 
Daher wurde jetzt den poſenſchen Kreisſtänden die Wahl der 
Landräte entzogen, dieſelben ſollten fortan von den Bezirks⸗ 
regierungen ernannt werden. 

Faſt noch ſchlimmere Ergebniſſe als die polniſche Kreis⸗ 
verwaltung hatte die Überlaſſung der ländlichen Ortspolizei 

4* 
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an die polniſchen Gutsherrn gezeitigt. Von einer wirklichen 
Staatsgeſinnung, wie ſie zur ſachgemäßen Handhabung eines 
ſolchen Ehrenamtes erforderlich iſt, war bei dieſen adligen 
Vögten (Woyts) nicht die Rede. Vielmehr war erwieſen, daß 
ſie in zahlreichen Fällen die ihnen vom Staate verliehene 
Gewalt zu ſelbſtſüchtiger Bedrückung der ihrer Fürſorge an 
vertrauten Bauern mißbraucht hatten. Wohin man blickte, 
kam Willkür und Nachläſſigkeit zu Tage; wenn es aber galt, 
einen Polen vor dem Arm der ſtrafenden Gerechtigkeit des 
Staates zu retten, ſo wurde der Vogt nicht ſelten zum Helfers 
helfer ſelbſt eines gemeinen Verbrechers. Um dieſem Zuftande 
abzuhelfen, wurde jetzt durch Kabinettsordre vom 9. März 1833 
die Vogtverfaſſung abgeſchafft und an deren Stelle, vorläufig 
mit Geltung für die nächſten drei Jahre, eine Organiſation 
geſchaffen, durch welche die Rittergüter, Dorfgemeinden, kleinen 
Städte und ſonſtigen, zum Stande der Landgemeinden gehörigen 
abgeſonderten Anſiedlungen in Bezirke von 2000—6000 Seelen 
eingeteilt und königlichen Bezirksvorſtehern unterſtellt, die von 
der Bezirksregierung ernannt und vom Oberpräſidenten be 
ſtätigt werden ſollten. Bei der Auswahl und Beſtellung 
dieſer Vorſteher, denen die geſamte Polizeiverwaltung ihres 
Bezirkes unter Aufſicht des Landrats anvertraut wurde, ſollten 


Geſinnung des zu Wählenden bedacht ſein, unter dieſer Vor— 
ausſetzung ſollten vorzugsweiſe Grundbeſitzer des Bezirks, in 
deren Ermangelung aber gediente und zu ſolchen Amte geeignete 
Offiziere, Feldwebel und Unteroffiziere in Betracht kommen. 
Im Jahre 1836 wurde die Organiſation dann in einem noch 
ſtrafferen Sinne revidiert (Kabinetsordre vom 10. Dezember). 
Jetzt wurden die Kreiſe in Diſtrikte von 6—9000 Einwohnern 
geteilt; in jedem Diſtrikt übernahm ein vom Oberpräſidenten 
unmittelbar ernannter Kommiſſar in Unterordnung unter dem 
Landrat die Diſtriktspolizei. Das Prinzip, den Poſten haupt⸗ 
ſächlich mit verabſchiedeten Offizieren und Unteroffizieren zu 
beſetzen, wurde noch ſtrikter durchgeführt, als zuvor, und ſo 
entſtand eine lokale Beamtenſchaft, die im Bunde mit den 
ihr vorgeſetzten Landräten ein feſtes bürokratiſches Regiment 
führte. Wurde hierdurch auch die Selbſtverwaltung des flachen 
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Landes ſo gut wie vernichtet, ſo war das doch unter den ge— 
gebenen Verhältniſſen kein Schade, denn ſolange dem polniſchen 
Adel jede Staatsgeſinnung, jede Empfindung für die Majeſtät 
des Geſetzes abging, konnte er nicht für reif erachtet werden 
an der öffentlichen Verwaltung teilzunehmen. 

Hand in Hand mit dieſer Reform ging die Fürſorge 
Flottwells, welche ſich auf die Emanzipation der kleinbürger⸗ 
lichen und bäuerlichen Bevölkerung von den Großgrundbeſitzern 
erſtreckte. Das Geſetz vom 8. April 1823 hatte, wie wir ſahen, 
in den adligen Mediatſtädten noch keine durchſchlagende Wirkung 
erzielen können. So waren ſchwere Mißſtände aus der Zeit 
der polniſchen Republik weiter geſchleppt worden. Denn die 
übergroße Zahl der kleinen und winzigen Orte in der Provinz, 
welche von früher her Stadtrecht beſaßen, ſtammte daher, daß 
die Edelleute von jeher eifrig bemüht geweſen waren, ihre 
Dörfer zu Städten erheben zu laſſen, weil ſie dann ſelbſt das 
ſogenannte Propinationsrecht, d. h. die ausſchließliche Befugnis 
zum Branntweinſchank, erhielten und ihnen durch Errichtung 
von Jahrmärkten die Möglichkeit gegeben war, dies Recht 
waidlich auszunützen. Jetzt brachten zwei Geſetze vom 13. Mai 
1833 den Mediatſtädten mit einem Schlage die völlige Auf— 
hebung der gewerblichen und perſönlichen Abgaben und Qei- 
ſtungen ſowie die Beſeitigung aller Zwangs- und Bannrechte. 
Da die Regierung die Ablöſungskapitalien vorſchoß und deren 
Amortiſation in ſchonen der Weiſe regelte, ſo vollzog ſich die 
Befreiung ſehr raſch, in kurzer Zeit war für die allmähliche 
Entſtehung eines gewerbfleißigen Mittelſtandes auch in dieſen 
zurückgebliebenen Gemeinweſen freie Bahn geſchaffen. 

Auf dem platten Lande nahm das Ablöſungswerk ſeit 
Flottwells Amtsantritt ebenfalls eine beſchleunigte Gangart 
an. Bis zum Schluſſe des Jahres 1837 waren in 1947 Ort⸗ 
ſchaften der ganzen Provinz 21,344 bäuerliche Ackernahrungen 
ihren Inhabern nach dem Geſetz vom 8. April 1823 zu freiem 
Eigentum verliehen worden. Nicht minder energiſch wurde in 
den Domänen reguliert und ſepariert. Bis 1834 hatte dieſe 
Tätigkeit allein auf dem Domanialboden des Regierungsbezirks 
Poſen 200 ſelbſtändige Dörfer mit 440,000 Morgen Baulandes 
geſchaffen. Sie ſetzten ſich aus 137 großen Wirtſchaften, 715 


54 Auskaufung polniſchen Großgrundbeſitzes. 


RER r.. te .. .. e dr EEE e A 


ſchon früher erblich geweſenen bäuerlichen Stellen, etwa 3000 
regulierten Dienſtbauer-Familien und 345 neu geſchaffenen 
bäuerlichen Stellen zuſammen. Außerdem wurden bis zum 
ſelben Zeitpunkt im Poſener Bezirk etwa 125,000 Morgen an 
Domänen, Vorwerks⸗ und Forſtländereien zu bäuerlichen 
Eigentum veräußert!). Da in den regulierten Ortſchaften nicht 
der Gutsherr, ſondern die Geſamtheit der ſelbſtändigen Gutsbe— 
ſitzer den Schulzen wählte, ſo wurde durch das Ablöſungswerk 
gleichzeitig die politiſche Emanzipation des Bauern vom Adel 
gefördert. 

Doch erfuhr nunmehr das deutfche Element im Kreiſe der 
Großgrundbeſitzer ebenfalls eine weſentliche Stärkung, und 
zwar durch eine Maßregel, die Flottwell als bewußten Vor 
läufer der Politik erſcheinen läßt, die denn erſt in den achtziger 
Jahren des Jahrhunderts durch die Schaffung der Anſiede 
lungskommiſſion wieder aufgenommen worden iſt. Eine größere 
Anzahl polniſcher Edelleute hatte ſich durch ihre Teilnahme 
an der Revolution von 1830 pekuniär zugrunde gerichtet. 
Daher ſtanden jetzt viele Landgüter zum Zwangsverkauf. 
Flottwell verſtand es, das Miniſterium davon zu überzeugen, 
daß hier eine beſonders günſtige Gelegenheit gegeben ſei, dem 
Deutſchtum der Provinz neue Kräfte zuzuführen: die Regierung 
ſtellte ihm eine Million Taler zur Verfügung, um unter den 
Hammer gelangende polniſche Rittergüter anzukaufen und ſie 
an „Erwerber deutſcher Abkunft“ weiter zu veräußern. Der 
Verſuch gelang, die Provinz erhielt dreißig neue Ritterguts 
beſitzer deutſchen Stammes. General von Grolman, der lei 
ng n und V ee der politiſchen Unzuver 

5, ſchlug daraufhin vor, man 
möge d — ee polniſchen N auskaufen und 
an Deutſche vergeben. Im Jahre 1838 nahm der Legationsrat 
Küpfer, ein geborener Poſener, dieſen Plan wieder auf und 
riet, man möge unter Oberleitung einer königlichen Immediat⸗ 
kommiſſion eine große Aktiengeſellſchaft bilden, welche den 
ganzen Grundbeſitz des polniſchen Adels erwerben ſolltes). 


1) Chr. Meyer, a. a. O. S. 391. 

2) Küpfer, Denkſchrift über die „Germaniſation des Großherzogtums 
Poſen. An Lottum überreicht 27. Jan. 1838. vgl. Treitſchke, a. a. O. 
Bd. 4. S. 562. 


Judenemanzipation. 55 


Ec / CAEN EENEN EE 


Das waren freilich allzu kühne Pläne für den knappen Staats- 
haushalt jener Zeit, aber ſie warfen doch, wie wir noch ſehen 
werden, den Schatten zukünftiger Ereigniſſe voraus. 

Eine Maßregel, die ebenfalls in das an Reformen ſo 
reiche Jahr 1833 fiel, war die Verordnung vom 1. Junih, 
durch welche den Juden zuerſt eine gewiſſe Emanzipation aus 
ihrer bisherigen, ſehr gedrückten Rechtsſtellung verſchafft wurde. 
Die Judengemeinden erhielten die Rechte vermögensrechtlicher 
Korporationen. Dafür wurde ihnen die Verpflichtung auf— 
erlegt, dafür zu ſorgen, daß die Kinder der Judengemeinde 
vom 7. bis zum 14. Lebensjahre den öffentlichen Schulunterricht 
beſuchten, auch für die weitere Ausbildung der Knaben zu 
einem nützlichen ſtehenden Gewerbe oder zu einem wiſſen 
ſchaftlichen Berufe ſollten die Synagogen-Korporationen ver 
antwortlich bleiben. Des weiteren wurden die Juden nunmehr 
zum Militärdienſte zugelaſſen, wenn ſie nicht vorzogen, anſtatt 
deſſen das hergebrachte Rekrutengeld zu erlegen. Endlich wurden 
die Vorausſetzungen für die Naturaliſation der Juden geregelt. 
danach konnte jetzt jedes Mitglied einer Synagogengemeinde 
das ſich in geſetzlich beſtimmten bürgerlichen Verhältniſſen 
befand, die preußiſche Staatsangehörigkeit und damit das 
Recht zum Grundbeſitz und den Zutritt zu den meiſten Gemeinde- 
ämtern erwerben, der Zugang zu Staatsämtern und die 
Teilnahme am Kreis-,, Kommunal- und Provinziallandtage 
blieben allerdings auch den naturaliſierten Juden verſagt, und 
Fortzug aus der Provinz war ihnen nur nach Auflöſung 
ihres Verhältniſſes zu ihrer Synagogen Korporation geſtattet, 
Trotz ihrer wohlwollenden Stellung zu den Juden hielt ſich 
alſo die Regierung mit dieſer Reform in den Grenzen äußerſter 
Vorſicht. Dennoch aber eilte ſie ſchon durch das, was ſie 
gewährte, der öffentlichen Meinung des Landes weit voraus 
und mußte ſich dafür heftige Vorwürfe des Provinziallandtages 
gefallen laſſen. 

Erwähnen wir endlich noch, daß während Flottwells 
poſener Amtszeit auf dem platten Lande über 200 neue 


) Vorläufige Verordnung wegen des Judenweſens im Großherzogtum 
Poſen. Vom 1. Juni 1833: Geſ. Samml. S. 66. 
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Volksſchulen, zwei neue Gymnaſien mit geiſtlichen Alumnaten, 
ein katholiſches Predigerſeminar und eine Reihe evangeliſcher 
Pfarreien errichtet wurden, und daß das Straßennetz, welches 
1830 vier Meilen Chauſſeen umfaßt hatte, im Jahre 1840 
faſt vollſtändig von Poſen nach Berlin, Altpreußen und 
Schleſien ausgebaut war, ſo wird es nicht übertrieben gefunden 
werden können, zu behaupten, noch niemals ſei ein Land des 
weißen Adlers ſo ſorgſam, ſo gerecht und ſo ſtaatsmänniſch 
verwaltet worden, wie das Großherzogtum Poſen zur Zeit 
Flottwells. Freilich nach dem Geſchmacke des polniſchen Adels 
und Klerus war dieſe Verwaltung nicht. Der königliche Be 
gnadigungserlaß vom 25. Dezember 1831 und die milde 
Beſtrafung der nicht Begnadigten wurde der Krone in dieſen 
Kreiſen als Schwäche ausgelegt. So glaubte das Polentum 
auch fürderhin am beſten durch Trotz und Widerſetzlichkeit ſeinen 
Zwecken zu dienen. Der Kröbener Kreis ging in ſeinen Geſetz 
widrigkeiten ſo weit, daß ihm zeitweiſe das Wahlrecht für die 
Provinzialſtände entzogen werden mußte. Auf dem Landtage 
von 1834 trat der Adel wieder mit feinen alten maßloſen 
Klagen über die Benachteiligung der polniſchen Sprache hervor 
und erzwang, als die beiden anderen Stände ſich dem nicht 
anſchließen wollten, eine ſogenannte itio in partes, durch die 
es ihm möglich gemacht werden ſollte, ſeine Beſchwerde eigen 
mächtig vor den Thron zu bringen. Auch das war ungeſetzlich, 
denn die itio in partes durfte nur ſtattfinden, wenn es ſich 
um Wahrung der Sonderrechte eines Standes handelte, 
wovon im vorliegenden Falle nicht die Rede ſein konnte. 
Auch vom Auslande her wurde der Geiſt der Aufſäſſigkeit 
weiterhin genährt. Nach dem Mißlingen des Aufſtandes von 
1830 war namentlich Frankreich die Heimat der polniſchen 
Emigration geworden, Paris wurde der Mittelpunkt ihrer 
Organiſation.!) Unter den Flüchtlingen ſelbſt ſtanden ſich zwei 
Parteien, die ariſtokratiſch⸗klerikalen „Weißen“ und die demo— 
kratiſchen „Roten“ gegenüber, am 17. März 1832 traten die 
letzteren zu einer geſonderten Verbindung, dem polniſch— 


) Vergl. Knorr, die polniſchen Aufſtände ſeit 1830 in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange mit den internationalen Umſturzbeſtrebungen. Berlin. 1880 
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demokratiſchen Verein, zuſammen, deſſen Zweck nach einem 
Manifeſt vom 4. Dezember 1836 die Befreiung Polens und 
Erhebung desſelben zu einem ſelbſtändigen Reiche mit demo- 
kratiſchen Einrichtungen war. Nach dem endgültigen Haupt 
ſtatut, das der Verein am 5. Juli 1835 veröffentlichte, zerfiel 
er in Sektionen, welche die örtliche Kleinarbeit zu leiſten 
hatten, 1835 wurde eine regelmäßige Beſteuerung der Mit 
glieder nach Maßgabe ihres Einkommens eingeführt, 1838 
wurden ſogenannte Brudergerichte organiſiert, die über die 
Ausſtoßung unwürdiger Mitglieder zu befinden hatten. Die 
geheime Agenten des Vereins trieben überall ihr Weſen, ver 
breiteten die Druckſchriften des Bundes, ſo vor allem Kaminskis 
„demokratiſchen Katechismus“, und ſuchten die Überbleibſel 
früherer revolutionärer Verbindungen an ſich zu ziehen. 
Welche Tendenzen einzelne der Flugblätter des Vereins ver 
folgten, kann man erſehen, wenn man 3. B. in der „Party⸗ 
zanka“ (dem „Parteigängerkrieg“) lieſt, wie man durch Ver 
giftung des Trinkwaſſers, durch Verpeſtung der Luft, durch 
Verleitung der Soldaten, ihre Offiziere meuchlings zu ermorden, 
ſich der Feſtungen bemächtigen könne. Unter die Waffen 
der Inſurgenten zählt ſie auch den Dolch, deſſen man ſich zu 
bedienen habe, um den Feind im Schlafe zu ermorden. 

Von beſonderer Gefährlichkeit blieb nach wie vor der 
unverſöhnliche Haß des polniſchen Klerus gegen alles, was 
deutſch hieß. Durch ihn wurde auch der Kirchenſtreit, welcher 
1838 in Poſen ausbrach, vom Gift nationaler Feindſchaft 
erfüllt. Mit den Erzbiſchöfen Gorczenski und Wolicki war 
es, trotzdem auch ſie eifrige polniſche Patrioten waren, noch 
nicht zu offenem Konflikt der Staatsregierung gekommen. 
Auch mit Martin v. Dunin, der ſeit 1829 Kapitularvikar 
und Adminiſtrator, feit 1831 Erzbiſchof der Diözeſe Bojen- 
Gneſen war, beſtand zunächſt ein erträgliches Einvernehmen. 
Als aber 1837 durch Droſte zu Viſchering der Kölner 
Kirchenſtreit über die gemiſchten Ehen provoziert wurde, da 
glaubte auch Dunin ein ähnliches Verfahren wie ſein Kölner 
Amtsbruder einſchlagen zu müſſen. Trotzdem ſeit 1768 in 
Polen gemiſchte Ehen ohne Anſtand die Einſegnung durch 
katholiſche Geiſtliche gefunden hatten, trotzdem Dunin ſelbſt 
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als Kapitularverweſer mittelſt einer urkundlichen Verſicherung 
vom 29. Januar 1830 dieſe Praxis als beſtehend anerkannt 
hatte, wendete ſich der Erzbiſchof jetzt, im Jahre 1837, plötzlich 
an das Kultusminiſterium und ſpäter an den König ſelbſt, 
und bat um die Erlaubnis, in Sachen der gemiſchten Ehen 
fürderhin nach der Bulle des Papſtes Benedikt XIV. „Magnae 
nobis admirationis“ vom Jahre 1748 verfahren zu dürfen. 
Da dieſe Bulle bereits vom polniſchen Reichstage in den 
Jahren 1767—1768 außer Kraft geſetzt worden war und zudem 
in direktem Widerſpruch mit den preußiſchen Landesgeſetzen 
ſtand, ſo konnte die Antwort des Königs auf die Zumutung 
des Erzbiſchofs nicht zweifelhaft ſein: er wurde abſchlägig 
beſchieden, und zwar mit der Begründung, daß „in dieſer 
längſt geordneten Angelegenheit nichts mehr zu ordnen“ ſei. 
Infolgedeſſen ging der Erzbiſchof nunmehr zu offenem Unge 
horſam über und verbot in einem polniſch verfaßten Zirkular 
vom 30. Januar ſowie durch einen lateiniſchen Hirtenbrief 
vom 27. Februar 1838 ſeiner Diözeſangeiſtlichkeit die unbedingte 
Einſegnung gemiſchter Ehen bei Strafe der ſofortigen Amts 
ſuſpenſion; nur gegen das Verſprechen der Erziehung ſämtlicher⸗ 
Kinder in der katholiſchen Religion ſollte die Aſſiſtenz des 
katholichen Geiſtlichen geſtattet fein. Damit war die Staats- 
gewalt in unerhörter Weiſe herausgefordert, und ſie zögerte 
nicht, einzuſchreiten. Die erzbiſchöflichen Erlaſſe wurden vom 
Kultusminiſterium annulliert und ihre Konfiskation anbefohlen. 
Verſuche, den Erzbiſchof zum Widerruf ſeiner geſetzwidrigen 
Schritte zu veranlaſſen, hatten im Endergebnis keinen Erfolg. 
So mußte denn auch gegen Dunin eine Unterſuchung wegen 
Überſchreitung der Amtsgewalt, insbeſondere wegen Übertretung 
der Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Teil II. Tit. 11. 
$$ 117, 118 eingeleitet werden, welche 1839 feine Verurteilung 
zu ſechs Monaten Feſtungshaft durch das Poſener Ober 
appellationsgericht herbeiführte. Der Erzbiſchof, der ſich auch 
in währender Unterſuchung äußerſt renitent erwieſen hatte, 
wurde nunmehr nach Berlin beordert, reiſte aber von dort 
gegen den ausdrücklichen Befehl des Königs im Herbſt des 
Jahres nach Poſen zurück, um ſeine Amtstätigkeit, von der 
er ſuſpendiert war, wieder aufzunehmen. Daraufhin wurde 
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er am 6. Oktober 1838 in früheſter Morgenſtunde im erzbiſchöf 
lichen Palais zu Poſen verhaftet und nach Kolberg verbracht, 
wo ihm einer gleichzeitig erlaſſenen Kabinettsordre zufolge für 
die Zukunft Aufenthalt angewieſen wurde. Natürlich fühlte 
ſich durch dieſe entſchiedene Wahrung der verhaßten preußiſchen 
Staatsgewalt neben dem Klerus wiederum der polniſche Adel 
aufs Härteſte betroffen: ein großer Teil ſeiner Damen legte 
ſofort nach der Entfernung des Erzbiſchofs Trauerkleidung an, 
um ſie, bezeichnend genug für ihre eigentliche Geſinnung, in 
demſelben Augenblicke wieder verſchwinden zu laſſen, wo im 
Juni 1840 die Nachricht vom Tode Friedrich Wilhelms III. nach 
Poſen gelangte. Es war, wie wir ſofort ſehen werden, eine feine 
Witterung für den bevorſtehenden Umſchwung der Dinge, die 
in dieſem Verhalten polniſcher Edelfrauen zum Ausdruck fam. 


Drittes Kapitel. 


Die Zeit vom Regierungsantritt Friedrich Wilhelms IV 
bis zum Erlaß der preußiſchen Verfaſſung im 
Jahre 1350. 

Nur um dreiviertel Jahre hat die Poſenſche Verwaltung 
Flottwells den Tod Friedrich Wilhelms III. überdauert, und 
ſchon lange vor dem Rücktritt des trefflichen Mannes waren 
mannigfache Anzeichen eines Regierungskurſes hervorgetreten, 
die ihm ſein Amt verleiden mußten. Denn von vornherein 
widmete der neue Herr den ſchlechteſten Untertanen ſeines 
Staates eine geradezu ſchwärmeriſche Zärtlichkeit, er beging, 
wie Bismarck es ſpäter genannt hat, ihnen gegenüber den ver 
hängnisvollen „Irrtum eines edlen Herzens“. !) Bereits am 
17. Juli 1840, kaum 6 Wochen nach ſeinem Regierungsantritt, 
entſandte er den Geheimen Rat Aulicke an den ſuſpendierten 
Erzbiſchof v. Dunin nach Kolberg, die Staatsgewalt tat den 
erſten Schritt, um den Verächter der Staatsgeſetze zu rehabilitieren. 
Dunin verſprach in einem untertänigen Schreiben an den 


) Bismarcks Rede vom 29. Januar 1886. 
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König künftiges Wohlverhalten und erhielt daraufhin ohne 
weiteres die Erlaubnis zur Rückkehr in ſein Amt. Sie ſollte 
nach dem Willen Friedrich Wilhelms ohne jedes Aufſehen 
und daher am ſpäten Abend eines bis zuletzt unbekannt 
bleibenden Tages erfolgen. Aber Vertraute des Erzbiſchofs 
ſorgten dafür, daß man dennoch vorher in Poſen Beſcheid 
wußte, und ſo zog Dunin tatſächlich wie ein Triumphator 
in ſeine Diözeſe ein. Auf dieſe Verhöhnung der preußiſchen 
Staatsgewalt folgten in den nächſten Wochen weitere Kund 
gebungen des Deutſchenhaſſes, die leicht entzündeten Polen 
gaben ſich der tollſten Siegesfreude hin, und aufs neue 
keimte in ihren Herzen die Hoffnung auf eine baldige Be— 
freiung vom Joche deutſcher Kultur. Erzbiſchof v. Dunin 
glaubte ſeinem Treuverſprechen dadurch zu genügen, daß er 
ſeinen Geiſtlichen verbot, die förmliche Zuſage katholiſcher 
Kindererziehung bei Miſchehen zu verlangen, während er 
ihnen doch völlig freiſtellte, die Einſegnung gemiſchter Ehen 
zu verweigern. Und ſelbſt dieſe Erklärung, welche die Be 
handlung der Miſchehen künftig ganz in die Hand des Klerus 
legte, hatte er fih erft nach langen, höchſt unerquicklichen Ver 
handlungen mit der Regierung entwinden laſſen. 

Endete ſomit der Poſenſche Kirchenſtreit ebenſo wie der— 
jenige von Köln mit einer vollſtändigen Niederlage des Staates, 
mußte Flottwell es erleben, daß der eben begnadigte Erzbiſchof 
ſich ungeſtraft weigerte, ihm den vom König geforderten er ſten 
Beſuch zu machen, um kurze Zeit darauf bei der Huldigung 
zu Königsberg in jeder erdenklichen Weiſe ausgezeichnet zu 
werden, ſo brauchte es keiner ſcharfen Augen, um zu ſehen, 
daß die Zeit energiſcher Germaniſation in der Oſtmark wieder 
einmal vorüber ſei. Perſönliche Freundſchaften des Königs 
wirkten in derſelben Richtung. Mit den Radziwills, mit dem 
als Förderer polniſcher Kunſt bekannten Grafen Raczynsky 
ſtand Friedrich Wilhelm ſeit lange in nahen Beziehungen, 
den Landtagsmarſchall von Poninsky erhob er ſofort nach 
ſeiner Thronbeſteigung in den Grafenſtand, wofür dieſer ſeinen 
Dank dadurch abſtattete, daß er bei dem Huldigungsakt den 
König ſehr deutlich erinnerte, er habe feinen polniſchen Unter- 
tanen verheißen, ihnen Volkstümlichkeit und Sprache zu 
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wahren. Und ſchon ſprach der polnische Adel, der ſich in 
Königsberg begeiſtert um den Erzbiſchof Dunin als der Vor 
kämpfer der Nation drängte, unumwunden aus, jetzt ſei es 
Zeit, den verhaßten Flottwell zu ſtürzen. Zum Anwalt der 
polniſchen Klagen bei dem König, die wie immer die Zurück 
ſetzung der Volksſprache in den Schulen und bei den Behörden 
ſowie die geringe Vertretung des Polentums in der Beamten 
ſchaft betrafen, machte ſich jetzt Graf Eduard Raczynski. Friedrich 
Wilhelm verſprach ihm eine genaue Unterſuchung; aus den 
Denkſchriften, die Grolman und Flottwell daraufhin einreichten, 
ging natürlich ſonnenklar hervor, daß man ſich in allem ſtreng 
an Recht und Geſetz gehalten hatte, aber indem der König 
ſeine polniſchen Freunde entſprechend beſcheiden mußte, war 
er doch ſchwach genug, ſeiner Antwort die Verheißung hinzu 
zufügen, die Polen ſollten ſich künftig nicht mehr über die 
Schärfe des preußiſchen Regiments zu beklagen haben. 

Die Erfüllung dieſes Verſprechens ließ nicht lange 
auf ſich warten und war im Sinne der Staatsgewalt 
um ſo bedauerlicher, als ſie wiederum ein Zurückweichen 
vor offenbarer Geſetzesverhöhnung bedeutete. Nach einer 
Vorſchrift der Verordnung vom 9. Februar 1817, betreffend 
das Verhältnis der deutſchen und polniſchen Sprache 
im amtlichen Verkehr, wurde in allen Zivilprozeſſen in Poſen 
in der Sprache des Klägers, wenn dieſer jedoch beider Sprachen 
mächtig war, deutſch verhandelt. Da ſchrieb ein als gewandter 
deutſcher Redner allbekannter Pole, der Oberſt Niegolewsky, 
ſeinem Landgericht polniſch. Die Richter verſtanden keinen 
Spaß, der ſchneidige Oberſt verlor ſeinen Prozeß und wurde 
einer bisher geführten Vormundſchaft enthoben. Wiederum 
machte ſich der vielgewandte Graf Raczynski zum Vertreter 
ſeines durch eigene Schuld in Mißgeſchick geratenen Standes- 
genoſſen, er ſtellte dem König die Sache in ſeiner rührſamen 
Weiſe vor, und der Erfolg war, daß am 15. Januar 1841 
eine Kabinettsordre erging, in der angeordnet wurde, alle 
Zivilprozeſſe ohne Unterſchied ſeien künftig in der Sprache 
des Klägers zu führen. So ſtand es denn alſo in Zukunft 
den Polen frei, den königlichen Richtern ihre Amtsſprache 
vorzuſchreiben, was um jo widerſinniger war, als die Polen 
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ſich gefliſſentlich vom Staatsdienſt fern hielten und infolgedeſſen 
laut einer Denkſchrift Stägemanns vom November 1840 damals 
von den 168 Richtern der Provinz nur 54 fertig polniſch ſprachen, 
81 kein Wort polniſch verſtanden und 33 die Sprache nur 
mangelhaft beherrſchten. 

Flottwell hatte ſchon gelegentlich der eingehenden Be— 
ratungen, die während der letzten drei Monate des Jahres 
1840 im Staatsminiſterium gepflogen wurden, einſehen müſſen, 
daß ſeine Polenpolitik jedes feſten Rückhaltes an ſeinem könig— 
lichen Herrn entbehre. Als endlich in einem großen Kronrat 
vom 23. Dezember der König ſeinen Entſchluß kundgab, den 
Beſchwerden der Polen inſoweit abzuhelfen, daß der nächſte 
Landtag keinen Grund mehr fände ſie zu erneuern, erbat der 
tapfere Pionier des Deutſchtums ſeine Verſetzung und erhielt 
ſie unter allen Zeichen der königlichen Gnade. Er ging als 
Oberpräſident nach Magdeburg, an ſeine Stelle in Poſen trat 
Graf Arnim-Boigenburg. 

Die üblen Folgen ſolcher Nachgiebigkeit ſollten nicht lange 
auf ſich warten laſſen.!) Der Poſenſche Provinziallandtag 
von 1841 wurde am 28. Februar noch durch Flottwell als 
königlichen Kommiſſar eröffnet. Und die Propoſitionen, die 
Friedrich Wilhelm den Ständen zugehen ließ, ſchienen ſogar 
darauf hinzuweiſen, daß an dem bisherigen Syſtem nichts 
weſentliches geändert werden ſolle. Aber die Polen wußten, 
daß Flottwells Verſetzung beſchloſſene Sache war, und ihr 
Verhalten zeigte, wie ſehr fie fih als Sieger fühlten. Gleich zu 
Beginn des Landtags wurde der geſetzwidrige Antrag einge 
bracht, die feierliche Eröffnung der Sitzungen ſolle zukünftig 
außer in deutſcher auch in polniſcher Sprache erfolgen. Für 
Poſen wurde eine theologiſch-philoſophiſche Fakultät verlangt, 
obgleich bisher in Breslau kaum ein polniſcher Student zu 
ſehen geweſen war, und der Erzbiſchof Dunin ſich ſchon ſeit 
acht Jahren ſtandhaft weigerte, den prieſterlichen Nachwuchs 
ſeiner Diözeſe auf preußiſchen Hochſchulen ſtudieren zu laſſen. 
Mehrere Gymnaſien und alle niederen Schulen in Orten, wo 
Polen die Mehrheit hatten, ſollten poloniſiert, den Kreis⸗ 


1) vgl. Treitſchke, a. a. O. Bd. 5. S. 145 ff. 
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ſtänden jollte das Recht der Landratswahl wiedergegeben, die 
von der Regierung aus polniſcher Hand angekauften Ritter 
güter ſollten auch nur an Polen weiter veräußert werden. 
Den Gipfel der Anmaßung aber erſtieg das Polentum jener 
Tage, indem es der Regierung ganz harmlos das Anſinnen 
ſtellte, den am Warſchauer Aufſtande beteiligt geweſenen 
Offizieren ihr geſetzlich verwirktes Ruhegehalt wieder auszu 
zahlen. 

Zur Erfüllung dieſer exorbitanten Forderungen ver 
mochte ſich nun allerdings ſelbſt die romantiſche Humanitätsſelig 
keit eines Friedrich Wilhelm IV. nicht ohne weiteres zu entſchließen. 
Ja, in dem Landtagsabſchiede vom 6. Auguſt raffte ſich ſogar 
der König zu entſchiedener Verurteilung der polniſchen An 
maßungen auf: in ernſter Weiſe erinnerte er die Provinzial⸗ 
ſtände an den Charakter des Großherzogtums als einer 
preußiſchen Provinz, als eines gleichartigen Teiles der 
Monarchie, zu deren deutſchem Kerne die Polen ganz ebenſo 
ſtänden, wie die Littauer und die Wallonen; der nationale 
Gegenſatz habe ſeine Verſöhnnng in dem Namen Preußen zu 
finden. Eine Reihe der polniſchen Bitten wurden daher ab— 
geſchlagen: die Kreisſtände ſollten die Landratswahl, die be 
gnadigten Offiziere der Warſchauer Inſurrektion ihre Penſion 
erſt wieder erhalten, wenn ſie gültige Beweiſe ihrer preußiſchen 
Staatsgeſinnung gegeben hätten. In einem wichtigen Punkt 
aber gab Friedrich Wilhelm doch ſofort nach: der Flottwellſchen 
Landpolitik wurde ihre nationale Spitze abgebrochen, indem der 
König befahl, es ſollten künftig die von der Regierung erworbenen 
Güter ohne Unterſchied der Nationalität wieder veräußert 
werden. Auch ſonſt war nicht zu merken, daß der Monarch 
ſeinen geliebten Polen ihr ungebührliches Benehmen wirklich 
verüble oder ihre nationalen Fortſchritte zu hindern ſuche. 
Erzbiſchof Dunin erfreute ſich auch weitererhin trotz Heraus- 
forderndſter Haltung bis zu ſeinem 1842 erfolgenden Tode der 
königlichen Gnade, die ſich in mannigfachen Ehrungen äußerte. 
Die neubegründete katholiſche Abteilung im Kultusminiſterium 
gab dem fanatiſchen polniſchen Klerus die Schule völlig preis, 
durch die berüchtigte Anweiſung dieſer Behörde vom 24. Mai 
1842 wurde der Unterricht in den Volksſchulen und in den 


64 Polniſche Schulpropaganda. Graf Arnim⸗Boitzenburg. 


PPT CET 


unteren Gymnaſialklaſſen vollſtändig, auf der Mittel- und 
Oberſtufe der höheren Schulen wenigſtens teilweiſe poloniſiert. 
Das Amt der Schulinſpektoren wurde mit Vorliebe an 
polniſche Prieſter ausgeliefert. Am Poſener Marien 
Gymnaſium wurde ſogar ein polniſcher Geiſtlicher als Rektor 
angeſtellt und gleichzeitig verfügt, daß dort künftighin mit 
Ausnahme der zwei oberſten Klaſſen blos polniſch unterrichtet 
werde. Was Wunder, wenn ſich bald auch auf den Mittel— 
ſchulen der Provinz die polniſche Propaganda einniſtete? 
Was Wunder, wenn fih unter der Maske wiſſenſchaftlicher 
Zwecke, die keinen Einſichtigen täuſchen konnte, national- 
polniſche Gymnaſialvereine bildeten, deren unreife Mitglieder 
von ihren Lehrern gefördert, ſich am Haſſe gegen alles 
Deutſchtum geradezu berauſchten? Was Wunder, wenn man 
zu guter Letzt, als der König wirklich, dem Landtagsabſchiede 
zuwider, den am Warſchauer Aufſtand beteiligt geweſenen 
Offizieren ihr Ruhegehalt wieder auszahlen ließ, bei den 
Polen zu der Überzeugung gelangte, dieſer Regierung könne 
man ungeſtraft alles, ſelbſt den Hochverrat, bieten? 

Der neue Oberpräſident, Graf Arnim-Boitzenburg, fand 
bald, daß die ihm anbefohlene Umkehr vom Syſtem der Flott 
wellſchen Verwaltung doch ihre großen Bedenken habe. Noch 
am 30. Juni 1841 hatte er ſeinem Monarchen eine Denkſchrift 
überreicht, in der eine behutſame Germaniſierung unter Schonung, 
der polniſchen Gefühle empfohlen wurde. Dem Könige erſchien 
ſelbſt ſolche Milde noch nicht genug, in einer Kabinettsordre 
vom 21. Juli ermahnte er Arnim, ſelbſt „jeden Anſchein einer 
verſuchten Verdrängung oder Beeinträchtigung des polniſchen 
Elements durch das deutſche zu vermeiden“. Schmerzliche 
Erfahrungen aber belehrten den Grafen ſchon in den nächſten 
Wochen, daß ſein im öſtlichen Grenzerlande geborener und 
gebildeter Vorgänger die Verhältniſſe doch richtiger beurteilt 
habe als er und der König. So wies er bereits in einem 
Bericht vom 14. Auguſt desſelben Jahres ſeinen königlichen 
Herrn auf die großen Schwierigkeiten hin, welche das Umlenken 
aus einer ſeit zehn Jahren verfolgten Bahn biete, zumal man 
die erprobten Werke jenes Jahrzehnts nicht umſtoßen dürfe. 
Das deutſche Beamtentum ſei in der Provinz ſo gut wie alles, 
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tüchtige Männer fehlten unter den Polen faſt ganz, „die Auf 
richtung des geſunkenen Volkes“ laſſe ſich noch gar nicht ab 
ſehen. Leider behielt Arnim keine Zeit, dieſen Dingen weiter 
hin nachzudenken und ſich noch mehr in die Flottwellſchen 
Verwaltungsmaximen einzuleben, denn ſchon im Frühjahr 
1842 wurde er ſeiner poſener Tätigkeit wieder entzogen und 
an . Stelle zum Miniſter des Innern ernannt. 

Der neue Oberpräſident, v. Beurmann, fand ſich von vorn 
herein in einer ſchwierigen Situation. Für den März 1843 
waren die Provinzialſtände der Monarchie zu einer neuen 
Tagung einberufen worden!). In Poſen benutzte der Landtag 
dieſe Gelegenheit ſofort wieder zu Demonſtrationen. Die 
väterliche Zurechtweiſung des Landtagsabſchiedes von 1841 
lag den ſarmatiſchen Edelleuten ſchwer auf der Seele. So 
beantwortete der Landtag denn, unter brutaler Vergewaltigung 
der deutſchen Minderheit, die damaligen Mahnungen des Königs 
jetzt mit einer Adreſſe, deren Inhalt dem Landesverrat nicht mehr 
fern blieb. Denn ſie erklärte, die Zumutung, daß die Polen, 
gleich den in ihrer Nationalität nicht mehr beſtehenden littauiſchen 
oder walloniſchen Untertanen ihren Vereinigungspunkt in dem 
Namen Preußen finden ſollten, ſei eine Gefährdung der Ver 
ſprechungen des Jahres 1815. Die Adreſſanten müßten dann 
fürchten, nicht mehr ſein und ſich nennen zu dürfen, was ſie 
nach ihrer Sprache, ihren Sitten, ihren geſchichtlichen Erinne 
rungen, was ſie nach feierlich geſchloſſenen Verträgen und 
erteilten Zuſicherungen ſeien: — Polen! Der König war 
tief empört über Form und Inhalt dieſer Kundgebung, eigen- 
händig entwarf er eine ſcharfe Antwort, die den Landſtänden 
ſeine ſchwere Mißbilligung ausſprach und die Drohung hinzu 
fügte, ſie würden nicht mehr regelmäßig verſammelt werden, 
wenn ſich herausſtellen ſollte, daß die Adreſſe nicht nur von 
einer Partei innerhalb des Landtags, ſondern von ſeiner Ge— 
ſamtheit ausgegangen ſei. Aber die Polen kannten ihren 
guten König ſchon zu genau, um ſich durch ſolche Zwiſchenfälle 
beirren zu laſſen. Ihre einzige Antwort auf das königliche 
Schreiben waren daher neue Forderungen und Beſchwerden, 
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und hatte man 1841 nur eine theologiſch-philoſophiſche Fakultät 
für Poſen verlangt, ſo wollte man jetzt eine ganze Univer 
ſität. Damit wäre denn glücklich das geſamte Bildungsweſen 
der Provinz dem Polentum verfallen geweſen. 

Wohin das alles ſteuere, konnte ſchon bald nach Beginn 
der neuen Ara niemandem, der ſehen wollte, verborgen bleiben. 
Denn die Polen ſelbſt hielten es nicht mehr für der Mühe 
wert, ein Hehl ſelbſt aus ihren letzten Zielen zu machen. Mit 
zyniſcher Offenheit ſprach ein polniſcher Parteigänger in der 
„Allgemeinen Leipziger Zeitung“ vom 25. Juli 1841 aus, 
daß „in Poſen die Vorbereitungen zum Aufſtand ſo öffentlich 
und unverhohlen getrieben würden, daß die Hökerinnen und 
Juden davon ſprächen, und daß, um dieſe Offentlichkeit voll 
ſtändig zu machen, in all dem Treiben nichts fehle, als eine 
Kriegserklärung.“!) Die Regierung aber ließ ſelbſt die über 
führten Verſchwörer wieder laufen, wenn ſie ſie glücklich ein 
gefangen hatte. Einer der berüchtigſten Agenten der Propa 
ganda, Trzemski, durfte ſich in einem ſolchen Falle mit Erfolg 
auf die Amneſtie des neuen Königs berufen, über den alten 
Vermittler des revolutionären Verkehrs zwiſchen Poſen und 
Warſchau, den Grafen Titus Dzialynski, urteilte das Aus— 
wärtige Amt, er ſei viel zu vornehm zum Verſchwörer. Beur 
mann hätte gern energiſch eingegriffen. Dem durch Poſen 
reiſenden Zaren Nikolaus geſtand er: ſeit er die Polen kennen 
gelernt, ſehe er wohl ein, daß man ſie nur mit Strenge be 
herrſchen könne. Um ſo ſchlimmer war es, daß er nicht durfte, 
wie er wollte, weil des Königs Schwäche jeden entſchiedenen 
Schritt hemmte. So mußte er ruhig zuſehen, wie ſich unter 
ſeinen Augen die revolutionäre Bewegung breit machte. Haupt⸗ 
träger derſelben wurden eine Reihe verſchiedenartiger Vereine 
mit harmloſen Namen, die jedoch alle dem gleichen Zwecke 
der Vorbereitung des Aufſtandes dienten. Da waren die 
„Leſevereine“, welche die Druckſchriften der Pariſer Zentrale 
verbreiteten und die „agronomiſchen Vereine“, welche vorgaben 
landwirtſchaftliche Intereſſen zu vertreten, in Wirklichkeit aber 

) (Junker von Conreut), Im Polenaufruhr. Aus den Papieren 
eines Landrats. Gotha. 1898. S. 13 f. 


Organiſation des Aufſtandes. Mieroslawski in Poſen. 67 


F EEE ccc ER EEE 


die Aufgabe erfüllen jollten, die polniſchen Bauern für die 
Zwecke des Adels zu gewinnen. Da waren die Kaſinos, welche 
die Bürgerſchaft der Städte den Abſichten der Revolutionäre 
zugänglich machen ſollten. Da waren endlich die „Jagdklubs“, 
welche Reit- und Schießübungen abhielten und nebenher ins— 
geheim Waffenankäufe bejorgten.!) 

So wurde in der erſten Hälfte der vierziger Jahre das 
ganze Land mit einem dichten Netz von Organiſationen über: 
ſponnen, die alle den Aufſtand vorbereiten ſollten. Doch 
zeigten ſich auch bereits innerhalb der Propaganda ſelbſt 
mancherlei Gegenſätze und Parteiungen, der alte polniſche 
Sondergeiſt vermochte ſich, ſobald die Zeit zum Handeln ge— 
kommen ſchien, nicht zu verleugnen. Ende 1844 beſchloß daher 
das Pariſer Zentralkomitee, um die wachſende Uneinigkeit zu 
erſticken, ſo ſchnell wie möglich loszuſchlagen. Im März 
1845 überzeugte ſich der Emiſſär der Pariſer Zentrale, Ludwig 
v. Mieroslawski durch perſönliche Anweſenheit in Poſen, 
daß ein weiteres Zögern leicht zum Scheitern der ganzen 
Aktion führen könne, da die Behörden nun doch allmählich 
aufmerkſam wurden, und der Führer einer extremen Gruppe, 
Malczewski, bereits verhaftet worden war. Dennoch ließ 
der beſtehende Geldmangel noch kein Losſchlagen zu. Im 
Dezember 1845 aber traf Mieroslawski auf das Drängen 
Heltmanns, des Chefs aller polniſchen Emmiſſäre, wiederum 
in Poſen ein, die letzten Vorbereitungen zur bewaffneten Er— 
hebung wurden getroffen und die Rollen der Führer verteilt.?) 

Es war in der Tat keine geringe Gefahr, in welche die 
Staatsautorität ſich durch ihre Läſſigkeit während der legt- 
vergangenen Jahre gebracht hatte. Wenn ſie dies eine Mal 
noch in unbedeutenden Putſchen verpuffte, ſo lag das nur an 
der Überhaſtung, mit welcher die Polen ihre Pläne hatten 
ins Werk ſetzen müſſen, und an der dadurch herbeigeführten 
Zuſammenhangsloſigkeit der einzelnen aufſtändiſchen Unter⸗ 
nehmungen. Zum Unglück für die Verſchwörer wurde Mieros⸗ 
lawski bereits am 12. Februar, bevor es noch zu bewaffneten 
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Aktionen gekommen war, auf preußiſchem Gebiete verhaftet 
und damit der Aufſtand ſeines oberſten militäriſchen Führers 
beraubt. Einige Tage darauf folgte die Gefangennahme 
mehrerer anderer Rädelsführer, namentlich einiger Offiziere 
der Poſener Garniſon. Ein Putih gegen Preußiſch-Stargard, 
den der Pfarradminiſtrator Lobodzki und der Student Ceynowa 
in der Nacht vom 21. zum 22. Februar inſzenieren wollten, 
kam nicht zuſtande. In der „Republik“ Krakau wurde, nach— 
dem dort am 22. Februar eine polniſche Nationalregierung 
eingeſetzt worden, bereits am 4. März die Ordnung durch die 
Öfterreicher wieder hergeſtellt, die Republik ſelbſt, der traurige 
Überreſt polniſcher Selbſtändigkeit. wurde im November im 
Einverſtändnis mit Preußen und Rußland dem öſterreichiſchen 
Staate einverleibt. Denſelben kläglichen Ausgang nahm die 
Bewegung in Ruſſiſch-Polen. Und in gleicher Weiſe ſcheiterte 
endlich auch der mit ganz ungenügenden Mitteln unternommene 
Verſuch, welchen Dr. von Nagielewski mit einigen Genoſſen 
am Abend des 3. März unternahm, um das die Stadt Poſen 
beherrſchende Fort Winiary durch einen Handſtreich zu über 
rumpeln. Damit konnte das ganze Unternehmen als mißlungen 
betrachtet werden. 254 Perſonen, die auf preußiſchem Gebiet 
als Teilnehmer der Verſchwörung ergriffen oder als verdächtig 
verhaftet worden waren, wurden nach Berlin verbracht, wo 
ihnen vor einem beim oberſten Gericht gebildeten Spezial— 
gerichtshof der Prozeß wegen Hochverrats gemacht wurde. 
Am 2. Auguſt 1847 begann die Hauptverhandlung gegen die 
Verſchwörer, zugleich die erſte öffentliche Gerichtsverhandlung 
in den alten Provinzen Preußens. Alle Angeklagten, mit 
Ausnahme Mieroslawskis, läugneten, dieſer aber entſchädigte 
ſich für ſeine offenere Haltung durch lange hochtheatraliſche 
Reden, in denen er ſich ſelbſt als den Vorkämpfer weſtlicher 
Geſittung gegen „das drohende Ungeheuer des Panſlavismus“ 
feierte. Am 2. Dezember ſprach der Gerichtshof ſein Urteil: 
acht der Angeklagten, darunter Mieroslawski, wurden zum 
Tode, 109 zu Zuchthaus- und Feſtungsſtrafen verurteilt, 116 
wegen mangelnder Beweiſe außer Verfolgung geſetzt, nur 18 
wurden völlig freigeſprochen.“) 
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Damit war wiederum eine Situation geſchaffen, in welcher 
König Friedrich Wilhelm IV. durch eine entſchiedene, alles 
falſche Mitleid zurückweiſende Haltung unendliches Unheil und 
Blutvergießen hätte verhindern können. Mieroslawski ſelbſt 
räumte ein, er habe ſich ſo ſchwer gegen die Landesgeſetze ver— 
gangen, daß der König ihn und einige Andere, die ebenſo 
ſchuldig ſeien, hinrichten laſſen müſſe. „Denn“, meinte er, 
„tut dies der König nicht, ſo werden wir Alle, ich ganz gewiß, 
ſobald wir die Freiheit wieder erlangen, grade da wieder an 
fangen, wo wir in unſeren Bemühungen für die Erringung 
von Polens Freiheit geſtört worden ſind.“!) Aber der König 
fand die Kraft nicht, den verwegenen Verräter, der ihm noch 
vom Fuße des Schaffots aus zu drohen wagte, ſeinem ſelbſt— 
erwählten Schickſal zu überantworten. Die Todesurteile blieben 
unvollſtreckt. Und ſo konnte es kommen, daß die geſamten 
Polen, welche wegen ihrer Teilnahme an den Putſchen von 
1846 in Berlin gefangen ſaßen, einſchließlich ihrer zum Tode 
verurteilten Führer, bereits wenige Monate nach der Beendigung 
ihres Prozeſſes die Freiheit wieder erlangten. Denn am 18. 
März 1848 war in Berlin die Revolution ausgebrochen, und 
am 20. März unterzeichnete der König eine Amneſtie für alle 
Perſonen, die wegen politiſcher oder durch die Preſſe begangener 
Vergehen angeklagt oder verurteilt worden waren. Mieros 
lawski und die Seinen wurden von den Berliner Studenten 
im Triumphzuge aus dem Gefängnis nach dem Schloßplatze 
gebracht, der König erniedrigte ſich dazu, ſie vom Balkon des 
Schloſſes aus zu begrüßen, und der Miniſter Graf Schwerin 
erklärte der Volksmenge, wie ſehr ſich ſein königlicher Herr 
darüber freue, daß man ihm für die gewährte Verzeihung 
danken wolle. 

Wie die Freigelaſſenen dieſe Verzeihung auszunutzen ge— 
dachten, zeigte fih jofort.?) Noch an demſelben Tage bildete 
ſich in Berlin ein Polenkomitee, an deſſen Spitze Mieroslawski 
trat. In Poſen wurde die Nachricht von der Amneſtierung 


J vgl. Das Großherzogtum Poſen und die Polen gegenüber dem Natio- 
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mit der offenen Propaganda für die Wiederherſtellung der 
polniſchen Selbſtändigkeit beantwortet: polniſche Fahnen wurden 
entfaltet, rot-weiße Kokarden verteilt. Am 21. März reiſte mit 
Bewilligung des Oberpräſidenten v. Beurmann eine ſieben 

gliedrige Deputation unter Führung des Erzbiſchofs von 
Przyluski nach Berlin, um vom König eine nationale Reor 

ganiſation des Großherzogtums zu erbitten, die ihr auch ohne 
weiteres am 24. März im Prinzipe zugeſtanden wurde. 
Daraufhin erhob die Abordnung am 25. März eine Reihe 
von Einzelanſprüchen. Sie forderte, die Geſchäftsſprache ſolle 
im Großherzogtum fortan das Polniſche ſein. Aus den Ein 

geborenen ſolle ein nationalpolniſches Militär errichtet werden, 
zu deſſen Organiſation der General von Williſen erbeten 
wurde. Zur Zivilorganiſation ſolle ſofort ein Königlicher 
Kommiſſar polniſcher Abkunft ernannt werden. Alle Chefs 
von Behörden müßten künftig geborene Polen oder ſolche ein 

geborene Deutſche ſein, die der polniſchen Sprache mächtig 
ſeien. Die übrigen Beamten könnten, ſofern ſie polniſch 
ſprächen, auf ihrem Poſten verbleiben; im entgegengeſetzten 
Falle ſollten ſie nach und nach penſioniert oder verſetzt werden. 
Den Provinzeingeſeſſenen ſei das Recht der Landratswahl 
zurückzugeben, das unpopuläre Inſtitut der Diſtriktskommiſſare 
ſei dagegen aufzuheben. Auch dieſe alles Maß überſchreitenden 
Forderungen wurden keineswegs rund abgelehnt, vielmehr nur 
für ihre Beratung auf die unter Vorſitz des Oberpräſidenten 
einzuſetzende Kommiſſion verwieſen, die Wahl zu derſelben— 
ſollte, wie der König am 26. März durch den Miniſter v. 
Auerswald verſprechen ließ, aus Eingeborenen des Großherzog— 
tums ohne Rückſicht auf deren Nationalität ſtattfinden. Dieſe 
Haltung der Krone ermutigte die Deputation, einige Tage 
ſpäter dem Könige nochmals weitere Zumutungen zu ſtellen, 
indem ſie unter anderem verlangte, daß die in Poſen befind— 
lichen Truppen nach Fort Winiary und in die Kaſernen zurück 

gezogen, daß den jetzigen Landräten einſtweilen Kommiſſare 
beigeordnet, daß die Diſtriktskommiſſare ſofort außer Tätigkeit 
geſetzt und daß die Stelle des Oberpräſidenten einem Polen 
übertragen werde. Kurz darauf trat dann wirklich die Kom 
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Poſen in Tätigkeit. Und ſtolze Zuverſicht auf das, was fie 
im Sinne der polniſchen Anſprüche leiſten werde, mochte die 
Herzen der Mehrzahl ihrer Mitglieder ſchwellen. Denn in 
ihrer endgiltigen Zuſammenſetzung beſtand ſie mit alleiniger 
Ausnahme des vorſitzenden Oberpräſidenten v. Beurmann 
aus lauter Polen; lediglich als ſogenaunte „Gäſte“ mit nur 
beratender Stimme waren neben den acht polniſchen Bei 
ſitzern noch zwei Deutſche berufen worden. Und das geſchah 
in einer Provinz, welche ſchon damals nach der vorſichtigen 
Berechnung einer gleichzeitigen Miniſterialdenkſchrift auf 779100 
Polen 571000 Deutſche zählte!!) 

Inzwiſchen aber war es in der Provinz auch bereits zu 
zahlreichen offenen Ausbrüchen der Unbotmäßigkeit gekommen. 
In der Stadt Poſen hatte ſich Ende März zuerſt ein polniſches, 
bald darauf jedoch auch ein deutſches Nationalkomitee gebildet: 
die Deutſchen gedachten zunächſt noch mit ihren polniſchen 
Brüdern gemeinſam an der Herſtellung eines friedlichen Neben— 
einanderſtehens und Wirkens zu arbeiten. Als aber in der 
Provinz allenthalben von der polniſchen Bevölkerung die 
preußiſchen Hoheitszeichen abgeriſſen und beſchimpft, die könig 
lichen Kaſſen mit Beſchlag belegt, Depeſchen der Behörden 
aufgefangen, Steuern erhoben, die königlichen Beamten und 
deutſchen Bürgermeiſter verjagt, Deutſche und Juden miß 
handelt oder zum Eintritt in die maſſenhaft ſich bildenden 
Freiſchaarenbanden gezwungen wurden, da erkannte der deutſche 
Michel endlich doch, worauf das alles hinaus wolle, und daß 
es ſich hier für ihn um einen Exiſtenzkampf zu handeln be 
ginne. Das polniſche Nationalkomitee aber ließ ſich dadurch 
nicht weiter anfechten, ſondern arbeitete rüſtig weiter. Seitdem 
am 28. März Mieroslawski ſeinen Einzug in Poſen gehalten 
hatte, wurde die Bildung einer regelrechten Streitmacht in 
Angriff genommen. Gleichzeitig uſurpierte das Nationalkomitee 
die geſamte öffentliche Gewalt, ließ durch Kreiskomitees überall 
die freigewordene Polenrepublik ausrufen, die deutſchen Be 
amten ab- und polniſche dafür einſetzen, die ſtaatlichen Kaffen 
mit Beſchlag belegen und militäriſche Lieferungen ausſchreiben. 
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Die meiſten kleineren Städte gerieten auf diefe Weiſe in die 
Hände des polniſchen Komitees. 

Doch nun raffte ſich das deutſche Element der Provinz 
zu entſchloſſenem Widerſtande auf. In Bromberg hatte die 
deutſche Bürgerſchaft ſchon Mitte März unter Anführung des 
Regierungspräſidenten v. Schleinitz einen Überrumpelungs 
verſuch des polniſchen Adels auf die Stadt mannhaft und 
erfolgreich zurückgewieſen. In Poſen verlor das wohl 
meinende, aber von unklaren Köpfen beherrſchte deutſche 
Nationalkomitee bald jeden Einfluß, an ſeine Stelle trat ein 
neuer Ausſchuß, der aus Männern von kraftvollem National 
bewußtſein beſtand und dem Einfluſſe des energiſchen 
Regierungsrates Kolbe v. Schreeb folgte. Gleichzeitig traf 
der kommandierende General des poſener Armeekorps, v. 
Colomb, Anſtalten, um gegen die Aufſtändiſchen, die ſich im 
Often der Provinz ſchon in einer Zahl von weit über 
10,000 Bewaffneten konzentriert hatten, vorzugehen. Die 
Ausſichten, der Bewegung ſchnell wieder Herr zu werden, 
waren immer noch die beſten, zumal ſich die polniſchen 
Bauern in anererbtem Mißtrauen gegen den ſie umwerben 
den Adel weiterhin ſtark zurückhielten. Eine Regierung, die 
wußte, was ſie wollte, und die ſolchen Willen auch in ent— 
ſchiedene Tar umzuſetzen verſtand, hätte, geſtützt auf ihre 
militäriſche Macht und die moraliſche Unterſtützung des 
deutſchen Elements, in wenigen Tagen die Ordnung wieder— 
herſtellen können. 

Anſtatt deſſen traf am 5. April 1848 als Königlicher 
Kommiſſar der Mann in Poſen ein, den die Polen ſich ſelbſt 
für die nationale Reorganiſation des Großherzogtums er— 
beten hatten, und dem es vorbehalten ſein ſollte, das Anſehen 
des deutſchen Namens und der preußiſchen Staatsgewalt 
in unſerer Oſtmark auf das Tiefſte zu erniedrigen. Das war 
der General Wilhelm v. Williſen. 

Es hält in der Tat ſchwer, ein menſchliches Verſtändnis 
für das Verhalten dieſes Offiziers während ſeiner Poſener 
Sendung zu gewinnen. Auch die „Akten und Bemerkungen“, 
welche er ſelbſt im Jahre 1850 über ſeine Tätigkeit im April 
1848 veröffentlicht hat, geben uns kein vollſtändiges Bild. 
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Daß er große Sympathien für die Polen hege, hatte er 
freilich ſchon früher bewieſen, und die Przyluskiſche Deputation 
hatte ſehr wohl gewußt, was ſie tat, als ſie ſich grade 
Williſen zum militäriſchen Organiſator der poſenſchen Streit— 
macht erbeten. Auch ermächtigten die ihm vom Staatsminiſterium 
mitgegebenen Inſtruktionen den General zu mannigfachem 
Entgegenkommen gegenüber den polniſchen Wünſchen. Aber 
jene Forderungen, welche die Polen Ende März dem König 
vorgetragen hatten, waren doch niemals im einzelnen Pe- 
willigt worden, und ſelbſt wenn das geſchehen geweſen wäre, ſo 
hätten doch die Unbotmäßigkeit und das revolutionäre Verfahren 
des polniſchen Nationalkomitees einen entſchloſſenen Vertreter 
der Staatsgewalt höchſtens zur Zurücknahme gemachter 
Konzeſſionen veranlaſſen können. Und zudem war in 
Williſens Inſtruktion ausdrücklich geſagt, die ins Auge ge— 
faßten Maßregeln ſollten „ohne jede Beeinträchtigung und 
mit voller Berückſichtigung der deutſchen Nationalität aus 
geführt werden“. 

So war es keine Übertreibung, wenn Schreeb ſich ſchon 
am 9. April gegenüber dem Miniſterpräſidenten Camphauſen 
beklagte, der General v. Williſen habe in unſinnigem Ein⸗ 
vernehmen mit den Führern der Wiederherſtellungspartei des 
alten Polen auf unverantwortliche Weiſe ſeine Inſtruktionen 
überſchritten und das deutſche Bevölkerungselement durch 
ſeine unerhörten Zugeſtändniſſe an die Polen, durch ſeine 
ganze, jeder geſetzlichen Baſis, aller Mannskraft ermangelnde, 
ſchwankende Haltung ſchwer beeinträchtigt. Das war in der 
Tat ein wenn auch hartes, ſo doch gerechtes Urteil über den 
königlichen Kommiſſar. Denn ſchon in feinen erſten Ber: 
handlungen bewilligte er den Polen alles, was die März 
Deputation je gefordert, und noch einiges darüber hinaus. 
An die Spitze der Verwaltungsbehörden und der Rechts: 
pflege ſollten Polen treten. Die polniſche Sprache ſollte 
Geſchäftsſprache ſein. Die polniſchen Farben ſollten überall 
getragen werden dürfen. Die Landräte ſollten wieder von 
den Kreiseingeſeſſenen, die Polizeiperſonen von den Gemeinden 
gewählt werden. Das Großherzogtum Poſen ſollte ein 
ſelbſtſtändiges nationales Armeekorps erhalten mit polniſchen 
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Fahnen, polnischen Kokarden und ſelbſtgewählten Führern, 
nur der Oberbefehlshaber ſollte ein preußiſcher Offizier ſein. 

Wenn nun aber ſelbſt ein Williſen glaubte, damit alles 
getan zu haben, was irgend von den Polen gefordert werden 
könne, wenn er ſchon am 8. April nach Berlin berichtete, er 
habe es „durch zweitägige ſchwere Unterhandlungen endlich 
dahin gebracht, daß er ein Ende ſehe in der unermeßlich ver 
fahrenen und faſt zur Exploſion gebrachten Geſchichte“ ſo 
zeigte das nur wieder die völlige Ahnungsloſigkeit, mit welcher 
der Königliche Kommiſſar dem wahren Weſen der Bewegung 
und den letzten Zielen ſeiner geliebten Polen gegenüberſtand. 
Mieroslawski dachte denn auch an nichts weniger als daran, 
der Aufforderung Williſens gemäß, ſeine Freiſchaaren bis zum 
10. April zu entlaſſen. Als aber daraufhin General v. 
Colomb eine ſtarke Truppe auf Schroda vorſchob und am 10. 
April, nachdem die geſtellte Friſt abgelaufen, die polniſchen 
Freiſchärler bei Tremeſſen angriff, da fiel ihm Williſen wieder 
in den Arm, begab ſich perſönlich in das Lager der Inſurgenten, 
ließ ſich von ihnen vorreden, ihre ganze Aktion wende ſich 
ausſchließlich gegen das despotiſche Rußland, und ſchloß am 
11. April mit den Häuptern der Bewegung die berüchtigte 
Konvention von Jaroslawice ab, in der er zugab, daß Mieros 
lawski die tauglichſten Mannſchaften ſeiner Banden in vier 
Standquartieren zu Warſchau, Miloslaw, Kions und Pleſchen 
unter den Waffen behielt. 

Solch ſchmachvolle Erniedrigung der ſtaatlichen Autorität 
vor Inſurgentenhorden aber ſchlug nun endlich doch dem Faß 
der deutſchen Langmut den Boden aus. Als Williſen nach 
Poſen zurückkehrte, befand ſich dort die ganze deutſche Bevöl 
kerung bereits in heftigſter Erregung. Die Landwehr zeigte 
ihm deutlich ihre Verachtung, die Küraſſiere bedrohten ihn 
ſogar und ſpukten vor ihm aus, nach Tauſenden verſammelten 
ſich die deutſchen Bürger vor dem Gaſthof, in dem der Gene— 
ral wohnte; nur dadurch, daß er ſich von hier durch eine Hin— 
tertür nach der Feſtung Winiary flüchtete, entging er den 
Mißhandlungen der Menge. Nachdem er dann nochmals 
vom 12. bis 17. April im Lande herumgereiſt war, wurde er 
bei ſeiner Rückkehr gar nicht mehr in die Stadt eingelaſſen, 
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| 

| 

jondern vom Kommandanten unter militäriſcher Bedeckung | 

ins Vorwerk Winiary zurückgebracht. Dort erwarteten ihn | 

der kommandierende General v. Colomb und der Oberpräſi— 

dent v. Beurmann: auf ihre gemeſſene Aufforderung hin | 

mußte er fih entſchließen, noch in derſelben Nacht die Provinz 

zu verlaſſen und nach Berlin zurückzukehren. 

Damit war das Haupthindernis für die Niederwerfung 

des Aufſtandes beſeitigt. Freilich gelangte man in Berlin | 

noch bis Anfang Mai zu keiner zutreffenden Beurteilung der | 

poſener Verhältniſſe, und Mieroslawski fonnte es wagen durch 

| ſeinen Adjutanten Krauthofer dem Könige zu erklären, das 
polniſche Volk ſei durch die bisherigen Zugeſtändniſſe nicht 
befriedigt und werde es erſt ſein, wenn die Unabhängigkeit 
des Großherzogtums inſoweit ausgeſprochen werde, daß ſich 
dasſelbe unter preußiſcher Oberhoheit und Schutz in polniſch 
nationalem Sinne und unter hinreichender Berückſichtigung 
des deutſchen Elements frei organiſieren könne. Dieſer Zu | 
mutung fügte denn Krauthofer am 26. April aus eigenem 
Antrieb noch die weitere Forderung hinzu, es ſollten ſämtliche 
preußiſche Truppen der Provinz ſofort aufgelöſt werden. Wenn 
man überlegt, daß derartige Anſprüche von Anführern undis— 
ziplinierter und ſchlecht bewaffneter Banden gegenüber dem 

| oberſten Kriegsherrn einer großen europäiſchen Militärmacht | 

| erhoben werden konnten, jo weiß man wirklich nicht, ob man 
mehr über die Anmaßung der polniſchen Inſurgenten oder über 
die Schwäche der preußiſchen Regierung ſtaunen ſoll. Das 
einzige, was die letztere mit dieſem weiteren Zögern erreichte, 
war naturgemäß eine Verlängerung des Bandenkrieges, der, | 
ohne irgend nennenswerte militäriſche Ereigniſſe zu zeitigen, | 
die Provinz noch bis in den Mai hinein mit allen Schrecken | 
der Revolution erfüllte. Am 4. Mai endlich traf der General | 
v. Pfuel mit diktatoriſchen Vollmachten in Poſen ein. Nun 
ſchritten die Operationen gegen Mieroslawski ſchnell vorwärts, | 
die Inſurgenten wurden der ruſſiſchen Grenze zugedrängt, am 
9. Mai kapitulierte Oberſt v. Brzezanski bei Bardo ſüd 
weſtlich von Warſchau, Mieroslawski hatte ſich ſchon vorher 

N dem General v. Wedel ergeben. Den Mai (hindurch währte 
dann noch der Kleinkrieg gegen einzelne Banden, die maro— 
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dierend im Lande umherzogen, Mitte Juni aber konnte doch 
ſchon die Hälfte der Landwehr entlaſſen werden, auch die auf— 
ſtändiſche Bewegung des Jahres 1848 hatte den Polen keinen 
Erfolg gebracht. Daß Mieroslawski, der erſt vor 5 Monaten 
dem Tode durch Henkershand entgangen war, jetzt zum zweiten 
Male begnadigt wurde, iſt nur ein charakteriſtiſcher Pinſelſtrich 
mehr in dem traurigen Bilde, das uns die ſchwächliche Haltung 
Friedrich Wilhelms IV. im Jahre der deutſchen Revolution 
enthüllt; kaum ein Jahr ſpäter ſtand der unermüdliche polniſche 
Verſchwörer in Baden ſchon wieder unter den Führern eines 
Aufſtandes. 

In die polniſche Frage hatte nun aber ſeit den Berliner 
Märzereigniſſen auch die preußiſche und die deutſche Verfaſſungs— 
frage bedeutſam hineingeſpielt. Die Meinung der Polen 
war geweſen, daß die verheißene nationale Reorganiſation ſich 
auf das ganze Großherzogtum beziehen ſolle. Hiergegen ſetzte 
jedoch ſeit Anfang April 1848 eine ſtarke Oppoſition der 
deutſchen Bevölkerung ein. An eine Rettung der Geſamt 
provinz für das Deutſchtum wagte man bei der in Berlin 
für die Polen herrſchenden Stimmung allerdings nicht mehr 
zu glauben. Um ſo dringender wurde gefordert, daß die 
nationalen Konzeſſionen, welche den Polen gemacht werden 
ſollten, nur auf die überwiegend polniſch bevölkerten Teile 
des Landes erſtreckt würden.!) Bromberg und die übrigen 
Städte des Netzediſtrikts wurden beim König vorſtellig: ihre 
Bewohner ließen erklären, ſie wollten lieber ihr Leben ver 
lieren, als ſich Inſtitutionen aufdrängen laſſen, die ihre 
Nationalität vernichten würden. Stadt und Herrſchaft Filehne 
baten um Einverleibung in die Provinz Preußen, Rawitſch, 
Frauſtadt und Liſſa wollten an Schleſien angegliedert werden, 
Meſeritz und ſeine Nachbarſtädte verlangten, in die Provinz 
Brandenburg aufgenommen zu werden. Am 9. April fanden 
in Bromberg und Schneidemühl Verſammlungen des Netze— 
diſtrikts jtatt, in denen „die in Poſen zuſammengetretene 
Kommiſſion mit Einſchluß des königlichen Immediatkom⸗ 
miſſarius zur nationalen Reorganiſation des Großherzogtums 
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Poſen für inkompetent und im voraus alle ihre Beſchlüſſe 
für null und nichtig“ erklärt wurden, „da dieſe Kommiſſion 
von der Geſamtbevölkerung mit keinerlei Vollmacht verſehen“ 
ſei. Die Schneidemühler Verſammlung beſchloß zudem die 
Abſendung eines Vertrauensmannes an die Nationalverſamm 
lung in Frankfurt, damit durch ihn, wie ſie ſagte, „die deutſche 
Bevölkerung des Großherzogtums Poſen bei der geſamten 
deutſchen Nation klagbar werde, daß Deutſchland ihrer zu 
vergeſſen ſcheine“. Der Berliner Regierung wurde mitgeteilt, 
daß, falls ſie nicht bis zum 16. April den gefaßten Beſchlüſſen 
beitrete, an dieſem Tage eine neue Verſammlung des Netze— 
diſtrikts ſtattfinden werde, die ſodann von Worten zu Taten 
fortſchreiten werde. 

Solche entſchiedene Sprache machte in Berlin Eindruck. 
Am 14. April erſchien eine Kabinettsordre des Königs, welche 
in die Trennung der deutſchen von den polniſchen Landes— 
teilen und in den Anſchluß der erſteren an den deutſchen Bund 
willigte. Da hierbei jedoch die Stadt und der Kreis Poſen 
den Polen zugeſprochen wurde, rief der Erlaß des Monarchen 
in dieſem Bezirk eine gewaltige Erregung hervor. Am 18. 
April fand eine impoſante Volksverſammlung ſtatt, in der 
die unauflösliche Verbindung der Stadt und des Kreiſes 
Poſen mit Deutſchland beſchloſſen wurde. Eine entſprechende 
Petition mit nahezu 3000 Unterſchriften ging noch am ſelben 
Abend nach Berlin ab. Außerdem wurde eine Deputation an 
das Miniſterium entſendet, welche dieſem auftragsgemäß erklärte, 
„ſeit dem 18. März, ſeitdem der Staat ein konſtitutioneller 
geworden, ſei die Regierung nicht mehr berechtigt, Abgeſandten 
der Polen Zugeſtändniſſe zu machen, welche die Zuſtimmung 
der Nationalvertretung erforderten.“ Andrerſeits machten freilich 
auch die Polen die energiſchſten Gegenanſtrengungen, um die 
Organiſationsfrage in ihrem Sinne zu erledigen. Am 17. April 
proteſtierte ihr Nationalkomitee auf das entſchiedenſte gegen eine 
Zerreißung des Großherzogtums in einen polniſchen und einen 
deutſchen Teil ſowie gegen eine Beſchickung der preußiſchen Na— 
tionalverſammlung in Berlin und der deutſchen in Frankfurt. 
Anſtatt deſſen ſollten nach Anſicht der Polen die Abgeordneten 
der Provinz einen beſonderen Landtag bilden, dem die ſelb 
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ſtändige Verfaſſung des ungeteilten Großherzogtums zur Bera- 
tung und Beſchlußfaſſung vorzulegen ſei. In dieſe Agitation 
einzugreifen, fühlte ſich auch wieder einmal die polniſche 
Geiſtlichkeit bewogen. Der Erzbiſchof von Przyluski erließ am 
21. April einen Hirtenbrief.), in dem er feiner Betrübnis 
darüber Ausdruck gab, daß Feinde der katholiſchen Kirche in den 
deutſchen Kreiſen des Großherzogtums ſich alle erdenkliche Mühe 
gäben, die katholiſche Bevölkerung zu Petitionen zu verleiten, 
deren Zweck die Abzweigung dieſer Kreiſe von dem Großher— 
zogtum und ihre Einverleibung in den deutſchen Bund ſein 
ſolle. Daher ordne er an, daß die Geiſtlichen ſofort mit ihren 
Eingepfarrten zuſammentreten und ſie protokollariſch darüber 
vernehmen ſollten, ob ſie wirklich eine ſolche, ihren Intereſſen 
und insbeſondere ihrem Glauben abträgliche Trennung und 
Einverleibung wünſchten. 

In Berlin hielt man aber trotzdem noch an dem Teilungs 
gedanken feſt. Am 22. April beriet der deutſche Bundestag 
über einen Antrag Preußens, wonach die Kreiſe des ehemaligen 
Netzediſtriktes, vier Kreiſe des Regierungsbezirks Poſen und 
Teile mehrerer anderer Kreiſe mit einer Geſamtbevölkerung 
von 593,000 Seelen von der polniſchen „Reorganiſation“ aus— 
genommen und dem Bunde einverleibt werden ſollten. Schon 
einen Tag vorher aber hatte der General von Williſen ein 
Gutachten erjtattet,?) in dem er ſich dafür ausſprach, auch die 
Stadt und Feſtung Poſen ſowie einen Teil des zugehörigen 
Kreiſes zum deutſchen Anteil zu ſchlagen. Dem entſprechend 
erweiterte Preußen ſeinen Antrag beim Bundestage, und ſo 
wurden am 2. Mai auch die Stadt und Feſtung Poſen ſowie 
einige andere Kreiſe dem deutſchen Bunde einverleibt: ganz 
Deutſch-Poſen ſollte 12 Abgeordnete zu der demnächſt zuſammen⸗ 
tretenden deutſchen Nationalverſammlung wählen. Das ge- 
ſchah, und am 27. Juli genehmigte das Parlament der Pauls- 
kirche, freilich erſt nach heftigen Debatten!), die Zulaſſung der 
deutſch-poſenſchen Volksvertreter. 
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Da nun aber Preußen bei feinem Antrage vom 2. Mai 
ſich die genauere Bezeichnung der Grenze zwiſchen dem deutſchen 
und dem polniſchen Teile des Großherzogtums vorbehalten 
hatte, ſo war die Angelegenheit mit dem Beſchluſſe der National 
verſammlung vom 27. Juli noch nicht endgültig erledigt. 
Die Schwierigkeiten, welche ſich der Demarkation entgegen— 
ſtellten, wuchſen ſogar im Laufe des Jahres. Und ſo iſt 
der eigentümliche Widerſpruch zu erklären, welcher in dieſer Hinſicht 
zwiſchen dem erſten, von der Regierung am 20. Mai 
der preußiſchen Nationalverſammlung vorgelegten Verfaſſungs 
entwurf und der ſogenannten oktroyierten Verfaſſung vom 5, 
Dezember 1848 herrſcht.!) Denn während $ 1 des Entwurfes 
geradezu den Verzicht auf die ſtaatliche Aſſimilierung des 
Großherzogtums Poſen ausſprach, indem er dasſelbe ausdrück 
lich von dem zum deutſchen Bunde gehörigen preußiſchen 
Staatsgebiete ausſchloß und ihm eine beſondere nationale 
Reorganiſation und Verfaſſung verſprach, erklärte Art. 1 der 
oktroyierten Verfaſſung einfach, alle Landesteile der Monarchie 
in ihrem gegenwärtigen Umfange bildeten das preußiſche 
Staatsgebiet, ſchwieg ſich alſo völlig über die Polniſch-Poſen 
zugeſagte Ausnahmeſtellung aus. Inzwiſchen aber hatte die 
Frankfurter Nationalverſammlung auch dieſe Frage zu ihrer 
Kompetenz gezogen: auf Antrag des Abgeordneten Titus 
Marek war durch § 118 der neuen Reichsverfaſſung vom 28. 
März 1849 allen nicht deutſch redenden Volksſtämmen Deutſch— 
lands „ihre volkstümliche Entwicklung gewährleiſtet, nament- 
lich die Gleichberechtigung ihrer Sprachen, ſoweit deren Gebiete 
reichen, in dem Kirchenweſen, dem Unterricht, der inneren 
Verwaltung und der Rechtspflege“. Die preußiſche Regierung, 
welche trotz des Schweigens der oktroyierten Verfaſſung über 
die Demarkation an ihrer Teilungsabſicht feſthielt und ſogar 
bereits am 7. Februar 1849 eine endgültige Grenzlinie durch die 
Kammern hatte genehmigen laſſen, machte ſich nach dem 
Scheitern des Verfaſſungswerkes der Paulskirche die angeführte 
Beſtimmung der Reichsverfaſſung zu eigen und verleibte ſie 


') vgl. Geffcken, die deutſche Staatsſprache und das Grundrecht der 
Verſammlungsfreiheit in Preußen: Archiv f. öffentl. Recht. Bd. 20. S. 31 ff. 
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als § 186 dem Entwurfe einer Reichsverfaſſung ein, den ſie 
Sachſen und Hannover beim Abſchluß des Dreikönigsbündniſſes 
vorlegte. Demgemäß erneuerten ſich ſeit Herbſt 1849 auch 
in der preußiſchen Volksvertretung nochmals die Erörterungen 
über die Organiſation der Provinz Poſen. Zunächſt meldeten 
die Polen wiederum ihre Anſprüche an. Indem der Abgeordnete 
von Pilarski bei der Verfaſſungsberatung in der 1. Kammer 
den Antrag ſtellte: „Für das Großherzogtum Poſen wird 
gleichzeitig mit dieſer Verfaſſungsurkunde ein organiſches Statut 
erlaſſen, welches die durch die Wiener Traktate und Königliche 
Verheißungen vom Jahre 1815 gewährleiſteten Rechte zum 
Ausdruck bringt“, beabſichtigte er natürlich, die Demarkation 
rückgängig gemacht und die polniſche Reorganiſation auf die ganze 
Provinz ausgedehnt zu ſehen. Als der Miniſter des Innern, 
Freiherr von Manteuffel, hierauf erklärte, die Regierung werde 
in dieſer Beziehung Vorlagen machen, zog der Pole ſeinen 
Antrag vertrauensvoll zurück und ſchuf dadurch eine Situation, 
die das Polentum berechtigen ſollte, auf das weiteſtgehendſte 
Entgegenkommen der Regierung wie auf ein gegebenes Ver 
ſprechen zu hoffen. In der Sitzung der 2. Kammer vom 25 
Oktober 1849 äußerte ſich dann Manteuffel näher über ſeine 
Abſichten, indem er ausführte: „Die Nationalität will die 
preußiſche Regierung den polniſchen Untertanen in keiner 
Weiſe entziehen. Wie ſie es in dieſer Beziehung meint, das 
ergibt der Paragraph, der in den Entwurf der Reichsverfaſſung 
aufgenommen ift“. Nachdem der Minifter hierauf den $ 186 
des Entwurfs der Verfaſſung des Dreikönigsbundes verleſen 
hatte, ſchloß er: „Das ſoll gewährt werden, das wird gewährt 
werden, ein Mehreres nicht.“ In derſelben Sitzung lehnte 
die 2. Kammer einen Antrag des Abgeordneten Janiszewski 
ab, der dieſelben Forderungen, wie der Antrag von Pilarski 
in der 1. Kammer enthielt. 

Gegen Ende des Jahres wurden die Verhandlungen über 
die Rechtsſtellung der Provinz Poſen im Landtage nochmals 
aufgenommen. Manteuffel überreichte am 17. Dezember zufolge 
königlicher Ermächtigung der 2. Kammer eine Denkſchrift des 
Staatsminiſteriums über die Regulierung der Verhältniſſe des 
Großherzogtums Poſen, in der es hieß: „Der polniſchen 
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Nationalität wird durch die Inkorporation (des jenſeits der 
Demarkationslinie liegenden Teiles der Provinz Poſen in den 
Deutſchen Bund) keineswegs zu nahe getreten, vielmehr erhält 
dieſelbe einen verſtärkten Rechtsſchutz in dem $ 186 des Ver 
faſſungsentwurfs vom 26. Mai er In der Ausführung 
dieſer Beſtimmung, in dem durch Art. 104 der preußiſchen 
Verfaſſung anerkannten Grundſatze der Selbſtregierung der 
Gemeinden werden aber zugleich die den Polen im Jahre 1848 
gemachten Zuſicherungen, ſoweit ſie nicht auf politiſche Trennung 
gerichtet ſind, die vollſtändigſte Erfüllung, wird die polniſche 
Nationalität den weiteſten Raum der Entwicklung finden.“ 
Wenn dann am nächſtfolgenden Tage, dem 18. Dezember, in 
der 2. Kammer über einen Antrag Oſterrath verhandelt wurde, 
der den vielzitierten $ 186 des Entwurfs der Dreikönigsbund 
Verfaſſung als integrierenden Beſtandteil der preußiſchen Kon 
ſtitution aufgenommen ſehen wollte, ſo lag darin keine ſachliche 
Abweichung vom Standpunkte der Regierung, ſondern nur 
der Ausdruck des Beſtrebens, „den nichtdeutſch redenden Volks— 
ſtämmen des preußiſchen Staates ihre volkstümliche Entwicklung 
durch Gleichberechtigung ihrer Sprachen, ſoweit deren Gebiete 
reichen, in dem Kirchenweſen, dem Unterricht, der inneren 
Verwaltung und der Rechtspflege“ auch für den Fall zu 
gewährleiſten, daß die von Preußen angeſtrebte Reichsverfaſſung 
nicht zuſtande kommen ſollte. Und ſo war es in der Tat von 
fundamentaler Bedeutung für das ſtaatsrechtliche Verhältnis 
des Großherzogtums Poſen zur preußiſchen Geſamtmonarchie, 
daß die 2. Kammer den Antrag Oſterrath mit überwältigender 
Majorität ablehnte. Die Kommiſſion des Hauſes, welche die 
Vorberatung des Antrages vorgenommen hatte und nun 
ſeine Verwerfung empfahl, ſtellte ſich dabei in ihrem ſchriftlichen 
Bericht prinzipiell auf den entgegengeſetzten Standpunkt wie 
die Regierung, indem ſie die Anſicht vertrat, daß der preußiſche 
Staat im Intereſſe ſeiner Einheit es nicht als ſeine Pflicht 
anſehen könne, den verſchiedenen, auf ſeinem Boden vorhandenen 
Stämmen ihre volkstümliche Entwicklung, und namentlich auch 
die Gleichberechtigung ihrer Sprachen ausdrücklich zu gewähr— 
leiſten. Und das Gewicht dieſer Worte wurde durch die münd— 
lichen Ausführungen, welche der Berichterſtatter der Kommiſſion 
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im Plenum machte, nur erhöht. Denn er betonte, Preußen fei 
ſich ſchon bisher der Pflicht bewußt geweſen, die partikulären 
Eigentümlichkeiten der nichtdeutſchen Stämme zu ſchützen, zu 
achten und zu ſchonen, und es ſei daher nicht angemeſſen, daß 
der preußiſche Staat in ſeiner Verfaſſung ſich gleichſam eine 
Servitut und eine Zwangspflicht auferlegen laſſe. Das hieß 
nichts anderes, als daß der ſeit 1815 beſtehende und praktiſch 
durchgeführte Rechtszuſtand dem polniſchen wie allen fremd 
ſprachigen Volkselementen genügende Achtung ihrer nationalen 
Eigentümlichkeiten beweiſe und daß es alſo vorläufig dabei 
zu verbleiben habe, während der Staat ſich für veränderte 
Umſtände ſeine volle Aktionsfreiheit bewahren müſſe. 

Da nun tatſächlich das Dreikönigsbündnis um dieſe Zeit 
zerfiel, und die an ſeine Stelle tretende deutſche Union es 
ebenfalls nur zu einem kurzlebigen Daſein brachte, ſo ſcheiterte 
zum Glück für Preußens Staatseinheit nicht nur die Abſicht 
des Antrags Oſterrath, ſondern auch der ihm parallel gehende 
Plan Manteuffels. Aus der ſo geſchaffenen Lage aber ergab ſich 
für Preußen bald noch eine beſondere Verlegenheit. Denn auf 
ſeinen Antrag hin hatte der Bundestag Deutſch-Poſen, wie 
vorher ſchon (am 11. April 1848) Oft- und Weſt-Preußen, in 
den deutſchen Bund aufgenommen. Wenn jetzt die preußiſche 
Volksvertretung ſich der mit dieſer Demarkation unzertrennlich 
zuſammenhängenden nationalen Reorganiſation von Polniſch— 
Poſen widerſetzte, ſo entfiel der Grund für jene Einverleibungen 
in den Bund. Ja, nachdem 1850 die Reaktivierung des Bundes 
tages ſtattgefunden hatte und auch Preußen auf dem Wege 
über Olmütz nach Frankfurt zurückgekehrt war, erhielt die 
Frage, ob die Provinzen Preußen und Poſen dauernd Teile 
des Bundesgebietes werden ſollten, ſogar noch eine ganz andere 
Bedeutung als bislang. Denn während ſonſt alles wieder in 
die alten Verhältniſſe zurückkehrte, wäre das Königreich Preußen 
durch Beitritt faſt ſeines ganzen Gebietes zum Bunde ſeiner bis— 
herigen Stellung als ſelbſtändige europäiſche Großmacht beraubt 
geweſen, welche ihm grade auf Grund ſeiner öſtlichen Be— 
ſitzungen zuletzt vom Wiener Kongreſſe garantiert worden war. 
Es iſt eins der früheſten Verdienſte geweſen, welche ſich der 
ſpätere Fürſt Bismarck als preußiſcher Bundestagsgeſandter 
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in Frankfurt um das internationale Anſehen des von ihm 
vertretenen Staates erworben hat, daß er die Rückgängig 
machung der Beſchlüſſe des Jahres 1848 durchzuſetzen wußte, 
durch welche die Provinzen Preußen und Poſen dem Bunde 
einverleibt worden waren. 


Viertes Kapitel. 


Von 1850 bis 1872. 


Mit dem Erlaß der preußiſchen Verfaſſung vom 31. 
Januar 1850 beginnt auch für die uns hier intereſſierenden 
Verhältniſſe eine neue Periode der Entwickelung. Denn zu 
den Faktoren, welche bisher für die Geſchichte der preußiſchen 
Polenpolitik maßgebend geweſen waren, tritt nunmehr als 
weiteres Moment das konſtitutionelle Prinzip. Es wirkt 
nach zwei Richtungen. Einmal gibt es den Polen ſelbſt die 
fortlaufende Möglichkeit, ihre alten Beſchwerden über die 
Vergewaltigung ihres Volkstums im Parlament und damit 
vor der breiteſten Öffentlichkeit zur Sprache zu bringen. Und 
zweitens erſchwert es die Arbeit der Regierung inſofern, als 
das deutſche Element in der Oſtmark, ſobald es ſich in 
Oppoſition zu der allgemeinen Politik des leitenden 
Miniſteriums geſetzt ſieht, dieſe Gegenſätzlichkeit auch im 
Bereiche der Polenpolitik zum Ausdruck bringt, indem es der 
mißliebigen Regierung zum mindeſten keine zuverläſſige 
Stütze für kräftige Maßregeln darbietet. Und da nun, wie 
bekannt, in Preußen ſofort nach Erlaß der Verfaſſung ſeit 
dem Jahre 1851 die reaktionäre Partei wieder Oberwaſſer 
gewann, ſo konnte es nicht ausbleiben, daß die deutſche Be— 
völkerung Poſens, die ſoeben noch im Revolutionsjahr ihr 
vaterländiſches Gefühl ſo kräftig und erfolgreich betätigt 
hatte, allmählich in eine Art von Depreſſion geriet, deren ver— 
hängnisvolle Folgen freilich zunächſt noch nicht deutlich 
erkennbar wurden. So iſt die Zeit von 1850 bis 1872 für 
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geweſen, allerdings einer Ruhe, die den Sturm im Schoße trug. 

Auf dem Gebiete der internationalen Politik hatte die 
deutſche Revolution dem Polentum nur einen neuen, ſeine 
Inſurrektionskraft auf lange hinaus lähmenden Mißerfolg 
gebracht. Insbeſondere hatte ſich in Poſen gezeigt, daß die 
ſtaatliche Autorität der preußiſchen Monarchie ſich den Umtrieben 
des polniſchen Adels und Klerus gegenüber nicht nur auf die 
unbedingte Zuverläſſigkeit ihres Heeres, ſondern auch auf die 
entſchiedene Abneigung der polniſchen Bauern gegen jede auf 
ſtändiſche Bewegung ſtützen konnte: die Freiſchaaren Mieros 
lawskis beſtanden im weſentlichen aus dem abhängigen Dienſt 
perſonal der Edelleute, aus ſtädtiſchem Proletariat und aus 
Emigranten. Rußland und Oſterreich aber boten der Agitation 
vorläufig erſt recht keine Ausſichten. So ſtellte denn das 
Pariſer Zentralkomitee für die nächſte Zeit ſeine unmittelbar 
auf den Umſturz der politiſchen Verhältniſſe Polens gerichtete 
Tätigkeit ein. Seine Hoffnungen jedoch auf die Wiederher 
ſtellung der Selbſtändigkeit ſeines Nationalreiches hat das 
revolutionäre Polentum trotz des Fiasko von 1848 auch nicht 
für einen Augenblick zu Grabe getragen, und ſchon gegen Ende 
desſelben Jahres wurde für die Provinz Poſen ſowie die 
polniſchen Diſtrikte von Weſtpreußen und Schleſien eine neue, 
dieſen Hoffnungen dienende Organiſation geſchaffen: die 
polniſche Liga. Ihre Satzungen zeigen, daß man ſich der 
Mängel bewußt geworden war, die bisher den Erfolg der 
polniſchen Agitation gehemmt hatten, und daß man dieſen 
Mängeln nunmehr abhelfen wollte. Denn § 3 des Statuts 
bezeichnete als Zwecke der Liga: den Schutz der nationalen 
Freiheit und Rechte gegenüber der Landesregierung, der Volks 
vertretung und der öffentlichen Meinung im In- und Auslande 
— die Entwicklung der nationalen Aufklärung durch Bücher, 
Schulen u. ſ. w. — die Kräftigung des nationalen Geiſtes 
unter den Polen durch Verbindungen und Schriften — die 
Erhaltung eines geiſtigen Bündniſſes unter ſich durch Ver— 
brüderung und gegenſeitigen moraliſchen Einfluß — die Ver 
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bejjerung der materiellen Lage im Wege der gegenſeitigen 
Hülfeleiſtung durch organiſche Inſtitutionen aller Art!). 

Hat die Liga ſelbſt auch nur ſehr kurze Zeit beſtanden, 
da fie ſchon im Jahre 1851 durch Richterſpruch als ein Verein 
zu unerlaubten politiſchen Zwecken aufgelöſt wurde, ſo iſt 
doch der Inhalt des § 3 ihrer Satzungen feit den fünfziger 
Jahren zum dauernden Programm des Polentums geworden: 
die parlamentariſche und literariſche Bearbeitung der öffent— 
lichen Meinung, die nationalpolitiſche Beeinfluſſung der Schul— 
bildung und die Hebung der wirtſchaftlichen Lage aller Volks— 
klaſſen, das ſind fortan die feſt ins Auge gefaßten Ziele der 
polniſchen Agitation. 

Die preußiſche Regierung hat dem gegenüber ihre Auf 
gabe noch lange Zeit hindurch völlig verkannt. Schon die 
Auswahl der in den fünfziger und ſechsziger Jahren auf ein 
ander folgenden Oberpräſidenten der Provinz Poſen bewies 
die Syſtemloſigkeit der maßgebenden Politik. Beurmanns 
Nachfolger wurde 1850 Guſtav v. Bonin, der früher die 
Provinz Sachſen verwaltet hatte und 1848 unter Pfuel 
Finanzminiſter geweſen war. Bonin bekannte ſich zu einem 
gemäßigten Liberalismus, und ſo teilte er denn auch trotz 
aller Lehren, die ihm das Studium der preußiſchen Polenpolitik 
ſeit 1815 hätten an die Hand geben können, die den Liberalen 
geläufigen Illuſionen über die Möglichkeit einer ehrlichen 
Verſöhnung des Polentums mit dem preußiſchen Regiment. 
Ein längeres Wirken in dieſem Sinne aber war ihm zunächſt 
nicht vergönnt. Denn bald geriet ſeine Geſinnungstüchtigkeit 
in Konflikt mit ſeinen Vorgeſetzten: als 1853 die Kommunal— 
ordnungen von 1850 aufgehoben und die altſtändiſchen Ver— 
faſſungen der Kreiſe und Provinzen wieder hergeſtellt wurden), 
da lehnte Bonin es ab, bei Ausführung dieſer, nach ſeiner 
Meinung verfaſſungswidrigen Maßregeln mitzuwirken und 
wurde daher zur Dispofition geſtellt. Ihm folgte Eugen v. 
Puttkamer, ein Mann von konſervativen Grundſätzen und 
von ausgeprägt nationaldeutſcher Geſinnung. Leider aber war 
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auch feine Perſönlichkeit wenig für den ſchwierigen Poſten 
des poſenſchen Oberpräſidiums geeignet. Denn durch ein 
ungemein ſchroffes Verhalten auch gegen die ihm unterſtellte 
deutſche Beamtenſchaft zog ſich Puttkamer deren Feindſchaft 
zu, und da in Berlin eben jetzt das Syſtem herrſchte, miß 
liebige Beamte ſtrafweiſe in den polniſchen Oſten zu verſetzen, 
ſo traten während der Puttkamerſchen Verwaltung innerhalb der 
poſenſchen Büreaukratie immer ſtärkere Sprünge und Riſſe 
zu Tage, die die Einheitlichkeit des Regierungsſyſtems ſehr 
beeinträchtigten und die Verfügungen des Oberpräſidenten 
gegen das agitatoriſche Vordringen des Polentums vielfach 
wirkungslos machten. Als dann im November 1858 das 
„Miniſterium der neuen Ara“ gebildet wurde, waren auch die 
Tage Puttkamers in Poſen gezählt, Graf Schwerin ernannte 
1860 an ſeiner Stelle wiederum den zur Dispoſition geſtellten 
Bonin zum Oberpräſidenten. Doch auch dies zweite Mal 
dauerte ſein Regiment nicht lange. Denn wiederum geriet er 
mit ſeinen Anſichten in Gegenſatz zur Zentralregierung: er 
widerſetzte ſich den Maßregeln, die Bismarck 1863 während 
des Aufſtandes in Ruſſiſch-Polen für Poſen anordnete und 
wurde daher abermals entlaſſen. Die beiden nächſten Ober 
präſidenten, v. Horn und Graf Königsmarck, haben dann 
überhaupt darauf verzichtet, ihre Verwaltung von nationalen 
Geſichtspunkten beeinfluſſen zu laſſen, ſie ignorierten einfach 
den Gegenſatz des Deutſchtums und des Polentums und 
glaubten ihren Beruf erfüllt zu haben, wenn ſie ſich lediglich 
die wirtſchaftliche Blüte der Provinz angelegen ſein ließen. 

Es leuchtet ein, daß eine Politik, der es ſo ſehr an einem 
feſten nationalen Syſtem fehlte, für das deutſche Volkstum in 
Poſen keine Eroberungen machen konnte. Und ſo iſt denn 
umgekehrt die Zeit ſeit 1850 für unſer einheimiſches Polentum 
eine Periode unaufgehaltenen, ſtetigen Fortſchrittes geworden. 

Das zeigt ſich zuvörderſt auf dem Gebiete der Schule. 
Wie oben erwähnt, hat bereits die Verfügung der katholiſchen 
Abteilung des Kultusminiſteriums vom 24. Mai 1842 die 
Jugendbildung in unſerer Oſtmark dem Polentum nahezu 
bedingungslos ausgeliefert. In den fünfziger und ſechziger 
Jahren iſt die dahin zielende Arbeit, an der ſich vor allem 


Polniſche Schulpolitik. „Die Bamberger“. 87 


F C0 


wieder der polniſche Klerus eifrig beteiligte, ſyſtematiſch orga— 
niſiert worden und hat dem Polonismus die denkbar reichſten 
Früchte getragen. Tauſende von deutſchen Kindern ſind auf 
dieſe Weiſe ihrem angeſtammten Volkstum entfremdet worden. 
Ein in ſeiner Kläglichkeit beſonders bezeichnendes Beiſpiel 
dieſer Entwicklung ift das Schickſal der jog. „Bamberger “.!) 
Zu Beginn des 18. Jahrhunderts nämlich hatten der nordiſche 
Krieg zwiſchen Schweden, Rußland und Sachſen-Polen ſowie 
die ihm folgende Peſt das poſenſche Gebiet und insbeſondere 
die um die Stadt herumliegenden Kämmereidörfer ſtark ent— 
völkert. Um dieſem Notſtande abzuhelfen, zog der Magiſtrat 
von Poſen auswärtige Anſiedler katholiſchen Bekenntniſſes 
heran, ſie kamen aus Schwaben, Baiern, Oſtpreußen und anderen 
deutſchen Landen, die größere Mehrzahl von ihnen ſtammte 
aus dem Bistum Bamberg, und ſo wurden ſie alle unter dem 
Sammelnamen der „Bamberger“ begriffen. Dieſe im weſent— 
lichen alſo ſüddeutſchen Koloniſten haben nun das ganze 18. 
und die volle erſte Hälfte des 19. Jahrhunderts ihre deutſche 
Eigenart inmitten einer ihnen wenig wohlwollend gegenüber 
ſtehenden polniſchen Bevölkerung bewahrt. Wie ſie ſich rein 
äußerlich durch die auffallende Tracht ihrer Frauen von ihrer 
polniſchen Umgebung abhoben, jo blieb auch ihr inneres 
Volkstum bis in die fünfziger Jahre des letzten Jahrhunderts 
rein deutſch. Dann aber hat die Schulaufſicht der polniſchen 
Geiſtlichkeit weniger als 20 Jahre gebraucht, um die völlige 
Abkehr der Bamberger von ihrer Nationalität durchzuſetzen. 
Im Jahre 1851 wurde der Lehrer des Bamberger Dorfes 
Wilda von feinem Ortsſchulinſpektor, dem Propſt Kamienski, 
zum erſten Male angewieſen, den Religionsunterricht in pol 
niſcher Sprache zu erteilen. Radikaler ging ſogleich der Propſt 
Pluszezewski in Ratai vor: er ordnete an, daß künftighin 
der dortige Unterricht überhaupt nur noch polniſch ſtattzufinden 
habe, und daß den Kindern jede deutſche Unterhaltung in den 
Räumen des Schulhauſes zu verbieten ſei. Leider fanden die 
Rataier Bauern nicht ſofort den Entſchluß, ſich gegen dieſe 
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vollkommen geſetzwidrige Vergewaltigung des Volkstums ihrer 
Kinder aufzulehnen. Erſt am 18. Auguſt 1856 erging 
eine Beſchwerde der Schulgemeinde über die Erteilung des 
geſamten Unterrichts in polniſcher Sprache an die Regierung 
in Poſen. In dieſer Beſchwerde wurde der nationale Beſitz— 
ſtand in Ratai noch dahin angegeben, daß dort zwar in letzter 
Zeit 3 Wirte, 1 Wirtin und 3 Häusler polniſch und durch 
Verheiratung mit Deutſchen anſäſſig geworden ſeien, alle 
übrigen Einwohner aber ſeien deutſch „und die Nachkommen 
jener friedliebenden braven Deutſchen, die faſt ſeit Jahrhunderten 
in allen Stürmen der Zeiten ihrer Nationalität treu geblieben 
ſeien“. Auf dieſe Eingabe hin ſchwieg die Regierung zunächſt 
zwei Jahre gänzlich. Dann, im Jahre 1858, entſandte ſie den 
Schulrat Dr. Brettner, um die Verhältniſſe zu prüfen und 
darüber zu berichten. Und nach abermals zwei Jahren, 1860, 
erhielten die Beſchwerdeführer endlich den Beſcheid, der Lehrer 
der Rataier Schule ſolle ſich der polniſchen und der deutſchen 
Sprache „in gleicher Weiſe“ bedienen. Damit war das Schickſal 
des Deutſchtums in Ratai beſiegelt. Denn die Auslegung 
der ſalomoniſchen Entſcheidung von 1880 blieb natürlich ganz 
in die Hand des Ortsſchulinſpektors gegeben, und das war 
ein polniſcher Kleriker. In der Tat war denn auch bereits 
im Jahre 1867 die Poloniſierung der Rataier Deutſchen eine 
vollendete Tatſache: der Kreisſchulinſpektor Keßler, der damals 
eine erneute Reviſion vornahm, mußte ſeiner vorgeſetzten Behörde 
melden, daß „im Deutſchen gar nichts geleiſtet“ werde und 
daß „ſelbſt Kinder, die vom Lehrer als Deutſche bezeichnet 
würden, nur mit geringer Geläufigkeit und ohne alles Ver— 
ſtändnis leſen“ könnten. Wenn umgekehrt der Ortsſchulinſpektor 
Propſt Migdalski in ſeinem Bericht von demſelben Jahre über 
die Rataier Schule „alles gut“ fand, fo klingt das wie ein 
höhniſcher Triumph des ſiegreichen Polentums. Und wie in 
Ratai, ſo iſt es ähnlich in allen Bamberger Kämmereidörfern 
gegangen; aus eigener Anſchauung berichtet der Generalleutnant 
v. Boguslawskin), er habe 1855 die Sprache der angeſeſſenen 


1) in feiner Broſchüre: 85 Jahre preußiſcher Regierungspolitik in 
Poſen und Weſtpreußen von 1815—1900. Berlin 1901. S. 23. 
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Bauern in jenen Dörfern durchgängig deutſch gefunden, 1866 
hätten die älteren Leute faſt alle noch deutſch geſprochen, die 
Jugend jedoch bereits vielfach polniſch, 1875 endlich habe man 
auf deutſche Anrede dort faſt nur noch polniſche Antwort 
bekommen, einzig die älteſten Leute hätten noch deutſch ver— 
ſtanden. Heute, zu Beginn des neuen Jahrhunderts, iſt die 
Poloniſierung der Bamberger eine vollſtändige geworden: vor 
den Toren der Provinzialhauptſtadt, unter den Augen der höchſten 
Amtsbehörden hat ſich dieſe das Deutſchtum tief beſchämende 
Wandlung vollzogen. Wenn aber ſo etwas am grünen Holze 
rein deutſcher Gemeinden geſchehen konnte, ſo mußte natürlich 
die polniſche Schulpropaganda in gemiſchtſprachigen Gegenden 
noch weit ſchnellere Erfolge zeitigen, und in der Tat iſt dies 
der Fall geweſen: in ganz Poſen und darüber hinaus, in 
Teilen von Weſtpreußen und Oberſchleſien, hat der polniſche 
Klerus, geſtützt auf die Inſtruktion des Kultusminiſteriums 
vom 24. Mai 1842, feit den fünfziger Jahren den Volksſchul— 
unterricht nahezu vollſtändig poloniſiert. Ja, in Oberſchleſien, 
wo von jeher ein vom Hochpolniſchen ſehr ſtark abweichendes 
Idiom, das Waſſerpolniſche, geſprochen worden war, kam ſogar 
ein preußiſcher Schulrat auf die ſeltſame Idee, man müſſe 
hier, um die Bildung des Volkes zu heben, den Gebrauch des 
Hochpolniſchen fördern, und die Berliner Regierung ließ ſich 
tatſächlich durch den Bericht des eifrigen Beamten beſtimmen, 
in den oberſchleſiſchen Lehrerſeminaren das Hochpolniſche als 
Unterrichtsgegenſtand einzuführen.!) 

Die nationalpolniſche Propaganda blieb jedoch keineswegs 
auf die Volksſchulen beſchränkt. Das Jahr 1858, auch ſonſt 
als Anfangspunkt mancher neuen Agitationsarbeit der Polen 
bekannt, zeitigte unter anderem an mehreren katholiſchen Gym- 
naſien der Provinz Poſen Schülervereine „für polniſche Ge 
ſchichte und Schriftſtellerei“, welche zunächſt von den Behörden 
geduldet wurden. Am 19. Februar 1861 aber taten dieſelben 
ſich zu einem Geheimbunde zuſammen, der in vier Abteilungen 
zerfiel (Rosciuszko in Poſen, Jan in Trſchemeſchno, Zawisza 
in Oſtrowo und Krakus in Liſſa) und deſſen tatſächlicher Zweck 


1) vergl. von Boguslawski a. a. O., S. 42 f. 
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die Vorbereitung feiner Mitglieder zu Dienern der nationalen 
Sache war. Die Mittel hierzu ſah der Bund in jeder Tätig⸗ 
keit, die geeignet ſchien, ſeine Angehörigen in der polniſchen 
Rede und Diskuſſion zu üben, mit der polniſchen Vorzeit De- 
kannt zu machen und mit polniſchem Geiſte zu durchdringen. 
Daher ſollten die Abteilungen und Unterabteilungen des Ver 
eins zu regelmäßigen Sitzungen zuſammentreten, in denen 
teils in freiem, teils in ſchriftlich ausgearbeitetem Vortrage 
über Themata aus der älteren und neueren polniſchen Geſchichte, 
aus der polniſchen Geographie und Litteratur ſowie über 
Gegenſtände von gegenwärtiger nationaler und ſozialer Be 
deutung berichtet und diskutiert wurde. Beſonders tüchtige 
Arbeiten wurden dem Zentralkomitee eingereicht und ſollten 
wenn ſie von dieſem geprüft und anerkannt ſeien, der Muſter 
ſammlung einverleibt werden. Die Überſchüſſe der Mitglieder- 
beiträge wurden zum Ankauf polniſcher Agitationsſchriften, 
zur Bezahlung von Seelenmeſſen für „die Märtyrer unſerer 
Sache“ und zu ähnlichen Zwecken verwandt. Daß jedoch die 
Tendenz des Bundes im letzten Ende auf Ziele ging, die ſich 
nur im Wege des bewaffneten Aufſtandes verwirklichen ließen, 
ergibt fih aus dem Wortlaut des Eides, den jeder Neuaufzu- 
nehmende leiſten mußte und der ihn für ſein ganzes Leben 
verpflichtete. Denn in ihm verſprach das neue Mitglied kurz 
und bündig, alle ſeine Kräfte zur Befreiung des Vaterlandes 
aufbieten zu wollen. Weitere Beweiſe für den revolutionären 
Charakter der Vereinigung ergeben ſich aus einzelnen Beſtim— 
mungen der Statuten und liegen außerdem in der ſtrengen 
Heimlichkeit, mit der die Tätigkeit der Bundesmitglieder um⸗ 
geben wurde. Dieſelbe iſt in den Jahren 1861 und 1862 eine 
ſehr rege geweſen, im Jahre 1863 aber wurde der Bund 
entdeckt, ſein Archiv mit Beſchlag belegt und ſeinen Mitgliedern 
der Prozeß gemacht!.) 

Weniger extreme Ziele ſtellte ſich von vornherein eine 
andere Organiſation, die aber grade um deswillen ein viel 
gefährlicherer Feind des Deutſchtums unſerer Oſtmark geworden 
iſt, als es die Geheimbündelei unreifer Gymnaſiaſten ſchon 
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1841, alſo kurz nach Flottwells Rücktritt vom Poſener Ober 
i präſidium durch den praktischen Arzt Dr. Karl Mareinkowski 
| begründete und ſpäter nach ihm benannte „Verein zur Unter 
ſtützung der lernenden Jugend im Großherzogtum Poſen.“) 
Die Vorbereitungen der Konſtituierung des Vereins hatten | 
noch unter Flottwell ſtattgefunden und waren jogar, wie nicht | 
verſchwiegen werden darf, von ihm auf das Nachdrücklichſte | 
unterſtützt worden, weil er feft davon überzeugt war, daß die 
Polen ſich mit höherer Bildung auch deutſche Geſinnung zu 
eigen machen würden. Und in der Tat mochte zunächſt ſelbſt 
eine entſchieden deutſche Geſinnung nichts an dem Marein 
kowski⸗Verein auszuſetzen finden, da er laut $ 1 feiner 
urſprünglichen Satzungen lediglich die Aufgabe verfolgte, „die | 
fähige Jugend aus der Maſſe des Volkes hervorzuziehen und 
entdeckten Anlagen eine dem Nutzen des Landes förderliche | 
Entwicklung zu geben“ und da er zu dieſem Behufe jedenfalls 
am Anfang ſeiner Tätigkeit auch Deutſche, ſofern ſie im 
Großherzogtum geboren und der polniſchen Sprache einiger- l 
maßen mächtig waren, unterſtützt har. So fand der Verein 


|} 
28 N | 
ihrer Natur nach fein konnte. Das war der am 19. April | 
| 


zunächſt ohne weiteres die Förderung der Behörden: am 21. 

September 1841 erhielt er durch den Oberpräſidenten Grafen 

Arnim, ſeine endgültige Beſtätigung, am 8. D zember desſelben 

Jahres ließ der Generalpoſtmeiſter Nagler mitteilen, daß er 

dem Geſuche des Vereins um Gewährung von Portofreiheit 

für Geld⸗ und Packetſendungen innerhalb der Provinz Poſen 

gewillfahrt habe, die erſten Jahresberichte, welche Mareinkowski | 

einſandte, wurden von den Miniſtern des Innern, des Kultus | 

| und des Außern mit warmen Anerkennungsſchreiben „für ſeine 
nützliche und ſegensreiche Tätigkeit“ beantwortet. | 

Und doch ift mit dem Mareinkowskiverein dem Deutſchtum | 

in Poſen einer. feiner allergefährlichiten Feinde erſtanden. l 

Denn trotz der allgemeinen und unverfänglichen Ausdrücke | 

mit denen die Satzungen den Vereinszweck beſchrieben und trotz l 
| 

| 

| 


1) vgl. namentlich Leo Wegener, Der wirtſchaftliche Kampf der Deutſchen 
mit den Polen um die Provinz Poſen. Eine Studie. Poſen. 1903. S. \ 
162 ff. l 
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der anfänglichen Berückſichtigung auch des deutſchen Elements 
bei der Bewilligung von Beihülfen ſind die Vereinsziele doch 
von vornherein ſpezifiſch nationalpolitiſchen Charakters geweſen. 
Dem Glauben Flottwells an den germaniſierenden Einfluß 
der Volksbildung ſtand Mareinkowskis Überzeugung gegenüber, 
daß nur die intellektuelle Hebung des polniſchen Volkes eine 
Gewähr für die Erhaltung und Stärkung ſeiner Nationalität 
zu bieten vermöge. „Werden wir beſſer, gebildeter und reicher 
als die Deutſchen“, ſo hatte grade damals Graf Eduard 
Raczynski geſagt, „dann find wir die Herren in Poſen.“ 1) 
Der Mareinkowskiverein war der erſte Verſuch, dieſes Programm 
im ſtreng nationalen Sinne zu verwirklichen. Indem er ſeine 
Schützlinge nicht nur während ihrer Ausbildungszeit unter- 
ſtützte, ſondern ſodann auch für ihre geeignete Unterbringung 
in auskömmlichen Stellen ſorgte, hat er allmählich ein macht— 
voll wirkendes Element des gebildeten Mittelſtandes unſerer 
Oſtmark herangezogen. Dies Element aber war ein im weſent 
lichen polniſches, die Beſtimmungen über die Möglichkeit der 
Beihilfe auch an Deutſche waren von vornherein lediglich 
dekorativer Natur. 

Seinen nationalpolniſchen Zielen gemäß fand der Marein 
kowskiverein ſofort nach ſeinem Entſtehen vor allem auch die 
eifrigſte Begünſtigung ſeitens des Polniſchen Klerus. Erz 
biſchof v. Dunin intereſſierte ſich gleich ſehr lebhaft für ihn, 
am 14. Oktober 1841 antwortete er dem Vorſtande auf eine 
entſprechende Bitte, daß er feinen geſamten Diözeſanklerus 
durch die Dekane zum Beitritt und zur eifrigen Förderung 
des Vereins habe auffordern laſſen. Sein Nachfolger v. 
Przyluski förderte die Beſtrebungen Marcinkowskis nicht 
weniger eifrig. Infolgedeſſen hat ſtets ein großer Prozentſatz 
der polniſchen Geiſtlichkeit dem Vereine angehört, der Poſener 
und Gneſener Klerus ſicherte ihm ſchon in der erſten Zeit ſeines 
Beſtehens einen jährlichen Beitrag von mehr als 1500 Talern. 

Im Jahre 1847 ſchien es einen Augenblick, als erkenne 
der preußiſche Staat die ſchwere Gefahr, welche Marcinkowskis 
Unternehmen auf die Dauer für das Deutſchtum Poſens be— 


1) Treitſchke, a. a. O., Bd. 5. S. 151 f. 
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deuten werde. Am 3. März dieſes Jahres nämlich erklärte 
der Oberpräſident v. Beurmann dem Vereinsvorſtande, daß, 
da der Verein ſich ein ſo weites Feld ſeiner Tätigkeit abge— 
ſteckt habe, er ohne verfaſſungsmäßige Kontrolle des Staates 
nicht gut weiterarbeiten könne. Demgemäß ſolle für ihn ein 
Staatskommiſſar beſtellt werden, dem der Vorſitz beim Haupt 
direktorium, die Genehmigung der Sammlungen, der Stipen 
dienverteilung und der Gründung von Alumnaten und 
Penſionaten ſowie die Aufſicht über die laufende Verwaltung 
zuſtehen ſollten. In den Kreiskomitees ſollten die Landräte 
eine entſprechende Stellung einnehmen. Die Unterſtützungen 
ſollten in Zukunft nur noch an Einheimiſche und — Wieder— 
verleihung vorbehalten — jeweils nur auf ein Jahr erfolgen. 
Wären dieſe Maßregeln durchgeführt worden, ſo hätte aller— 
dings der Mareinkowskiverein jede Möglichkeit ſyſtematiſcher 
Pflege des Polentums verloren. Aber ſie wurden nicht durch 
geführt. Als Vorſtellungen beim Oberpräſidenten nichts 
nützten, begab ſich der bei Friedrich Wilhelm ly. perſönlich 
ſehr gut angeſchriebene Vorſitzende des Vereins, Guſtav v. 
Potworowski, nach Berlin, um gegen Beurmanns Abſichten 
vorſtellig zu werden, es gelang ihm, dem Könige ſelbſt ein 
Immediatgeſuch des Vereins zu überreichen, und dies Geſuch 
hatte, wie bei der uns ſattſam bekannt gewordenen Vorliebe 
des Monarchen für die Polen kaum anders zu erwarten war, 
uneingeſchränkten Erfolg: Beurmann mußte auf Veranlaſſung 
des Miniſteriums ſeine Verfügung zurückziehen, und der Marein 
kowskiverein konnte ſich nunmehr, ohne im geringſten von 
behördlicher Aufſicht behelligt zu werden, ungeſtört ſeinen 
nationalpolniſchen Zwecken widmen. 

So beginnt denn mit den fünfziger Jahren die eigentliche 
Blüte des Vereins, die ſich ſeither bis zur Gegenwart in immer 
ſchnellerer Entwicklung geſteigert hat. Dem Doktor Marein 
kowski hat das Polentum es zu danken, daß es heutzutage 
bereits einen äußerſt ſtarken gebildeten Mittelſtand beſitzt: 
Volksſchullehrer, Lehrer höherer Schulen, Mediziner, Hand— 
werker, Kaufleute und Techniker hat der Verein unterſtützt und 
in Lebensſtellungen gebracht. Um aber den Zuſammenhang 
der Stipendiaten mit den nationalen Beſtrebungen der Orga— 
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niſation zu einem dauernden zu machen, find dieſelben ver- 
pflichtet, nach Erreichung ihres wirtſchaftlichen Zieles dem 
Vereine beizutreten. Damit wird das Zuſammengehörigkeits— 
gefühl der Intereſſierten auf Lebenszeit erſtreckt, ſo werden 
aus den Stipendiaten wiederum Agitatoren für den Verein 
und ſeine Zwecke. Das Ergebnis dieſer raſtloſen, zielbewußten 
Tätigkeit iſt geweſen, daß der polniſche Adel die Führerſchaft 
der nationalen Bewegung an einen Mittelſtand hat abgeben 
müſſen, den es bis in die fünfziger Jahre in Poſen noch 
nicht gab. 

Im Gegenjag zum Mareinkowskiverein hat fich das rein wirt 
ſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen unſerer Oſtmark vor 1871 noch 
nicht von Geſichtspunkten nationalen Zuſammenſchluſſes leiten 
laſſen. Zwar hat bereits Schulze-Delitzſch, der 1849 zur Strafe 
für ſeine Beteiligung an dem Steuerverweigerungsbeſchluſſe 
der 2. Kammer als Kreisrichter nach Wreſchen verſetzt worden 
war, die erſten Anregungen zum Genoſſenſchaftsweſen in Poſen 
gegeben, und es ſind auch im Laufe der ſechsziger Jahre neben 
den deutſchen eine Reihe von polniſchen Genoſſenſchaften nach 
Schulze-Delitzſchs Syſtem in der Oſtmark entſtanden, aber die— 
ſelben traten doch in keine organiſche Verbindung zu einander 
und konnten daher nicht als ein ſelbſtändiges Kampfmittel 
des Polentums wirken. Erft nach dem deutſch franzöſiſchen 
Kriege iſt für ſie eine Zentraliſation angebahnt worden, von 
der im nächſten Kapitel zu handeln ſein wird.) 

Im parlamentariſchen Leben der preußiſchen Monarchie 
haben die Polen bis gegen Schluß des erſten konſtitutionellen 
Jahrzehnts noch keine bedeutſame Rolle geſpielt, die Provinz 
Poſen war während dieſer Zeit im Landtage noch weſentlich 
deutſch vertreten. Das Jahr 1858 brachte in dieſer Beziehung 
einen Umſchwung. Die ländliche Bevölkerung war nunmehr vom 
polniſchen Klerus genügend bearbeitet, um fi) auch auf parla- 
mentariſchem Gebiete fortan als brauchbares Werkzeug zu erwei— 
ſen. Außerdem aber hatte das Verwaltungsſyſtem des Miniſters 
v. Weſtphalen, welches zeigte, wie ſich mit einiger Unbedenklich— 
keit auch unter dem Beſtand der Verfaſſung von 1850 reaktionär 
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regieren laſſe, grade das ſtarke liberale Element der deutſchen und 
der jüdiſchen Stadtbevölkerung in Poſen auf das Nachhaltigſte 
erregt. So konnte es geſchehen, daß, trotzdem die Regentſchaft 
des Prinzen von Preußen ſich ſofort von Weſtphalen losſagte, das 
liberale Bürgertum der Oſtmark bei den Landtagswahlen von 
1858 unmutig zur Seite ſtehen blieb und dadurch ermöglichte, 
daß die nationalpolniſche Partei nunmehr eine weit größere Zahl 
ihrer Mitglieder in das Abgeordnetenhaus brachte, als dies 
bisher der Fall geweſen war, und als es dem Zahlenverhältnis 
der deutſchen und der polniſchen Bevölkerung entſprach. Die 
auf dieſe Weiſe zu Einfluß gekommenen Polen der preußiſchen 
Volksvertretung aber organiſierten ſich ſofort als abgeſchloſſener 
„Verein der polniſchen Deputierten auf dem Berliner Landtage“, 
der von jetzt an die dauernde und ausſchließliche Vertretung 
der nationalpolniſchen Intereſſen ſowie die Führerſchaft inner 
halb der geſamten polniſchen Propaganda für ſich in Anſpruch 
nahm.“) Seitdem begann nun auch das Berliner Abgeordneten— 
haus von den alten Klagen widerzuhallen, deren Schauplatz 
früher der Poſener Provinziallandtag geweſen war: die Verletzung 
der den Polen im Jahre 1815 angeblich gemachten Verſprechungen, 
die Vergewaltigung der polniſchen Sprache und was es ſonſt 
noch an unzählige Male vorgebrachten und ebenſo oft als 
unberechtigt zurückgewieſenen Beſchwerden der Polen gab: das 
alles wurde jetzt wieder aus der Rumpelkammer der national 
polniſchen Schlagwörter hervorgeholt und klang in beweglichen 
Reden aus den Fenſtern der Landſtube unter die liberale Menge. 
Mit dem Februar des Jahres 1861 hatte in Ruſſiſch⸗Polen 
die gewaltſame Inſurrektion aufs neue ihr Haupt erhoben. 
Unter dem Einfluſſe dieſer Vorgänge erfuhr die nationalpolniſche 
Agitation auch in Poſen eine weitere Verſchärfung.?) Vor allem 
war es das „Katholiſche Wochenblatt“ des Propſtes Pruſinowski, 
welches ſich zum Sprachrohr des wütendſten Haſſes gegen den 
preußiſchen Staat und das deutſche Volkstum machte. Trotz⸗ 
dem der erzbiſchöfliche Stuhl zu Poſen-Gneſen durch Rund⸗ 
ſchreiben vom 21. Mai 1860 die Wochenſchrift zu ſeinem 
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offiziellen Organ gemacht hatte, Heute ſich der Herausgeber 
nicht, die Staatstreue ſeines kirchlichen Oberen und Patrons 
durch die heftigſten Artikel gegen alles, was preußiſch und 
was deutſch hieß, zu kompromittieren. Seine Hauptaufgabe 
ſah das Wochenblatt in der nationaleu Fanatiſierung der 
niederen Geiſtlichkeit. „Die Prieſter,“ ſagte ein Leitartikel 
vom April 1861, hätten vor allem die Verpflichtung, für die 
Wiedererlangung der äußeren und inneren Einheit Polens zu 
kämpfen und die im Glauben und in der Kirche ruhende Macht 
dergeſtalt zu benutzen, daß ſie ein ſicherer Weg zum Siege 
der nationalen Freiheit werde.“ Dieſelbe Verquickung von 
religiöſem und nationalem Fanatismus findet ſich in einem 
ſpäteren Aufſatze desſelben Jahrganges: „der polniſchen Nation, 
heißt es da, „gebühre ein ſelbſtändiges, unabhängiges, für ſich 
beſtehendes Daſein, um den ihr durch den Finger Gottes 
angedeuteten Beruf ungehindert erfüllen zu können.“ Worin 
dieſer gottgewieſene Beruf Polens zu beſtehen habe, zeigt ein 
Artikel vom Januar 1863 über Glaubenseinheit und Gleich— 
berechtigung, der jeden Nichtkatholiken als Feind des chriſtlichen 
Glaubens denunziert, die Geiſtlichkeit zur Bekämpfung der 
Häreſie auffordert und den Erſatz der beſtehenden „proteſtan— 
tiſchen“ Staatsordnung durch einen polniſch-katholiſchen 
Staatsorganismus als notwendig anzuſtrebendes Ziel für 
den Klerus hinſtellt. 

Schon zwei Jahre vor dieſem letzten Erguß aber hatte 
Propſt Pruſinowski eine Broſchüre ausgehen laſſen, in welcher 
er eine ganz unmittelbare Forderung an die preußiſche Regierung 
ſtellte. Die Schrift betitelte ſich „Die polniſche Sprache im 
Großherzogtum Poſen gegenüber dem preußiſchen Rechte“ und 
behauptete mit einer geradezu verblüffenden Unverfrorenheit 
der Gebrauch der polniſchen Sprache im geſchäftlichen Verkehr 
mit den Gerichten und ſonſtigen Staatsbehörden ſei ein den 
Polen durch die Wiener Verträge garantiertes Grundrecht, 
das ihnen durch keinen Akt der preußiſchen Geſetzgebung ge— 
nommen oder beſchränkt werden könne, ſodaß es, ganz unab⸗ 
hängig von der Bedürfnisfrage, ſtets und überall in Anwendung 
gebracht werden müſſe. Demgemäß ſeien alle preußiſchen 
Geſetze und Verordnungen, die bisher über den Gebrauch der 
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deutſchen und polniſchen Sprache in Poſen ergangen ſeien, 
rechtsunverbindlich, wer als Pole im Verkehre mit den ſtaat⸗ 
lichen Behörden eine andere als ſeine Mutterſprache gebrauche 
ſei ein Entarteter und müſſe der Volksacht verfallen. 

Die Folgen dieſer Broſchüre waren ungeheuere: die 
geſamte polniſche Bevölkerung ward durch ſie von einem, 
elementaren Geiſt der Widerſetzlichkeit gegen die Staatsgewalt 
erfüllt. Und wiederum war es der niedere polniſche Klerus, 
der den anderen Volksklaſſen das Beiſpiel gab. In einer 
gemeinſchaftlichen Kundgebung erklärte ein großer Teil der 
Provinzialgeiſtlichkeit den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden, 
die Unterzeichner würden fortan nur noch die polniſche Sprache 
als im Geſchäftsverkehr zuläſſig anerkennen und demgemäß 
alle ihnen in deutſcher Sprache zugehenden amtlichen Schrift 
ſtücke als nicht vorhanden betrachten. Tatſächlich wurde vielfach 
nach dieſer Erklärung gehandelt, und ſo begann nunmehr ein 
endloſer Kleinkrieg der Staatsbehörden mit der renitenten 
Bevölkerung. Dabei aber ließ es die Regierung wiederum 
durchaus an der nötigen Energie fehlen, und der Urheber der 
ganzen Verwirrung, Propſt Pruſinowski, wurde zu — ein⸗ 
monatlichem Gefängnis verurteilt. Die weitere Folge des 
Konfliktes war, daß ſich ſeitdem eine geheime Organiſation zu 
bilden begann, die ſchon jetzt die ſpätere nationalpolniſche 
Landesverwaltung vorzubereiten unternahm: ein Zentralkomitee 
mit beſonderen Kreis- und Bezirksbehörden wurde gebildet, 
ja es fand in ſeinem Schoße ſogar bereits eine ſachliche 
Reſſortverteilung ſtatt, indem eine beſondere Abteilung für 
die Verteidigung der polniſchen Nationalität gegen die preußiſchen 
Behörden, eine andere für die Volksbildung und eine dritte 
für den wirtſchaftlichen Fortſchritt ſorgen ſollte. In dieſe 
Zeit (Februar 1861) fällt endlich auch die Gründung des 
landwirtſchaftlichen Zentralvereins für das Großherzogtum 
Poſen, dem ſofort über 400 Rittergutsbeſitzer beitraten und 
der nach dem Beiſpiel feines Namensvetters in Ruſſiſch⸗Polen 
unter der Maske agrariſcher Beſtrebungen tatſächlich revolutionäre 
Ziele verfolgte. In naher Verbindung mit ihm ſtand die 
etwas ſpäter entſtandene Aktiengeſellſchaft Tellus, welche ſich 
zum Zwecke ſetzte, den Verkauf polniſchen Grundbeſitzes an 
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Deutſche zu verhindern und deutſchen Grundbeſitz für Polen 
zu erwerben. 

Im Januar 1863 kam im Königreich Polen endlich der 
längſt vorbereitete offene Aufſtand zu voller Entfaltung. Die 
Ruſſen hatten, trotzdem ſie von den Abſichten der Inſurgenten 
genau unterrichtet waren, bis in die letzte Zeit eine geradezu 
unbegreifliche Paſſivität beobachtet, ſo gelang es den letzteren 
zunächſt vollkommen, ſich der öffentlichen Gewalt zu bemächtigen. 
Eine Ausdehnung des Aufſtandes auf Poſen und Galizien 
lag nicht in der Abſicht der Revolutionäre, eine Proklamation 
der Nationalregierung in Warſchau vom 7. Februar 1863 
gebot vielmehr äußerſte Zurückhaltung, damit ſich die ganze 
Kraft der Aktion „gegen den Moskowitiſchen Zaren, den 
ſchrecklichſten der Erbfeinde Polens“ richten könne. So wurden 
die preußiſchen und öſterreichiſchen Polen ermahnt, ihre nationale 
Opferwilligkeit ſtrengſtens auf den Kriegsſchauplatz in Ruſſiſch 
Polen zu beſchränken, indem ſie entweder ſelbſt zu den Fahnen 
der Aufſtändiſchen eilten oder denſelben ſonſt durch Wort und 
Geld Unterſtützung angedeihen ließen. Demgemäß beſchränkte 
ſich die Aufgabe der preußiſchen Regierung auf eine möglichſt 
vollſtändige Bewachung der Grenze, um ſowohl das Übertreten 
preußiſcher Polen nach Rußland wie auch die Flucht ruſſiſch— 
polniſcher Rekruten, welche ſich der anbefohlenen Aushebung 
zu entziehen trachteten, nach Preußen zu verhindern. Schon 
Anfang Januar 1863 wurde die Verſtärkung der Grenzgarniſonen 
und die Beſetzung einer Reihe von Grenzorten, die für ge- 
wöhnlich keine Garniſon hatten, verfügt, am 29. Januar 
wurde General v. Werder zum Oberbefehlshaber der vier 
kriegsſtarken Armeekorps ernannt, denen die Abſperrung der 
Grenze obliegen ſollte, am 31. Januar begannen die ent— 
ſprechenden Operationen und wurden bis zum 12. Februar 
zum Abſchluß gebracht, von Memel bis Myslowitz zog ſich, 
in mehreren Linien hinter einander aufgeſtellt, die Mauer der 
preußiſchen Truppen. Gleichzeitig erging am 1. Februar eine 
durch den Oberpräſidenten v. Horn und den Kommandeur 
des 5. Armeekorps, General Graf Walderſee, gemeinſchaftlich 
gezeichnete Bekanntmachung, in der die Bevölkerung Poſens 
vor jeder Teilnahme an der jenſeits der Grenze ausgebrochenen 
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Inſurrektion gewarnt wurde, „da jede Unterſtützung und Be 
förderung dieſes Aufſtandes als ein Unternehmen gegen das 
Landesgeſetz anzuſehen ſein würde und die ſchwere Strafe des 
Hochverrats nach ſich ziehen könne.“ Dieſe energiſchen Maß 
nahmen, welche auf einer geheimen Abkunft Preußens mit 
Rußland vom 8. Februar 1863 beruhten, haben dem Zaren 
reiche in ſeinem Kampfe gegen den polniſchen Aufſtand die 
weſentlichſten Dienſte geleiſtet und ihm namentlich auch er— 
möglicht, der Einmiſchung Englands, das ſich plötzlich in der 
Rolle eines Anwalts „der Rechte Polens“ gefiel, mit kühler 
Ruhe zu begegnen. 

Die ungemeine Energie, mit der Preußen im Jahre 1863 
den Herd des polniſchen Aufſtandes auf Ruſſiſch-Polen zu 
beſchränken und den Grenzverkehr unter genaueſte Kontrolle 
der Staatsgewalt zu bringen wußte, war eine der erſten Folgen 
des ſeit Herbſt 1862 am Ruder befindlichen Bismarckſchen 
Regiments. Daß wieder eine ſtärkere Hand die Zügel der 
Staatsleitung ergriffen hatte, iſt den Polen auch ſonſt noch 
gelegentlich in den ſechsziger Jahren bewußt geworden, und 
namentlich in den erſten Reichstagen des Norddeutſchen Bundes 
und des Deutſchen Reiches haben die polniſchen Abgeordneten, 
als ſie auch jetzt wieder ihre Anträge auf nationale Sonder 
ſtellung Poſens erneuerten, aus Bismarcks Munde Zurecht 
weiſungen erfahren, wie ſie in ſolcher vernichtenden Schärfe 
von offizieller Seite ſeit Flottwell nicht mehr gehört worden 
waren.!) Immerhin aber war Bismarck von 1862 bis 1871 
zu ſehr von anderen Lebensfragen des preußiſchen Staates 
und des Geſamtvaterlandes hingenommen, als daß er ſich 
dauernd um die Einzelheiten der preußiſchen Polenpolitik hätte 
kümmern können. Notgedrungenerweiſe mußte er dieſe An- 
gelegenheiten vorläufig ganz dem Ermeſſen des zuſtändigen 
Reſſortchefs überlaſſen. Das war der Miniſter des Innern 
und diefe Stelle bekleidete feit 1862 Graf Friedrich zu Culen- 
burg. Leider gehörte auch dieſer Mann zu den Anhängern 
der ſattſam bekannten Vogelſtraußpolitik gegenüber dem Polen 


1) vgl. die Reden Bismarcks im Norddeutſchen Reichstage vom 18. 
3. 1867 und im Deutſchen Reichstage vom 1. 4. 1871. 
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tum. Die Oberpräſidenten v. Horn und Graf Königsmarck 
folgten nur den Maximen ihres vorgeſetzten Miniſters, wenn 
ſie taten, als gäbe es keinen nationalen Gegenſatz in der 
Oſtmark, und als käme alles nur auf die wirtſchaftliche Hebung 
der Provinz an, ganz einerlei, ob ſie Polen oder Deutſchen 
zugute komme. So ſah man nicht oder wollte man nicht 
ſehen, daß alle wirtſchaftliche Arbeit der Polen gleichzeitig 
von ſtreng eingehaltenen nationalen Richtlinien beſtimmt 
wurde, während das bei den Deutſchen keineswegs in gleichem 
Maße der Fall war. Wohin dies Syſtem führte und führen 
mußte, hat kein Geringerer als Fürſt Bismarck ſelbſt in jenem 
lapidaren Briefe ausgeſprochen, den er am 7. Februar 1872 
an den Grafen Eulenburg richtete. Er iſt ſo bezeichnend, 
daß wir dies Kapitel nicht beſſer als mit dem Abdruck der 
Bismarck'ſchen Worte ſelbſt zu ſchließen vermögen. 

„Ich kann nicht umhin“, ſchreibt der deutſche Reichskanz 
ler und preußiſche Miniſterpräſident, „Ihnen ehrlich mitzuteilen, 
daß Ihre Paſſivität bezüglich der polniſchen Verhältniſſe mich 
im Bewußtſein meiner Verantwortlichkeit auch für unſere 
inneren Verhältniſſe bis an die Grenze der Linie bringt, 
innerhalb deren meine miniſterielle, ich kann nicht ſagen Mit 
wirkung, aber Mitleidenſchaft für mich tunlich erſcheint. Ich 
habe das Gefühl, daß auf dem Gebiete unſerer pol— 
niſchen Provinzen der Boden unter uns, wenn er 
heute noch nicht auffällig wankt, doch ſo unterhöhlt 
wird, daß er einbrechen kann, ſobald ſich auswärts eine 
polniſch⸗katholiſch-öſterreichiſche Politik entwickelt. Wollen Sie 
mir in den Vorkehrungsmaßregeln, die ich gegenüber den in 
jedem der nächſten Jahre möglichen Eventualitäten für unab 
weisbar notwendig halte, nicht aktiver und ſelbſttätiger als 
bisher beiſtehen, jo machen Sie mir die Frage eines Perſonen— 
wechſels in Ihrem oder meinem Miniſterium zu einer unab⸗ 
weislichen. Ich kann mich mit theoretiſchen Erörterungen und 
Zugeſtändniſſen auf dem erwähnten Gebiete nicht beruhigen, 
ſondern bedarf des praktiſchen Beweiſes, daß Sie mit mir 
gegen die feit zehn Jahren proſperierende polniſche 
Unterwühlung der Fundamente des preußiſchen 
Staates vorgehen. Mein Antrag geht auf prinzipielle 
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Ausweiſung aller bei uns nicht heimatsberechtigten 
Polen vorbehaltlich der Ausnahmen, welche die Regierung in 
Gnaden bewilligt. Die Paſſivität des mit dieſer für die 
Sicherheit des Staates ſo bedeutungsvollen Frage reſſortmäßig 
betrauten Miniſteriums nötigt mich, meine petita in dieſe 
allgemeine und vielleicht unpraktiſche Form zu bringen. Wenn 
ich einen Kollegen hätte, der ſeinerſeits dieſe Frage mit der 
ſelben an keinem Tage nachlaſſenden Energie betriebe, welche 
von der polniſchen Seite zur Untergrabung der Sicherheit 
Preußens ſeit 24 Jahren entwickelt wird, ſo würde ich gar 
nicht in die Verſuchung kommen, den Details des Geſchäfts 
meine Aufmerkſamkeit zu widmen. Aber ich habe das unbe— 
hagliche Gefühl, daß in Ihrem Miniſterium die Frage bisher 
keiner prinzipiellen, aktiven, aggreſſiven Behandlung unterliegt, 
ſondern die Tätigkeit des Staates ſich auf die abwehrende 
Erledigung der einzelnen von hier oder aus dem Lande ein- 
gehenden Anregungen beſchränkt. Ich habe das perſönliche 
Bedürfnis, die Aufgaben, an denen wir nun bald zehn Jahre 
gemeinſam arbeiten, auch mit Ihnen, verehrter Freund, ge— 
meinſam durchzuführen, ſo weit unſere Kräfte reichen. Wenn 
Sie aber von den Ihrigen in der polniſchen Frage keinen 
nachhaltigeren und freiwilligeren Gebrauch machen als bisher, 
ſo reichen meine Kräfte zur Durchführung des mir zufallenden 
Anteils nicht aus. Ich habe infolge der Überanſtrengung, die 
für mich daraus erwächſt, daß ich Ihnen und den anderen 
Kollegen nur in der Rolle des läſtigen Bittſtellers und 
Mahners näher treten kann, meine Nervenkräfte erſchöpft, und 
ich kann mein Geſchäft unter dieſen Bedingungen nicht fort— 
führen. Wir brauchen vier Miniſterpräſidenten: für Se. Ma⸗ 
jeſtät, wo ich fühle, daß mein Einfluß ſchwindet, für die 
Kollegen, für das Parlament und für die auswärtigen Ge— 
ſchäfte. Ich habe drangeſetzt, was ich konnte, aber meine Kraft 
iſt verbraucht, Sie haben die Ihrige geſchont: wenn Sie jetzt 
nicht Ihre erſparten Überſchüſſe einſetzen, ſo liquidiere ich.“ 
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Fünftes Kapitel. 


Die Zeit der kräftigen Bismarckſchen Polenpolitit 
(1872—1890). 

Als Fürſt Bismarck feinem preußiſchen Miniſterkollegen, 
Grafen Eulenburg, den oben mitgeteilten Brief ſchrieb, da 
war bereits eine geſetzgeberiſche Aktion in die Wege geleitet, 
die zwar für den ganzen preußiſchen Staat berechnet war, aber 
ihren dringlichſten Grund doch wiederum in den unleidlich 
gewordenen Verhältniſſen der Oſtmark fand. Wir meinen den 
zu Anfang Februar 1872 von der Regierung im Abgeordneten— 
hauſe eingebrachten Geſetzentwurf über die Beaufſichtigung des 
Unterrichts- und Erziehungsweſens. Sein Zweck war nach 
der ihm beigegebenen Begründung, dem widerſpruchsvollen 
Zuſtande ein Ende zu machen, wie er ſeit 1850 auf dem 
Gebiete des preußiſchen Schulrechtes beſtand. In Artikel 23 
der Verfaſſung nämlich war ausgeſprochen, daß alle öffentlichen 
und privaten Unterrichts- und Erziehungsanſtalten unter der 
Aufſicht von Behörden ſtehen ſollten, die der Staat ernenne. 
Den öffentlichen Lehrern waren die Rechte und Pflichten der 
Staatsdiener beigelegt. Mit dieſen Beſtimmungen des konſti— 
tutionellen Staatsgrundgeſetzes aber waren die Normen des 
Allgemeinen preußiſchen Landrechts (Teil II. Tit. 12 $$ 12 ff.) 
und der Provinzialgeſetze unvereinbar, nach denen die Orts— 
geiſtlichen die Lokal- und die Superintendenten, Erzprieſter, 
Dekane uſw. die Kreisinſpektion der niederen Schulen nicht 
nur als Pflicht, ſondern als ein amtliches Recht ausübten. 
Daher war bereits in der letztvergangenen Legislaturperiode 
von der Regierung dem Landtage ein Unterrichtsgeſetz vorge 
legt worden, nach dem die Ernennung der Kreisſchulinſpektoren 
künftig ein ausſchließliches und frei auszuübendes Recht des 
Staates ſein ſollte. Das Bedürfnis für die Anerkennung 
dieſes Prinzips hatte ſich inzwiſchen nur noch verſtärkt, es 
war ſo dringend geworden, daß die Regierung jetzt, im Februar 
1872, erklären mußte, fie könne mit der Reform der Sul- 
aufſicht nicht bis zum Erlaß des beabſichtigten allgemeinen 
Schulgeſetzes warten, ſondern müſſe ſofort durch ein Spezial 
geſetz bevollmächtigt werden, die Schulaufſicht dem ſtrikten 
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Einfluß des Staates zu unterjtellen. Der Grund aber, warum 
ſolche Gefahr im Verzuge erſchien, war, wie geſagt, durch 
das Schulweſen unſerer polniſch durchſetzten Oſtmark gegeben. 

In ſeiner großen Rede vom 9. Februar 1872 hat Fürſt 
Bismarck ſelbſt erklärt, der Hebel für die gegenwärtige ſchleunige 
Aktion der preußiſchen Regierung liege vor allem in dem 
unerträglichen Notſtand, den die Schulpolitik des ſoeben ver 
abſchiedeten Kultusminiſters v. Mühler ſeit 1862 namentlich 
in den halbpolniſchen Teilen der Monarchie geſchaffen habe. 
Denn die polniſche Geiſtlichkeit habe während dieſer Zeit unter 
ſtillſchweigender Duldung von oben ihr Vorrecht auf die Schulauf— 
ſicht ganz offen dazu benutzt, um die lernende Jugend durch die 
Volksſchule teils planmäßig zu entdeutſchen, teils am Deutſch— 
werden zu verhindern. Ja, es ſei eine urkundlich feſtſtehende 
Tatſache, daß ſelbſt die katholiſche Geiſtlichkeit deutſcher Zunge 
ſich im Oſten an dieſem Entdeutſchungsprozeß beteilige und 
die Beſtrebungen des polniſchen Adels, ſich vom deutſchen 
Reiche und der preußiſchen Morarchie zu löſen, um das alte 
Polen in ſeinen früheren Grenzen wiederherzuſtellen, gefördert 
habe, ſoweit es ohne unmittelbare Verletzung der Strafgeſetze ge 
ſchehen könne. Wo aber das Polniſche als Schulſprache in der gekenn 
zeichneten Weiſe bevorzugt werde, da komme naturgemäß die 
deutſche Sprache nicht zu ihrem geſetzlichen Recht, denn es werde 
gelehrt werde: der Lehrer, deſſen Schulkinder Fortſchritte in 
der deutſchen Sprache machten, bekomme von ſeinem aufſicht— 
führenden Geiſtlichen keine günſtige Zenſur. Und was in der 
Unterinſtanz gäng und gäbe ſei, das habe ſich unter dem 
Kultusminiſter v. Mühler auch in der Provinzialinſtanz 
wiederholt: die meiſten Schulratſtellen bei den Regierungen 
jeien von Leuten beſetzt geweſen, die, obwohl deutſcher Nativ- 
nalität, mit den poloniſierenden Beſtrebungen der Orts- und 
Kreisſchulinſpektion ſympathiſierten, die den Lehrern in Halb- 
polniſchen Landesteilen, bei denen die Kinder kein Deutſch 
lernten, wohlwollten, diejenigen aber ſtrenger ins Auge faßten, 
deren Schüler gute Fortſchritte in der deutſchen Sprache machten, 
die es beförderten, daß in Weſtpreußen Gemeinden beſtänden, 
die früher deutſch geweſen feien, in denen aber die junge Gene- 
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ration nicht mehr Deutſch verſtehe, ſondern nach hundertjähriger 
Zugehörigkeit zum preußiſchen Staate poloniſiert worden ſei. 
„Es iſt dies“, ſo ſchloß Fürſt Bismarck, „ein rühmliches Zeugnis 
für die Lebensfähigkeit der polniſchen Agitation, aber dieſe 
polniſche Agitation lebt doch vielleicht nur von der Gutmütigkeit 
des Staates. Die Herren müſſen dieſe Gutmütigkeit nicht 
überſchätzen, ich kann ihnen ſagen: ſie iſt zu Ende, und wir 
werden wiſſen, was wir dem Staate ſchuldig ſind. Sie werden 
mit weiteren Anträgen und Klagen kommen zugunſten der 
polniſchen Sprache, wir werden Ihnen mit Geſetzesvorlagen zu 
gunſten der Beförderung der deutſchen Sprache entgegentreten auch 
für die Provinz Poſen. Denn es iſt für die Eingeſeſſenen ein 
Bedürfnis, daß ſie den Staat, in dem ſie leben, aus eigenem 
Urteil zu beurteilen wiſſen und daß ſie nicht auf das trügeriſche 
Bild angewieſen ſind, das ihnen von klügeren und gebildeteren 
Leuten in die eigene Sprache überſetzt wird, während ſie ſelbſt 
unfähig ſind, ein eigenes Urteil ſich zu bilden. Wir halten es 
für ein Bedürfnis, daß jeder Staatsbürger in die Lage geſetzt 
werde, ſich die Kritik über die Regierung, die über ihm ſteht, 
ſelbſt zu bilden, und dazu iſt erforderlich, daß die deutſche 
Sprache mehr als bisher gefördert und das Verſtändnis dafür 
weiteren Kreiſen eröffnet werde.“ 

Der Entwurf des Schulaufſichtsgeſetzes hatte ſowohl im 
Abgeordneten- als namentlich im Herrenhauſe noch heftige 
Anfechtungen zu beſtehen, vor allem von Seiten der konſerva— 
tiven Partei, deren Verhalten ſich nicht grade durch große 
Sachlichkeit anszeichnete. Aber doch wurde das Geſetz bereits 
am 13. Februar in der zweiten, und am 8. März in der erſten 
Kammer der Volksvertretung angenommen, am 11. März konnte 
es durch den König vollzogen werden. In Ausführung des Art. 
23 der Verfaſſungsurkunde beſtimmte es, daß die Aufſicht über 
alle öffentlichen und privaten Unterrichts- und Erziehungsan- 
ſtalten unter Aufhebung aller in einzelnen Landesteilen entgegen— 
ſtehenden Beſtimmungen dem Staate zuſtehe und demgemäß alle 
mit dieſer Aufſicht betrauten Behörden und Beamten hierbei in 
ſtaatlichem Auftrage funktionierten. Die Ernennung der Lokal⸗ 
und Kreisſchulinſpektoren und die Abgrenzung ihrer Aufſichts 
bezirke wurde dem Staate allein überwieſen und dieſer ſtaatliche 
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Auftrag, ſofern es ſich dabei um nebenamtliche Verwaltung 
handelte, für jederzeit widerruflich erklärt. 

Daß auch der ſogenannte „Kulturkampf“, auf den wir 
ſelbſtverſtändlich an dieſer Stelle nicht näher einzutreten haben, 
mindeſtens in ſeinen früheſten Anläſſen mit der Polenfrage 
zuſammenhing, hat Fürſt Bismarck in den achtziger Jahren 
einmal mit größter Offenheit ausgeſprochen. Denn eine der 
erſten Maßnahmen, welche den Streit des preußiſchen Staates 
mit der römiſchen Kurie einleiteten, war die am 8. Juli 1871 
erfolgte Aufhebung der katholiſchen Abteilung des preußiſchen 
Kultusminiſteriums geweſen. Über dieſe Behörde aber ſagte 
Bismarck 15 Jahre ſpäter, am 28. Januar 1896, in ſeiner 
großen, vor dem Abgeordnetenhauſe gehaltenen Polenrede, ſie 
habe nach ſeiner perſönlichen Erfahrung als Miniſterpräſident 
rein den Charakter eines poloniſierenden Organes innerhalb der 
preußiſchen Verwaltung gehabt und ſei namentlich unter ihrem 
letzten Leiter, dem Geheimrat Krätzig, ein Inſtitut in den 
Händen einiger großer polniſcher Familien geworden, in deren 
Dienſte ſie ſich behufs Poloniſierung in allen zweifelhaften 
deutſch-polniſchen Diſtrikten geſtellt habe. „Deshalb“ — fuhr 
der Reichskanzler wörtlich fort — „trat mir die Notwendigkeit 
nahe, auch meinerſeits den Anträgen auf Aufhebung dieſer 
Abteilung zuzuſtimmen, und das iſt eigentlich der 
Grund, auf den ich überhaupt in den Kulturkampf 
geraten bin . . .. Wer mich in den Kulturkampf 
gezogen hat, das iſt Herr Krätzig, der Vorſitzende der 
katholiſchen Abteilung, derjenigen Abteilung, die innerhalb der 
preußiſchen Büreaukratie die Rechte des Königs und der Kirche 
zu wahren gebildet war, die aber ausſchließlich eine Tätigkeit 
in der Richtung entwickelte, daß ſie die Rechte der römiſchen 
Kirche ſowohl, wie namentlich aber die polniſchen Beſtrebungen 
gegenüber dem König mit ſeiner Autorität und unter ſeinem 
Siegel wahrnahmen. Und deshalb mußte ſie aufgelöſt werden.“ 

War danach der Kulturkampf jedenfalls in ſeinem Urſprung 
mit Fragen der Polenpolitik verquickt, ſo übte naturgemäß 
die hervorragende Beteiligung des Poſener Erzbiſchofs v. 
Ledochowski an dem Streite zwiſchen dem preußiſchen Staate 
und der römiſchen Kurie neben ihren rein kirchlichen Wirkungen 
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auch ſolche von nationaler Bedeutung aus. Ledochowski, der 
im Jahre 1866 dem polniſchen Fanatiker Przyluski auf dem 
Stuhle von Poſen-Gneſen gefolgt war, hatte bis 1870 eine 
durchaus ſtaatsfreundliche Haltung eingenommen, war der von 
ſeinem Klerus geſchürten national-polniſchen Agitation mit 
Entſchiedenheit entgegengetreten, hatte den ihm unterſtellten 
Geiſtlichen die Beteiligung an den politiſchen Wahlbewegungen 
unterſagt und war ſogar dazu geſchritten, den Gebrauch der 
polniſchen Sprache bei kirchlichen Handlungen einzuſchränken. 
Erſt als König Wilhelm im Hauptquartier von Verſailles das 
Anſinnen des Erzbiſchofs, Preußen ſolle dem Papſte zur Wie 
derherſtellung ſeiner weltlichen Macht verhelfen, zurückwies, 
wandelte fih Ledochowskis Geſinnung, und wie er nunmehr 
an die Spitze der ultramontanen Oppoſition gegen die Regie 
rung trat, ſo begünſtigte er fortan auch die nationalen Be— 
ſtrebungen der Polen. So wurde ſein kirchliches Märtyrertum 
ſeit ſeiner Verhaftung und Amtsentſetzung im Jahre 1874 
gleichzeitig für ihn zum Anſpruch auf die Krone des nationalen 
Dulders. Über ein Jahrzehnt blieb der erzbiſchöfliche Stuhl 
von Poſen-Gneſen unbeſetzt, erſt 1885 reſignierte Ledochowski, 
und die Einſetzung feines Nachfolgers, des Erzbiſchofs Dinder— 
im Jahre 1886 bedeutete wiederum nicht nur den Friedensſchluß 
auf kirchlichem Gebiete, ſondern ebenſo ſehr den Verzicht der 
Kurie, das Polentum als ſolches gegen den preußiſchen Staat 
auszuſpielen. 

Der Auflöſung der katholiſchen Abteilung des Kultus- 
miniſteriums und dem Erlaß des Schulaufſichtsgeſetzes folgten 
in den Jahren 1872 und 1873 zwei weitere einſchneidende 
Maßregeln zur Förderung des deutſchen Schulunterrichts in 
der Oſtmark. Am 26. Oktober 1872 nämlich erging ein könig— 
licher Erlaß, in dem, unter Abänderung der Inſtruktion von 
1842, verfügt wurde, daß in den höheren Lehranſtalten der 
Provinz Poſen der Religionsunterricht hinſichtlich der Unter- 
richtsſprache nicht anders zu behandeln ſei als die übrigen 
Lehrgegenſtände. Und genau ein Jahr ſpäter, am 27. Oktober 
1873, ordnete eine Oberpräſidialverfügung an, daß in den 
poſenſchen Volksſchulen die Unterrichtsſprache die deutſche ſei, 
mit Ausnahme der Religion und des Kirchengeſanges. Den 
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Kindern polniſcher Zunge ſei daher der Unterricht in dieſen 
letztgenannten Fächern während der erſten beiden Schuljahre 
polniſch zu erteilen, auf der Mittel- und Oberſtufe ſolle jedoch 
für die in der deutſchen Sprache genügend fortgeſchrittenen 
Kinder mit Genehmigung der Regierung die Unterrichtsſprache 
auch in dieſen Gegenſtänden die deutſche ſein. Endlich ſolle 
das Polniſche für die Kinder polniſcher Eltern zwar grund 
ſätzlich Unterrichtsgegenſtand bleiben, doch könne die Regierung 
gegebenenfalls auch anders beſtimmen, während deutſche Kinder 
zur Teilnahme am polniſchen Unterricht unter allen Umſtänden 
der Genehmigung des Kreisſchulinſpektors bedürften. 

Es war vorauszuſehen, daß dieſe energiſchen Maßregeln 
zur Wahrung des deutſchen Beſitzſtandes und zur allmähligen 
Germaniſation der Preußen mit polniſcher Mutterſprache den 
entſchiedenſten Widerſtand des Polentums finden würden. 
Und in der Tat hat ſich dasſelbe mit einer gradezu elemen 
taren Wut dem neuen deutſchnationalen Kurs der preußiſchen 
Schulpolitik entgegengeworfen. Im Frühjahr 1883 gaben die 
Debatten des Abgeordnetenhauſes dem Miniſter v. Goßler 
zum erſten Mal Gelegenheit, dieſe Propaganda des Wider 
ſtandes näher zu beleuchten. Von einer Entmutigung des 
Polentums konnte darnach zu Beginn der achtziger Jahre noch 
nicht die Rede ſein, die Maßloſigkeit, mit welcher eine 1881 
in Poſen abgehaltene Volksverſammlung die volle Gleichbe— 
rechtigung der polniſchen Sprache vor den Gerichten, in der 
Verwaltung und in den Schulen gefordert und den Miniſter 
um recht baldige Abhülfe erſucht hatte, „damit die Drachenſaat 
der Bosheit und Ungerechtigkeit nicht ihre Früchte trage“, 
zeigte vielmehr, daß die Polen keine ihrer alten Hoffnungen 
aufgegeben hatten. Draſtiſcher noch fielen die Schilderungen 
aus, die Goßler am 24. Februar 1886 im Abgeordnetenhauſe 
von dem Fanatismus entwarf, mit welchem die Polen die 
Pflege der deutſchen Sprache in der Schule verfolgten. Sie 
bewieſen mit erſchreckender Deutlichkeit, daß das Aufſichtsgeſetz 
von 1872 den Schulkrieg im Oſten erſt recht entfeſſelt habe, 
und ergaben die unbedingte Notwendigkeit weiterer ſtrenger 
Maßnahmen. Da hatten, wie der Kultusminiſter erzählte, in 
Weſtpreußen polniſche Eltern ihren Kindern die deutſchen Lehr 
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bücher, welche ſie aus der Schule heimbrachten, einfach in 
Stücke geriſſen. Da hatte ein Stargarder Organiſt öffentlich 
erklärt, wenn ſein Kind zu Hauſe Deutſch lernen wolle, ſo 
bekomme es von ihm Prügel, da hatte, wenn Eltern wegen 
Schulverſäumnis ihrer Kinder beſtraft wurden, zu wiederholten 
Malen die Preſſe mit der Begründung für die Gemaßregelten 
Partei ergriffen, ſie täten vollkommen recht daran, wenn ſie 
ihre Pflegebefohlenen nach Kräften dem gegenwärtigen Schul 
ſyſtem zu entziehen ſuchten. Aus Marienwerder war dem 
Miniſter berichtet worden, die Einwirkungen der polniſch ge 
ſinnten Pfarrer und Hilfsgeiſtlichen auf Schulkinder und Eltern, 
auf ganze Ortſchaften, um den Gebrauch der deutſchen Sprache 
außerhalb der Schule ganz auszuſchließen, ferner die Aus 
ſchließung der deutſchen Sprache im Beichtunterricht, auch bei 
den im Deutſchen weit geförderten Kindern der Oberſtufe, 
erſchwerten und verleideten die Amtsverrichtungen pflichtge— 
treuer Lehrer auf das Höchſte und führten die polniſch ge 
ſinnten Lehrer tagtäglich in Verſuchung. Im weſtpreußiſchen 
Kreiſe Neuſtadt hatte noch 1885 ein Mitglied der Ortsſchul 
behörde dem Lehrer ins Geſicht geſagt: „jeder Deutſche iſt ein 
Hundeblut, wer Deutſch lehrt, iſt auch Hundeblut“. In dem— 
ſelben Jahre war der Prinz Czartoryski in einer polniſchen 
Volksverſammlung zu Görchen in polniſcher Nationaltracht 
aufgetreten und hatte offen zum Kampfe gegen die deutſche 
Schule gehetzt. Wie nachher gerichtlich feſtgeſtellt worden war, 
hatte er unter anderem ausgerufen: „Will man unſere Kinder 
germaniſieren? Das nicht, man will ſie verdummen, ſie zu 
Idioten machen, denn mit einem dummen Menſchen kann man 
alles anſtellen, was man will“. Dann hatte er die Ver 
ſammelten ermahnt, ihre Kinder fleißig polniſch zu lehren und 
mit den Worten geſchloſſen: „Der Herr, der die Szepter vergibt, 
wird auch das unſere uns wiedergeben. Polniſch beten, pol 
niſch ſingen ſollt ihr eure Kinder laſſen, damit, wenn einſt der 
Tag der Freiheit anbricht, ſie alle ſingen können: noch iſt Polen 
nicht verloren.“ 

Der Eindruck, den dieſe und ähnliche Ausführungen vom 
Regierungstiſche in der preußiſchen Volksvertretung hervorriefen, 
war ein ſehr tiefer, und ſo drang das Miniſterium mit drei 


— . — — — — u—ͤ — 7 


Die Schulgeſetze des Jahres 1886. 109 


CE DR DE ER a CAR RER Fr CERTER TER ER ER ER ER EEE 


weiteren Schulgeſetzen durch, die ſämtlich den Zweck verfolgten, 
das bedrohte Deutſchtum im Oſten der Monarchie zu ſichern 
und zu ſtärken. Das wichtigſte dieſer Geſetze, welches daher 
die eingehendſten Beratungen hervorrief und erſt am 15. Juli 
1886 vollzogen werden konnte, entriß dem Polentum in Adel, 
Klerus und Gemeinde jede Einwirkung auf die Beſetzung von 
Lehrſtellen, indem es für die Provinzen Weſtpreußen und Poſen 
ſowie den Regierungsbezirk Oppeln die Anſtellung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen zu einem aus 
ſchließlichen Recht des Staates erklärte und diejenigen Perſonen 
oder Korporationen, welche bisher neben dem Staate ein 
ſolches Anſtellungsrecht beſeſſen hatten, auf den Anſpruch 
beſchränkte, mit Einwendungen gegen die Perſon des Anzu 
ſtellenden gehört zu werden. Die Stadtkreiſe, die Landkreiſe 
Deutſch⸗Krone, Marienburg, Roſenberg und Elbing ſowie die 
weſtpreußiſchen Städte mit mehr als 10000 Einwohnern 
ſollten auf Antrag der Stadtvertretung von den angeführten 
Beſtimmungen des neuen Geſetzes ausgenommen werden 
können. Schon etwas früher waren die beiden anderen Schul⸗ 
geſetze des Jahres 1886 verabſchiedet worden. Das eine der 
ſelben, am 4. Mai vollzogen, beſchäftigte ſich mit den Fort 
bildungsſchulen in Weſtpreußen und Poſen und ermächtigte 
den Handelsminiſter, derartige Anſtalten in den genannten 
Provinzen aus Staatsmitteln zu unterſtützen, zu errichten und 
zu erhalten ſowie anzuordnen, daß an Orten, wo die Ver 
pflichtung zum Beſuche der Fortbildungsſchulen noch nicht 
durch Ortsſtatut begründet ſei, Arbeiter unter 18 Jahren zu 
ſolchem Beſuche verpflichtet ſeien. Der Grund für dieſe Be⸗ 
ſtimmungen lag in der vielfach beobachteten Tatſache, daß in 
den öſtlichen Provinzen die von der Volksſchule gepflegten 
Grundlagen deutſcher Sprache und Geſittung bald nach Mus- 
tritt aus der Schule durch den Einfluß polniſcher Umgebungen 
völlig erdrückt wurden. Die Fortbildungsſchule ſollte die 
entwickelten Elemente deutſcher Kultur weiter pflegen. Das 
dritte Schulgeſetz dieſes Jahres endlich, am 6. Mai erlaſſen, 
verfolgte den Zweck, die Neigung polniſcher Eltern, ihre Kinder 
dem deutſchen Unterricht zu entziehen, durch dieſelben Zwangs— 
mittel und Strafen zu bekämpfen, wie ſie in den Provinzen 
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des Landrechts ſchon bisher beſtanden (Teil II. Tit. 12 § 48). 


Den Abſchluß der Regierungsmaßregeln Bismarckſcher Ara 
auf dem Gebiete des öſtlichen Schulrechts brachte das Jahr 
1887. Am 7. September nämlich beſtimmte das Unterrichts 
miniſterium auf Grund königlicher Ermächtigung, daß künftig 
in ſämtlichen Volksſchulen Poſens und Weſtpreußens der 
polniſche Sprachunterricht unterſchiedslos in Wegfall gebracht 
und die dadurch freiwerdende Lehrzeit dem Unterricht und der 
Übung in der deutſchen Sprache zugewieſen werden ſolle. 
Damit war die Schlinge geſchürzt, welche den Fortſchritt der 
ſprachlichen Propaganda des Polenrums auf die Dauer hätte 
abſchnüren können, es kam alles darauf an, ob der 
Regierung die nötige Entſchloſſenheit eignen würde, ihre An 
ordnungen vollſtändig in die Tat umzuſetzen. In den nächſten 
beiden Jahren ift das jedenfalls geſchehen, weder die Klagen 
der polniſchen Preſſe noch die Reſolutionen polniſcher Partei 
tage (z. B. vom 20. Februar 1889) noch endlich die Inter 
pellationen und Anträge der Polenfraktion im Abgeordneten 
hauſe (25. Januar 1888 und 5. Februar 1890) haben den 
Kultusminiſter v. Goßler aus der einmal eingeſchlagenen 
Bahn gedrängt, die nach ſeinen eigenen Worten das Ziel ver 
folgte, „die preußiſchen Untertanen polniſcher Mutterſprache 
mit der deutſchen Sprache vertrauter zu machen, hierdurch ſie 
aus ihrer Iſolierung zu befreien und zu befähigen, an dem 
öffentlichen und wirtſchaftlichen Leben des preußiſchen Staates 
und des Deutſchen Reiches mehr, als gegenwärtig der Fall iſt, 
teilzunehmen“. 

Bei dieſer Haltung kam es der preußiſchen Regierung 
weſentlich zuſtatten, daß ſeit dem 30. Mai 1886 ein Mann 
deutſcher Abkunft und Geſinnung den erzbiſchöflichen Stuhl 
von Poſen⸗Gneſen inne hatte. Durch Verhandlungen mit dem 
Erzbiſchof Dinder war es dem Oberpräſidenten endlich gelungen, 
auch in der Frage der Sprache des Religionsunterrichtes dem 
deutſchen Element zu größerem Einfluß zu verhelfen. Ledo— 
chowski hatte 1873 die Lehrer angewieſen, nur in der Sekunda 
und Prima den Religionsunterricht in der deutſchen Sprache 
zu erteilen, dagegen in den unteren Klaſſen bis Tertia einſchließ 
lich die Schüler je nach ihrer Mutterſprache, die Deutſchen in 
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deutſcher, die polnischen in polnischer zu unterrichten. Da das 
Provinzialſchulkollegium ſich der Ausführung dieſes Exlafjes- 
widerſetzte, ſo war ſeit 1873 in den unteren Klaſſen von Sexta 
bis Tertia einſchließlich gar kein katholiſcher Religionsunter 
richt mehr erteilt worden. Jetzt (22. November 1887) ließ ſich 
Dinder dazu herbei, zu beſtimmen, daß der Religionsunterricht 
in allen Klaſſen der höheren Lehranſtalten ſeiner Diözeſe 
in deutſcher Sprache erteilt und nur bis Quarta einſchließlich 
die aushilfsweiſe Anwendung der polniſchen Mutterſprache zur 
Vermittelung des Verſtändniſſes geſtattet werde. Der Memo— 
rierſtoff ſolle nur in deutſcher Sprache gelernt werden. Freilich 
mußte der Erzbiſchof bald erfahren, daß er mit dieſem von 
rein ſeelſorgeriſchen Erwägungen beſtimmten Vorgehen ein Weſ 
penneſt aufgeſtört habe. Schon am 7. Dezember erklärte der 
„Dziennik poznanski“, der Erlaß Dinders müſſe die Folge 
haben, daß das Vertrauen der Geſellſchaft zur kirchlichen Be 
hörde ſchwinde und das bisherige Band ſich löſe. Eine weit 
ſchärfere Sprache führte bereits die polniſche Abordnung, welche 
am 10. Januar 1888 im erzbiſchöflichen Palais erſchien und 
in deren Namen der Abgeordnete Jaskowski erklärte, die Polen 
ſtänden auf dem Standpunkte, lieber gar keinen Religions 
unterricht in der Schule haben zu wollen, als ſolchen in 
deutſcher Sprache. Bis zu offener Widerſetzlichkeit aber gingen 
die Dekane des Erzbistums vor, indem ſie am 19. Dezember 
1887 ein Schreiben an ihren Oberhirten richteten, in dem 
ſie ſagten, ſie würden in keinem Falle die Hand bieten, daß 
die Religion als Werkzeug dazu benutzt werde, der polniſchen 
Jugend Deutſch zu lehren, wenn auch der Geiſtlichkeit der 
Religionsunterricht in der Schule vollſtändig verwehrt werde. 
Dafür heimſten ſie von der polniſchen Preſſe („Goniec Wielk.“ 
v. 6. Februar 1888) den Ehrentitel der „treuen Schaar der 
nationalen Erben der großen Phalanx des polniſchen Klerus“ 
ein, und bald darauf („Goniec Wielp.“ v. 13. Februar 1888) 
konnte man in derſelben Preſſe ſogar leſen, daß, wenn das 
Papſttum nicht auf die Wünſche der Polen eingehe, dieſelben 
ihrerſeits „non possums“ ſagen würden, und zwar ſo lange, 
bis Gott ihnen auf einem anderen Wege das gebe, was der 
Papſt nehme oder zu nehmen geſtatte ohne ein Wort des 
Proteſtes. 
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Inzwiſchen aber hatte die Bismarckſche Politik feit der 
Mitte der achtziger Jahre noch nach zwei anderen Richtungen 
hin den zunehmenden Gefahren der polniſchen Propaganda zu 
begegnen unternommen. Zunächſt wurde ſeit dem Frühjahr 
1885 wirklich mit der Maßregel Ernſt gemacht, auf die Bismarck 
jhon 1872 in ſeinem Briefe an den Grafen Eulenburg als 
wirkſames Abwehrmittel der Poloniſierung hingewieſen hatte: 
durch Verfügung des Miniſters v. Puttkamer vom 26. 
März wurde den Provinzialbehörden aufgegeben, den Übertritt 
ruſſiſch-polniſcher Elemente über die preußiſche Landesgrenze 
zu verhindern und Überläufer, welche ſich bereits im Lande 
aufhielten, aus dem preußiſchen Staatsgebiete auszuweiſen. 
In Beantwortung einer Interpellation, welche daraufhin der 
polniſche Abgeordnete Borowski im preußiſchen Abgeordneten 
hauſe einbrachte, erklärte der Miniſter v. Puttkammer am 
6. Mai, ſein Vorgehen ſei mit Rückſicht auf die politiſche 
Sicherheit, die deutſche Kultur und die Pflege deutſchen Weſens 
durchaus notwendig geweſen, denn es habe in den öſtlichen 
Provinzen, grade zufolge der polniſchen Einwanderung aus 
Rußland, in den letztvergangenen anderthalb Jahrzehnten eine 
außerordentliche Verſchiebung der nationalen Miſchung zu 
ungunſten des deutſchen Elements und zugunſten der Polen 
ſtattgefunden. Der preußiſche Staat habe daher die unbedingte 
Pflicht, den hieraus für das Deutſchtum im Oſten entſpringenden 
und ſich ſtetig ſteigernden Gefahren zu begegnen, indem er 
von ſeinem unzweifelhaften Rechte Gebrauch mache, Aus— 
ländern die bisher gewährte Gaſtfreundſchaft aufzukündigen. 
So fuhr denn auch die Regierung während des Jahres 1885 
mit ihren Ausweiſungen nichtpreußiſcher Polen energiſch fort, 
bis zum Dezember waren über 30000 Perſonen jedes Alters 
und Geſchlechtes abgeſchoben. Als ſich ſodann am 1. Dezember 
1885 der deutſche Reichstag bemüßigt fand, mit einer von den 
Polen eingebrachten, von zahlreichen Mitgliedern des Zentrums, 
und des Deutſchfreiſinns, von der Sozialdemokratie ſowie von 
elſäſſiſchen und däniſchen Proteſtlern unterſtützten Interpellation 
in dieſe rein preußiſche Angelegenheit überzugreifen, wies 
Bismarck ſolche Einmiſchung durch Verleſung einer kaiſerlichen 
Botſchaft zurück, in der entſchiedene Verwahrung gegen die 
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Annahme eingelegt wurde, als ob man den König von? zreußen 
bei der Reichsregierung in Angelegenheiten verklagen könne, 
die verfaſſungsmäßig zur ausſchließlichen Kompetenz der Einzel- 
ſtaaten gehörten. Die Beantwortung der Interpellation wurde 
demgemäß vom Reichskanzler abgelehnt. Und daß die Krone 
Preußen ſich durch das Gebahren des Reichstages nicht werde 
einſchüchtern laſſen, bewies dann bald die Thronrede, mit der 
am 14. Januar 1886 König Wilhelm den Landtag eröffnen 
ließ, denn ſie ſchloß mit den Worten: „Das Zurückdrängen 
des deutſchen Elements durch das polniſche in einigen öſtlichen 
Provinzen legt der Regierung die Pflicht auf, Maßregeln zu 
treffen, welche den Beſtand und die Entwicklung der deutſchen 
Bevölkerung ſicher zu ſtellen geeignet ſind. Die zu dieſem 
Zweck in Arbeit befindlichen Vorlagen werden Ihnen ſeinerzeit 
zugehen“. 

Die damit angekündigten Geſetzentwürfe haben wir zum 
größeren Teile ſchon kennen gelernt. Die bei weitem bedeut- 
ſamſte Polenvorlage des Jahres 1886 aber bewegte ſich nicht 
auf dem bereits beſprochenen Gebiete des Schulrechts, ſondern 
war wirtſchaftlicher Natur. Ihr Inhalt knüpfte unmittelbar 
an die alten, faſt vergeſſenen Maßregeln an, welche einſt 
Flottwell während der dreißiger Jahre in beſchränktem Umfange 
durchgeführt hatte, an die Erſetzung des polniſchen Grund» 
beſitzes durch deutſche Siedelung. Am 28. Januar verteidigte 
Bismarck ſelbſt in einer groß angelegten Rede mit vielen 
geſchichtlichen Rückblicken die Politik, welche in den Polen⸗ 
vorlagen zum Ausdruck gelange und wies insbeſondere für 
das Anſiedelungsgeſetz auf Flottwells Vorgang und auf die 
noch weiter gehenden, aber unausgeführt gebliebenen Vorſchläge 
des Generals v. Grolman aus dem Jahre 1832 hin. Nach 
eingehenden Debatten wurde der Entwurf mit einigen Ande⸗ 
rungen am 7. April im Abgeordnetenhauſe und am 15. April 
im Herrenhauſe angenommen, ſchon am 26. April wurde das 
Geſetz vollzogen. Es ſtellte der Staatsregierung einen Fonds 
von 100 Millionen Mark zur Verfügung und beſtimmte, daß 
mit den Mitteln dieſes Kapitals das deutſche Element in den 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen durch Anſiedelung deutſcher 
Bauern und Arbeiter geſtärkt werden ſolle, indem der Staat 
8 


Geffcken, Preußen u. die Polen. 
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0 Grundſtücke käuflich erwerbe und, ſoweit erforderlich, bei der 
Parzellierung die Koſten der erſtmaligen Einrichtung ſowie 
der erſtmaligen Regelung der Gemeinde-, Kirchen- und Schul 
verhältniſſe beſtreite. Am 21. Juni 1886 wurde dann in 
W Ausführung von § 7 des Geſetzes die in Poſen reſidierende 
königliche Kommiſſion für deutſche Anſiedelungen in Weſt 
preußen und Poſen gebildet, die ihre Aufgabe in dem Ankauf 
H von Gütern aus polniſcher Hand und in deren Beſiedelung 
N durch deutſche Bauern und Arbeiter erblicken ſollte. 

K, Bereits in der kurzen Zeit bis zum Abſchluß der Bis 
Wi marckſchen Ara hat das Geſetz ſeinen Zwecken in ſehr erheblichem 
ii Maße gedient: Ende 1890 waren von der Anſiedelungskommiſſion 
N trotz ſehr vorſichtigen Verhaltens ſchon 50000 Hektar im Werte 
0 von 30281211 Mark angekauft und über 1000 Anſiedler 
familien angeſetzt. Die Anſiedelung erfolgte zum allergrößten 
Teil in der Form des Rentengutes, d. h in Form eines 
Pachtverhältniſſes, bei dem außer der Pachtſumme jährliche 
Amortiſationsquoten vom Beſitzer zu leiſten ſind, bis durch 


HN deren Geſamthöhe der Kaufpreis erreicht wird, worauf dann 

j der Pächter zum Eigentümer wird. Gleichzeitig mit dieſen 

ii Parzellierungen hatte die Anſiedelungskommiſſion in umfaſſender 

it Weile für Meliorationen, Hebung der Obſtbaumzucht, kirchliche 

Hi und Schulbedürfniſſe Sorge getragen. 

IN} Gleichzeitig aber hatte das deutſche Anſiedlungsgeſetz eine 

i polnische Gegenaktion ins Leben gerufen: im Herbſt des 

N Jahres 1886 entſtand mit dem Sitz in Poſen die Bank 

N t Ziemski, eine Aktiengeſellſchaft, deren Zweck nach ihrem Statut 

0 vom 11. November 1886 ſein ſollte, Vorkehrungen zu treffen, 

Hi damit fein Pole fein Gut zur deutſchen Koloniſation Hergebe.!) 

hi Das ſollte erreicht werden durch Vermittlung von hypothekariſchen 

ir Darlehen, Regulierung von Hypotheken, Mitwirkung bei 

r Parzellierungen, Erwerb, Verkauf und Verpachtung von Grund- 

Ali | ſtücken und durch eigene Parzellierungen, Erwerbungen und Ber- 

i pachtungen von Immobilien. Das Grundkapital, welches 

11 urſprünglich auf nur 50000 Mark feſtgeſetzt worden war, 

i wurde, weil völlig unzureichend, ſchon am 25. Januar 1887 N 
| 
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auf 3 Millionen Mark erhöht, die bis zum 1. Oktober aufge— 
bracht werden ſollten. Das gelang jedoch keineswegs, und 
trotzdem am 6. Oktober eine Verſammlung angeſehener Polen 
in Lemberg beſchloß, der „Rettungsbank“ mit 1200 000 Mark 
zu Hilfe zu kommen, waren doch am 1. Januar 1888 erſt 
512 Aktien gezeichnet und dafür 300000 Mark eingezahlt. 
Infolgedeſſen wurde das Grundkapital im Juli 1888 auf 
1200000 Mark heruntergeſetzt und beſchloſſen, die Tätigkeit 
der Bank in der Hauptſache auf Parzellierungen zu beſchränken. 
Und nun gelang, vornehmlich durch die erfolgreiche Werbe— 
tätigkeit der polniſchen Preſſe in Galizien, Rußland und Preußen, 
die finanzielle Fundierung der Bank: am 8. Oktober 1888 
wurde ſie ins Poſener Handelsregiſter eingetragen. Dennoch 
hatte ſie in den Jahren 1889 bis 1891 noch mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen und konnte während dieſer Zeit 
den Übergang bedeutender Landkomplexe aus polniſcher Hand 
an die Anſiedelungskommiſſion nicht verhindern. Erſt ſeitdem 
ſie ſich 1890 mit dem ſchon Jahrzehnte lang blühenden 
polniſchen Genoſſenſchaftsweſen verbündete und 1891 die 
Unterſtützung der Bromberger Generalkommiſſion gewann, 
war auch ihr ein gewaltiger, dem Polentum dienender, dem 
Deutſchtum abträglicher Aufſchwung beſchieden. 

Polniſche Genoſſenſchaften waren, wie oben erwähnt, bereits 
während der ſechsziger Jahre in beſchränkter Anzahl auf 
preußiſchem Staatsgebiete gegründet worden. Im Jahre 1871 
wurde beſchloſſen, dieſelben in einem Verbande zu zentraliſieren, 
um die Gründung neuer Genoſſenſchaften vorbereiten, Er- 
fahrungen austauſchen, gemeinſame Intereſſen überwachen, 
die Kreditbeſchaffung erleichtern und ſtatiſtiſches Material für 
Veröffentlichungen ſammeln zu können.!) Der Anſchluß der 
einzelnen Genoſſenſchaften erfolgte zunächſt nur langſam, 
1888 aber ſtanden doch von 77 Genoſſenſchaften nur noch 5 
außerhalb des Verbandes; im Jahre 1889 ermöglichte dann 
das Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai ($ 53 ff.), auch die noch 
widerſtrebenden Vereine zum Beitritt zu zwingen. Die Zahl 
dieſer Genoſſenſchaften betrug 1890 insgeſamt 77 mit 26533 


1) L. Wegener, a. a. O. S. 173 ff. 
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Mitgliedern, davon 19 154 in Poſen, die übrigen in Weſt⸗ 
preußen. Die meiſten Genoſſenſchaftsmitglieder zählten ſchon 
damals zur Landwirtſchaft. 1889 gehörten von den 24890 
Mitgliedern 12904 dieſem Erwerbszweige an, davon waren 
588 Guts- oder Vorwerksbeſitzer, 11826 bäuerliche Wirte und 
Büdner, und 490 Wirtſchaftsbeamte ohne unbewegliches Ver— 
mögen. Zur Induſtrie und zum Handwerk wurden 5205 Mit 
glieder gezählt; davon hatten 3111 unbeweglichen Beſitz. Die 
Leitung des Verbandes hat von jeher in den Händen polniſcher 
Geiſtlicher gelegen, zuerſt war der Kleriker Kantak Verbands 
patron oder Kurator, dann der Geiſtliche Szulc, ſchon 1873 
folgte dieſem der Vikar Szamarzewski aus Schroda, den 
ſpäter der Probſt Wawrzyniak aus Mogilno erſetzte. Namentlich 
dieſer letztere hat ſich als ein genialer Finanzmann von 
großem Stil erwieſen. 

So war die Lage auf dem deutſchpolniſchen Kriegsſchau— 
platze unſerer Oſtmark in dem Augenblicke, als Fürſt Bis⸗ 
marck ſeine Amter niederlegte, immerhin noch eine ſehr kritiſche 
für die Autorität des preußiſchen Staatsgedankens. Mit 
mächtiger Stimme hatte der eiſerne Reichskanzler dem Sar 
matentum innerhalb des preußiſchen Staates ſein „Quos ego“ 
entgegen gerufen, ein feſtes Fundament deutſchnationaler Oſt 
markenpolitik war geſchaffen worden. Aber auch die Polen 
hatten nicht gefeiert, und die nationalpolniſche Frage war zu 
einem guten Teil von dem Problem abhängig geworden, wer 
in Zukunft das wirtſchaftliche Übergewicht in den polniſch 
durchſetzten Teilen der Monarchie behaupten werde. Nur eine 
Verwaltung, die mit rückſichtsloſeſter Folgerichtigkeit von den 
Mitteln Gebrauch machte, welche ihr die Geſetzgebung der Bis— 
marckſchen Zeit in die Hand gegeben, konnte hoffen, dieſe 
Frage endgültig im deutſchen Sinne zu beantworten. Der 
Unſtern Preußens hat es gewollt, daß mit Bismarck ſelbſt 
auch ſeine Polenpolitik den Abſchied erhielt. 

Sechſtes Kapitel. 
Die Ara Caprivi 4890—1894). 

Graf Caprivi hat nicht während der ganzen Zeit jeiner 
deutſchen Reichskanzlerſchaft das Amt des preußiſchen Minijter- 
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präſidenten bekleidet, nur vom 20. März 1890 bis zum 18. 
März 1892 befand er ſich auch in dieſer letzteren Stellung, 
ſeitdem ſtand in Preußen an ſeinem Platz Graf Botho zu 
Eulenburg, der dann im Auguſt desſelben Jahres zur Mini 
ſterpräſidentſchaft das Reſſort der inneren Verwaltung als 
Nachfolger Herrfurths übernahm. Dennoch iſt man berechtigt, 
die ganze Periode der preußiſchen Politik von Bismarcks 
Rücktritt bis zur Ernennung des Fürſten Hohenlohe zum 
deutſchen Reichskanzler als die Ara Caprivi zu bezeichnen. 
Denn ſein Geiſt blieb auch nach dem 18. März 1892 im 
preußiſchen Staatsminiſterium mächtig. Leider baſierte dieſer 
Geiſt auf einer völligen Verkennung der Grundprinzipien 
des politiſchen Kampfes. Fürſt Bismarck hatte, in genialer 
Wägung des eigentlichen Unwägbaren, der Imponderabilien 
des öffentlichen Lebens, die Parteien gegen einander ausge— 
ſpielt und ſie daher oft gegen ihren Willen ſeinen Zwecken 
dienſtbar gemacht. Graf Caprivi erfand die Politik, ſich zu 
gleicher Zeit möglichſt auf alle Parteien zu ſtützen, was nichts 
anderes bedeuten konnte, als daß er ihnen allen gleichzeitig 
Zugeſtändniſſe machen mußte. Natürlich in erſter Linie den— 
jenigen Parteien, welche unter Bismarck regelmäßig in der 
Oppoſition geſtanden hatten, und unter dieſen wiederum am 
meiſten den Polen. Und ſo iſt die kurze Zeit des Capriviſchen 
Regiments lang genug geweſen, um aus dem Quadergefüge 
der im vorigen Kapitel beſchriebenen Bismarckſchen Polen— 
politik mehr als einen Eckſtein auszubrechen. Daß dann 
weiteres Mauerwerk, an deſſen Zerſtörung man auf Seiten 
der Regierung nicht gedacht hatte. nachbröckelte — dafür 
ſorgte das Polentum allein. 

Die beſonderen Gründe, warum man ſich in Preußen 
wiederum zu prinzipiellem Einlenken in der Polenpolitik ent- 
ſchloß, lagen nur teilweiſe auf dem engeren Gebiete des 
preußiſchen Staatslebens, zu einem anderen Teile dagegen 
hingen ſie mit Bedürfniſſen des Reiches zuſammen, welche 
mit innerer Politik überhaupt nichts zu tun hatten. Denn 
um die Unterſtützung der Polenpartei im Reichstage für die 
Militärvorlage von 1890 und die Marinevorlage von 1892 
zu erhalten, hat Caprivi die Polen vom Anbeginn ſeiner 
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Regierung umworben, im unmittelbaren Anſchluß an die 
Abſtimmung über den Marineetat und unter ausdrücklichem 
Hinweis auf das Eintreten der polniſchen Reichstagsfraktion 
für die Kreuzerkorvette K. erfolgte im April 1892 die Aus 
zeichnung des Abgeordneten v. Koscielski durch ein Geſchenk 
und ein Handſchreiben des Kaiſers. In der Tat war dieſe 
Anerkennung inſofern wohl verdient, als es Herrn v. 
Kosciol⸗Koscielski gelungen war, die polniſche Partei im 
Reichstage und im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ganz für 
die Unterſtützung der Regierungspolitik zu gewinnen, erſt das 
Jahr 1893 brachte dann die Spaltung in die ſogenannte 
„Hofpartei“ und in die von der polniſchen Preſſe geſtützte 
demokratiſche Richtung, welch letzterer die bis dahin den Polen 
gewährten Zugeſtändniſſe nicht genügten. Aus dieſem Grunde 
legte Koscielski im März 1894 ſein Reichstagsmandat nieder. 

Was die Gegenleiſtungen der preußiſchen Regierung für 
die Opferwilligkeit der polniſchen Reichstagsfraktion anbetrifft, 
ſo hatten dieſelben nicht auf ſich warten laſſen. Und die Polen 
wußten auch, wo vor allem der Hebel für die Rückwärts— 
reviſion der Bismarckſchen Geſetzgebung anzuſetzen ſei: das 
neue Schulrecht war es, das dem Polentum als ſchmerzlichſter 
Pfeil im Fleiſche ſaß. Hatte es doch die Arbeit der deutſchen 
Lehrer ſchon dahingebracht, daß die Kinder polniſcher Zunge 
in den Freiſtunden deutſche Spiele ſpielten und deutſche Unter— 
haltungsbücher lafen!) So mußte denn alſo im Sinne des, 
Polentums hier zuerſt Breſche geſchoſſen werden. Das geſchah 
durch den Erlaß des Kultusminiſters Graf Zedlitz vom 11. 
April 1891, welcher unter Hinweis auf Beſchwerden der pol— 
niſchen Geiſtlichkeit das Goßlerſche, an die Volksſchullehrer 
gerichtete Verbot, polniſchen Privatunterricht zu erteilen, für 
die Regierungsbezirke Bromberg und Poſen zurücknahm und 
zugleich erlaubte, daß dieſer Unterricht in den Räumen der 
Gemeindeſchulen ſtattfinde. Ein ergänzender Erlaß vom 2. 


Oktober d. J. verfügte dann — im Widerſpruch mit der 
oben (S. 106) beſprochenen Oberpräſidialverfügung vom 27. 
Oktober 1873 — daß es den Eltern, möchten ſie polniſcher 
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oder deutſcher Nationalität ſein, künftig anheimgeſtellt ſein 
ſolle, ihre ſchulpflichtigen Kinder an dem in ihrer Gemeinde 
zugelaſſenen Privatunterricht im Polniſchen teilnehmen zu 
laſſen. Damit mochte Graf Zedlitz meinen, die Anſprüche der 
Polen auf längere Zeit befriedigt zu haben. An warnenden 
Stimmen, die ihm vorhielten, er begebe ſich ſchon mit der Er— 
laubnis des polniſchen Privatunterrichts auf eine ſchiefe Bahn, 
hatte es ihm freilich, wie er ſelbſt am 8. Mai im Abgeord 
netenhauſe bekannte, nicht gefehlt. Und die Folge hat den 
Warnern nur allzu recht gegeben. Schon in der obengenannten 
Sitzung der 2. Kammer regte der Abgeordnete v. Jagdzewski 
an, den polniſchen Privatunterricht aus Staatsmitteln zu 
unterſtützen. Am 7. März 1892 beſchwerte ſich der Pole Neu 
bauer an derſelben Stelle darüber, daß der polniſche Privat- 
unterricht nicht auch in Weſtpreußen wieder eingeführt worden 
ſei. Auf dem polniſchen Katholikentage in Thorn erklärte am 
28. September 1891 der Delegierte v. Donimirski, die Polen 
müßten an den Thron des Kaiſers mit der Bitte treten, daß 
er ihren Kindern in der Schule polniſchen Religionsunterricht 
erteilen laſſe, und ſie müßten mit dieſen Bitten fortfahren, bis 
ſie erhört würden. Nachdem Graf Zedlitz im März 1892 
vom Kultusminiſterium zurückgetreten war, unternahm ſein 
Nachfolger Boſſe im Sommer d. J. eine Informationsreiſe in die 
polniſch durchſetzten Landesteile. Bei dieſer Gelegenheit ließ 
ſich ein weiteres Anwachſen der polniſchen Forderungen feſt— 
ſtellen, denn am 20. Juli faßte der „Goniec Wielkopolski“ 
dieſe Wünſche kurzweg dahin zuſammen, den Kindern polniſcher 
Zunge müſſe, damit ſie hinter den deutſchen Schülern nicht zurück 
blieben, überhaupt aller Unterricht in polniſcher Sprache 
erteilt werden. Gleichzeitig forderte der Beuthener „Katolik“ alle 
Schulvorſtände utraquiſtiſcher Schulen in Oberſchleſien auf, nur ja 
recht „dreiſt“ mit ihren nationalen Forderungen an den Kul 
tusminiſter Boſſe heranzutreten, denn derſelbe ſei „ein guter 
und freundlicher Menſch“. 

In der Tat, der neue Miniſter rechtfertigte dieſen Ruf. 
Seine Beſichtigung der gemiſchtſprachigen Schulen in Poſen 
und Oberſchleſien und die weiterhin im Lauf der Jahre 1892 
und 1893 gemachten Erfahrungen hatten ihn belehrt, daß die 
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Verordnung feines Amtsvorgängers vom 11. April 1891 aller 
dings verfehlt geweſen jet.) Es hatte fih ergeben, daß der 
polniſche Privatunterricht an manchen Orten in ſchlimmſter 
Weiſe ausgebeutet wurde und entartete. Die ſtaatliche Schul 
aufſicht über denſelben war ſo gut wie unwirkſam geblieben, 
vielfach hatte die Beteiligung an dem Privatunterricht geradezu 
den Charakter einer polniſchen Agitation angenommen. Gleich 
zeitig war Boſſe zu der Überzeugung gelangt, daß die pol 
niſchen Kinder noch lange nicht genug Deutſch verſtünden, um 
dem in dieſer Sprache erteilten Religionsunterricht mit vollem 
Verſtändnis folgen zu können. Ein Bismarck und ein Goßler 
würden durch ſolche Erfahrungen wohl veranlaßt worden ſein, 
den polniſchen Privatunterricht wieder aufzuheben und dem 
deutſchen Unterricht einen noch breiteren Platz im offiziellen 
Lehrplan der Schule einzuräumen als bisher. Boſſe folgerte 
umgekehrt, es müſſe anſtatt des zu beſeitigenden polniſchen 
Privatunterrichts die Unterweiſung in der polniſchen Sprache 
aufs neue dem amtlichen Stundenplan der Volksſchulen ein— 
verleibt werden. Und ſo geſchah es denn, daß am 16. März 
1894, alſo ganze drei und ein halb Jahre nach Abſchaffung 
des polniſchen Sprachunterrichtes derſelbe in den Volksſchulen 
Poſens wieder eingeführt wurde — fürwahr, ein böſes Zeichen 
für das Zielbewußtſein der offiziellen preußiſchen Polenpolitik! 
Eine beſondere Stärkung des Polentums und eine ent 
ſprechende Schwächung des Deutſchtums bedeutete es auch, 
daß, als Erzbiſchof Dinder nach nur vierjähriger Amtsführung 
am 30. Mai 1890 ſtarb, keine entſchiedene Anſtrengung ge 
macht wurde, um wieder einen deutſchen Prälaten in die 
national ſo wichtige Stellung des geiſtlichen Oberhirten der 
Diözeſe Poſen-Gneſen gelangen zu laſſen. Der unverwüſtlichen 
Vertrauensſeligkeit Caprivis ſchienen derartige Garantien ent 
behrlich. Und ſo genügte es, daß der Prälat Florian v. Stablewski 
auf dem polniſch en Katholikentag zu Thorn am 27. September 
1891 die Ara des neuen Kurſus im Gegenſatz zu der „unfeligen 
Zeit des Fürſten Bismarck“ feierte, um der Regierung dieſen 
Geiſtlichen für die verwaiſte erzbiſchöfliche Würde zu empfehlen. 


1) vgl. Kölniſche Zeitung vom 4. Dezember 1893. 
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Mit welch” leichtherzigem Optimismus diefe ſchwierige Frage 
damals im preußiſchen Staatsminiſterium behandelt worden 
iſt, beweiſt eine halbamtliche Auslaſſung der Norddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung vom 4. November d. I., in der die 
bevorſtehende Ernennung Stablewskis beſtätigt und gleich— 
zeitig die frohe Zuverſicht ausgeſprochen wurde, daß die Be— 
ſetzung des erzbiſchöflichen Stuhles von Poſen mit einem 
Polen „nicht unerheblich dazu beitragen werde, die 
Bande zu feſtigen, welche die polniſchen Landes 
teile mit dem engeren preußiſchen und weiteren 
deutſchen Vaterlande verknüpfen“. Ein Nichtpole 
' biete als Erzbiſchof von Poſen-Gneſen an ſich in keiner 
| Weiſe beſſere Bürgſchaften für die Berückſichtigung preußiſch— 
| deutſcher Intereſſen als ein Pole, laſſe fih vielmehr, wie die 
Erfahrung gelehrt habe (), aus Unkenntnis der Verhältniſſe 
leichter ins Schlepptau unberechtigter Strebungen nehmen als 
dieſer. Stablewski aber, der zur Zeit des Kulturkampfes in 
der vorderſten Reihe der Streiter geſtanden und aus ſeinen 
polniſchen Geſinnungen nie ein Hehl gemacht habe, werde als 
Erzbiſchof wahrſcheinlich, wie das ſo oft mit den energiſchſten 
Streitern nach Beendigung des Kampfes geſchehe, eine der 
feſteſten Stützen des künftigen Friedens ſein. So die Offiziöſen 
Caprivis. Es hieße die Tragikomik dieſer Beweisführung 
abſchwächen, wenn wir heute — 15 Jahre nach Stablewskis 
Ernennung des weiteren ausführen wollten, wie ſich die 
Hoffnungen erfüllt haben, die man 1891 im preußiſchen Staats 
miniſterium auf ſein oberhirtliches Wirken ſetzte: jedermann 
weiß, wie es darum ſteht. Und ſo wollen wir hier auch nicht 
länger bei den auffallenden Formen verweilen, in denen am 
12. Januar 1892 die Eidesleiſtung des neuen Erzbiſchofs vor 
dem König von Preußen ſtattfand, und nicht bei den Einzugs— 
feierlichkeiten des Kirchenfürſten in ſeine Diözeſe, die zu weit— 
gehenden nationalpolniſchen Demonſtrationen Anlaß gaben 
| und ſtark an die Kundgebungen für den Erzbiſchof à 
v. Dunin im Jahre 1840 erinnerten. Aber hoffen wollen wir, 
daß durch dies in ſeinen Folgen ja noch dauernde Experiment 
endlich, endlich unſere preußiſche Regierung ein für allemal von 
dem Wahne geheilt fein möge, ein polnischer Geiſtlicher könne 
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ehrlich und energiſch im Sinne der preußiſchen Staatsautorität 
wirken. 


Siebentes Kapitel. 
Die Ara Hohenlohe (1894—1900). 

Am 26. Oktober 1894 legten der Reichskanzler Graf Caprivi 
und der preußiſche Miniſterpräſident Graf zu Eulenburg gleich 
zeitig ihre Amter nieder, zu ihrem Nachfolger wurde der bisherige 
Statthalter von Elfaß-Lothringen, Fürſt Clodwig zu Hohenlohe 
Schillingsfürſt, ernannt. Bereits im Laufe des Septembers 
aber waren zwei unmittelbare kaiſerliche Kundgebungen erfolgt, 
die den Schluß geſtatteten, man habe an Allerhöchſter Stelle 
erkannt, daß die ſeit vier Jahren betriebene Polenpolitik der 
preußiſchen Regierung nicht ohne Schaden für den Staat fort— 
geſetzt werden könne. Am 8. September 1894 wies Kaiſer 
Wilhelm II. bei einem Feſtmahl in der Marienburg darauf 
hin, daß dieſes Schloß immer die Hochburg des Deutſchtums 
gegen den Oſten geweſen ſei, und gab dem Wunſche Ausdruck, 
daß die Provinz Weſtpreußen „die Marienburg ſtets als ein 
Wahrzeichen des Deutſchtums anſehen, daß ſie ſtets pflegen 
und hegen möge deutſche Sitte und deutſchen Glauben, und 
daß ſie ſich dadurch immer feſter zuſammenſchließen möge.“ 
Weit deutlicher aber noch war der Wink, den der Kaiſer am 
21. September dem intranſigenten Polentum bei ſeinem Einzug 
in Thorn auf offenem Marktplatz erteilte. Denn in ſeiner 
Antwort auf die Anſprache des erſten Bürgermeiſters Kohli 
ſagte er, nachdem er auf den alten deutſchen Charakter der 
Stadt verwieſen hatte, wörtlich: „Es iſt zu meiner Kenntnis 
gekommen, daß leider die polniſchen Mitbürger hierſelbſt ſich 
nicht ſo verhalten, wie man es erwarten und wünſchen ſollte. 
Sie mögen es ſich geſagt ſein laſſen, daß ſie nur dann auf 
meine Gnade und Teilnahme in demſelben Maße wie die 
Deutſchen rechnen dürfen, wenn ſie ſich unbedingt als preußiſche 
Untertanen fühlen“. Und beim Abſchied auf dem Bahnhof 
kam der Monarch ſogar nochmals auf die Angelegenheit zurück, 
indem er bemerkte: „Was Ich heute geſagt habe, mag wohl 
beachtet werden. Ich kann auch ſehr unangenehm werden“. 
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Man wird jedoch nicht ſagen können, daß das Polentum 
ſich durch dieſen ernſten Tadel irgendwie habe einſchüchtern 
laſſen. Und vorläufig hatte es dazu vielleicht auch noch keine 
beſondere Veranlaſſung. Denn ſein Weizen blühte trotz der 
am Himmel aufziehenden Gewitterwolken einſtweilen noch 
fröhlich fort. Und das lag an Verhältniſſen, die ſelbſt die 
machtvollſte perſönliche Initiative nicht von einem zum andern 
Tage ändern konnte. Die Polenfrage hatte eben während der 
letztvergangenen Jahrzehnte ihren Charakter ganz weſentlich 
geändert. Bis zum deutſch⸗franzöſiſchen Kriege war fie in 
der Hauptſache noch eine politiſche Frage geblieben, an der 
gelegentlich immer wieder ein größerer oder geringerer Bruchteil 
der europäiſchen Staaten Intereſſe bezeigt hatte. Auf den 
Schlachtfeldern von 1870/71 aber war der polniſchen Hoffnung, 
es werde früher oder ſpäter mit franzöſiſcher Hilfe die Wieder 
herſtellung des Reiches der Jagellonen gelingen, ihr endgültiges 
Grab bereitet worden. Wollte alſo das Polentum an ſeinen 
Idealen trotzdem feſthalten, ſo mußte es andere Wege finden, 
um ihnen näher zu kommen. Und dazu waren in der Tat 
längſt die kräftigſten Anſätze vorhanden. Bis in die vierziger 
Jahre reichen die Anfänge einer Entwicklung zurück, die auf 
einem völlig neuen Wege die Erſtarkung des polniſchen Volks 
tums aus ſich ſelbſt heraus betrieb. Das Programm dieſer 
Beſtrebungen war das uns ſchon bekannte Wort des Grafen 
Raczynski: „Werden wir beſſer, gebildeter, reicher als die 
Deutſchen, dann ſind wir die Herren in Poſen“. Auf wirtſchaft 
liche und intellektuelle Hebung des geſamten polniſchen Volkes 
richtete fich ſeither die bewußte Arbeit der nationalen Propaganda. 
Und dadurch iſt je länger deſto mehr die deutſche Nationalität 
des preußiſchen Staates vor Schwierigkeiten geſtellt worden, 
wie ſie ihr in ſolcher Größe aus der polniſchen Adelsfronde 
in der erſten Hälfte des Jahrhunderts niemals erwachſen 
waren. Denn ein moderner Staat muß naturgemäß an ſich 
jede private Tätigkeit unterſtützen und fördern, die darauf 
gerichtet iſt, ſeine Untertanen oder auch nur beſtimmte Kategorien 
derſelben kulturell zu heben. Schlimin nur, daß im vorliegenden 
Falle dieſe Tätigkeit unauflöslich mit einer nicht blos kon— 
ſervierenden, ſondern direkt auf Eroberung ausgehenden fremd 
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nationalen Propaganda verquickt war, ja daß ſogar die 
wirtſchaftliche und geiſtige Hebung des polniſchen Volkes ſich 
eigentlich nur als Mittel zum Zwecke nationalpolniſcher 
Aſpirationen kennzeichnete! 

Aus dem hieraus für den Staat entſtandenen Dilemma, 
aus dem damit für ihn gegebenen Konflikt der Pflichten hat 
ſich Preußen bis zum heutigen Tage noch nicht vollkommen 
zu klarbewußter Stellungnahme heraufgearbeitet. Die dadurch 
für ihre national-wirtſchaftlichen Beſtrebungen gewonnene 
Schonzeit aber haben die Polen auf das Beſte ausgenützt. 
Vor allem iſt das Genoſſenſchaftsweſen, deſſen Zentraliſation 
jeit den ſiebziger Jahren wir ſchon erwähnt haben, im letzten 
Dezennium des vergangenen Jahrhunderts weiterhin großartig 
entwickelt worden). Die 76 Genoſſenſchaften, welche 1891 
über 27671 Mitglieder verfügten, waren bis Ende 1900 auf 
126 Vereine mit 53 505 Mitgliedern geſtiegen. Die Leitung 
des Verbandes hat den Sparſinn der polniſchen Bevölkerung 
in höchſt beachtenswerter Weiſe gefördert. 1891 wurden bei 
den polniſchen Vorſchußvereinen 12661000 Mark, im J. 1900 
dagegen bereits 37 787000 Mark deponiert. Eine Reihe dieſer 
Vorſchußvereine hat ſich zu Banken mit anſehnlichem Geſchäfts— 
betriebe ausgewachſen, ſo die Bank Ludowy in Schrimm und 
die älteſte polniſche Genoſſenſchaft, die Bank Przemysloweow 
in Poſen, deren Umſatz ſich 1900 auf 43 Millionen Mark 
belief. Um die bei den Genoſſenſchaften zeitweilig unverwendet 
liegenden Geldmittel zu verwerten, hatte der jetzige Verbands 
kurator, Prälat Wawrzyniak, ſchon 1875 die Gründung einer 
Verbandsbank veranlaßt, die mit 40000 Mk. Aktienkapital ins 
Leben trat und heute über eine Million Mk. in Aktien verfügt. 
Im Jahre 1898 arbeitete dieſe Bank im ganzen mit 5670000 
Mk. und erreichte einen Geſamtumſatz von 98 Mill. Mark. 
Wie jede Verbandskaſſe von Genoſſenſchaften erhält auch ſie 
von der preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe in Berlin billi- 
gen Kredit und zwar 200000 Mk. zu 33. Allerdings hat die 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe die weitere Gewährung des Kredites 
vom 1. April 1898 ab an gewiſſe Bedingungen geknüpft, welche 
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ſich gegen den ausſchließlich polnischen Charakter des Unter 
nehmens richteten, aber das hat ſich als ein Schlag ins Waſſer 
erwieſen. Kuratorium und Aufſichtsrat der Verbandsbank 
konnten ſich ohne Bedenken mit dieſen Bedingungen einver 
ſtanden erklären, denn, wie Wawrzyniak am 2. April 1898 
dem „Kuryer Poznanski“ mitteilte, enthielten dieſelben gar nichts 
Neues, weil die polniſchen Genoſſenſchaften auch bisher deutſche 
Mitglieder aufgenommen und ſich deutſch mit ihnen verſtän 
digt, ferner ihre geſetzlich vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
auch in deutſcher Sprache veröffentlicht und endlich ihre Pro— 
tokolle nach Bedarf polniſch und deutſch abgefaßt hatten. 
Selbſtverſtändlich war aber dadurch der mationalpolniſche 
Charakter des Unternehmens nicht im mindeſten berührt worden. 
Kaum minder wichtig als die Genoſſenſchaftsbank iſt die 1872 
gegründete Bauernbank geworden, die den Kreditverkehr der 
kleinen Landwirte erleichtern foll, im J. 1900 einen Injap 
von 68 219178 Mk. erzielte und 9% Dividende bezahlte. Die 
wirtſchaftliche Erziehung des gewerbtätigen Volkes hat dann 
auch zur Bildung anderweiter genoſſenſchaftlicher Unternehmun 
gen geführt, zu Einkaufs- und Verkaufsgenoſſenſchaften einzelner 
Handwerke, zu Baugenoſſenſchaften, zu Konſumvereinen und, 
ſeit den neunziger Jahren, zu landwirtſchaftlichen Meliora 
tionsvereinen. 

Einen ſtarken Aufſchwung hat ferner im letzten Dezennium 
des 19. Jahrhunderts die Bank Ziemski!) genemmen. Zunächſt 
freilich hatte ſie eine ſchwere Kriſis durchzumachen, 1891 war 
ſie am Ende ihrer Mittel angelangt, das geringe Kapital, 
über das ſie damals gebot, hatte ſie in wenigen von ihr auf— 
geteilten Gütern feſtgelegt, und mußte nun untätig zuwarten, 
bis die Anſiedler durch Zahlung des Kaufpreiſes ihrer Stellen 
ſie zu weiteren Aktionen befähigen würden. Da wurde der 
preußiſche Staat mit feiner Rentengutsgejeßgebung?) zum 
Retter der deutſchfeindlichen Bank, indem er ſich ihre Forderungen 
an ihre Anſiedler abtreten ließ und ihr den Wert der aufgeteilten 
Güter in ſofort realiſierbaren Rentenbriefen auszahlte. „Das ließ 


1) gl. oben S. 114 f. 
2) Geſetze vom 27. Juni 1890 u. 7. Juli 1891 (GS. S. 209 u. 279). 
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jih natürlich der Pole gern gejagt fein. Sein Kapital war wieder 
flott, und da bei geſchickter Benutzung dieſes ſtaatlichen Ab 
löſungskredites der Umſatz des Kapitals nunmehr in kürzeſter 
Friſt zu bewerkſtelligen war, konnte er jetzt in der Anſetzung 
polniſcher Anſiedler mit den gleichen Geldmitteln das Vielfache 
gegen früher leiſten. So machte der preußiſche Staat die zur 
Vereitelung ſeiner Geſetze geſchaffene polniſche Landbank 
wieder lebensfähig“. !) Und ſeitdem hat ihre Blüte ſich von 
Jahr zu Jahr geſteigert, wozu namentlich auch beitrug, daß 
die Bank Ziemski ſich nunmehr auch das blühende polniſche 
Genoſſenſchaftsweſen zunutze machte: nacheinander wurden in 
Poſen, Thorn, Pinſchin, Olobok und Gorzykowo Genoſſen 
ſchaften gegründet, die ihrerſeits Güter ankaufen und parzellieren 
ſollten, während die Landbank ihren Beruf fortan hauptſächlich 
in der finanziellen Unterſtützung dieſer Parzellierungsvereine 
fand. Die Parzellierungspolitik der Polen ging dabei in 
ſyſtematiſcher Weiſe darauf aus, nach Möglichkeit Güter in 
nächſter Nähe des von der Anſiedelungskommiſſion erworbenen 
Grund und Bodens anzukaufen, um dadurch die deutſch 
nationalen Ziele der Beſiedelung nach Kräften zu paralyjieren, 
Schließlich ging dieſer Wettbewerb ſo weit, daß die mit ſtaat— 
lichem Kredit gefütterte polniſche Landbank der ſtaatlichen 
Anſiedelungskommiſſion die Preiſe in die Höhe trieb, indem 
ſie in der Nähe deutſcher Anſiedelungen, wo die Anſiedelungs 
kommiſſion ſich gern arrondieren wollte, als beſſer bietender 
Käufer auftrat; die Mehrkoſten wurden dann nach gelungenem 
Geſchäft auf die Anſiedler abgewälzt.?) Als endlich im Jahre 
1896 die Generalkommiſſion ihre fernere Hilfe davon abhängig 
machte, daß ein beſtimmter Prozentſatz von Deutſchen ſich 
unter den Anſiedlern befände, da war die Bank Ziemski be- 
reits ſtark genug geworden, um dieſes Anſinnen zurückweiſen 
und fortan ohne Hilfe der Generalkommiſſion weiter arbeiten 
zu können. Im Juli 1896 erhöhte ſie ihr Aktienkapital aber⸗ 
mals um 800000 Mark, in den Jahren 1900 und 1901 er⸗ 

) vgl. den Artikel: Nach den Tagen von Marienburg und Thorn. 
Eine neue Polenpolitik?! in den Alldeutſchen Blättern, Jahrg. 1894. S. 
169 ff. (Nr. 42). 

2) Alld. Blätter, a. a. O., S. 169. 
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folgte eine dritte Emiſſion auf eine weitere Million Mark. 
Trotz großen Gewinnes zahlte die Bank grundſätzlich nie mehr 
als 4% Dividende, ſodaß 1900 der Reſervefonds ſich ſchon auf 
49533 Mk. und der außerordentliche Reſervefonds auf 74288 Mk. 
beliefen. Der Umſatz des Jahres 1900 betrug 12 150658 Mk.!) 

Die guten Geſchäfte, welche die der polniſchen Landbank 
affilierten Parzellierungsgenoſſenſchaften machten, veranlaßten 
bald noch weitere Gründungen derſelben Art, die mit tunlichſt 
geringen Geſchäftsanteilen arbeiteten, um auf dieſe Weiſe 
der wachſenden polniſchen Sachſengängerei die Möglichkeit zu 
geben, ihre Erſparniſſe im Erwerbe heimiſchen Bodens anzu— 
legen. So entſtand 1894 die Spolka Rolniköw Parcelacyjna 
mit Geſchäftsanteilen von 200 Mk. 1896 die Bank Parcelacyjny 
mit ſolchen von nur 50 Mk. Beide nahmen ſofort großen 
Aufſchwung, erſtere hatte 1898 einen Reingewinn von 38 282 Mk. 
und bewilligte 80% Dividende, letztere ſetzte 1899 9348 967 Mk. 
um, verfügte über einen Reſervefonds von 180000 Mk. ſowie 
300000 Mk. Depoſiten und zahlte 250% Dividende. Alle 
dieſe Genoſſenſchaften aber haben es ſich von vornherein zum 
ſtrengſten Geſchäftsprinzip gemacht, nur mit Polen zu arbeiten. 
Als die Bank Parcelanyjny es ſich im J. 1900 einmal bei 
kommen ließ, in deutſchen Blättern zu annonzieren, erhielt ſie 
ſofort ſcharfe Zurechtweiſungen ſeitens der polniſchen Preſſe. 
Das Verkaufen von Parzellen an Deutſche vollends hat ſtets 
als Totſünde wider die polniſche Nation gegolten, und im 
Tone des Inquiſitors erfolgt in ſolchem Falle die peinliche 
Frage an den Verdächtigen, wie z. B. im „Goniec Wielkopolski“ 
vom 1. September 1895: „Wir fragen an, ob es wahr iſt, 
daß die Parzellierungsgenoſſenſchaft der Landwirte in Poſen 
von der Matthias Ratajczakſchen Wirtſchaft in Robakowo 
zwei Parzellen an evangeliſche Deutſche und zwar an die 
Briefträger Redemann und Schubert verkauft hat?“ 

Zu den beſchriebenen Genoſſenſchaften ſind dann ferner 
eine Fülle anderer nationalpolniſcher Vereine getreten, die 
ſämtlich der wirtſchaftlichen und ſozialen Hebung des Volkes 
dienen wollen. Da iſt vor allem der Verband polniſcher 
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Bauernvereine zu nennen, der 1873 mit ungefähr 10 Vereinen 
ins Leben trat und jetzt weit über 8000 Mitglieder zählt. 
Der polniſche Großgrundbeſitz ift in dem polniſch-landwirt⸗ 
ſchaftlichen Zentralverein für die Provinz Poſen organiſiert 
worden, dem im Jahre 1900 610 Mitglieder angehörten. Alle 
Landwirte ohne Rückſicht auf die Größe ihres Beſitzes will der 
im Jahre 1900 für Poſen und Weſtpreußen begründete „Verein 
zur gegenſeitigen Unterſtützung der Landwirte“ umfaſſen, ſein 
Zweck iſt die Erhaltung des Grundbeſitzes in polniſcher Hand 
und die Hebung der Landwirtſchaft durch Belehrung und 
Unterſtützung. Ein weiterer Verein endlich, der „Verein zur 
Unterſtützung der polniſchen Wirtſchaftsbeamten“, verbindet die 
Gutsbeſitzer mit ihren Angeſtellten: er zählte im Jahre 1900 
159 Vereinsmitglieder ſowie 204 Ehrenmitglieder und beſaß 
ein Vermögen von 94774 Mk. 

Seit dem Jahre 1873 iſt man auch daran gegangen, die 
bereits früher entſtandenen gewerblichen Vereine in den Städten 
zu einem Verbande zuſammenzuſchließen, um ſie auf dieſe 
Weiſe zum Dienſte für die nationale Sache zu befähigen. 
Wiederum war es die polniſche Geiſtlichkeit, die ſich bei der 
Begründung dieſes Verbandes auf das lebhafteſte beteiligte. 
Im Jahre 1895 gelang es zum erſten Male, eine Delegierten 
verſammlung von ganz Deutſchland in Poſen zuſammenzu— 
bringen, welche die endgültige Zentraliſation zuſtande brachte. Die 
Zwecke des Verbandes ſind die Gewährung von Unterſtützungen 
an die lernende Handwerkerjugend, die Herausgabe von Fach— 
zeitſchriften, die Gründung von Informationsbüreaus und 
Aſylen, die Veranſtaltung von Ausſtellungen, die Einberufung 
von Verſammlungen der Gewerbetreibenden und die Gründung 
neuer Vereine. Der Verband hat ſeinen Sitz in Poſen und 
beabſichtigt, fich die polnischen Gewerbevereine in ganz Deutſch— 
land anzugliedern. Zweifelsohne ſtärken dieſe gewerblichen 
Vereine und ihr Verband das Solidaritätsgefühl der polniſchen 
Handwerker in ſehr beträchtlichem Maße und ſind ein äußerſt 
geeignetes Mittel, die deutſche Konkurrenz zu bekämpfen und 
im letzten Endziele zu beſeitigen. 

Endlich ſind hier noch die nicht eigentlich wirtſchaftlichen 
Vereine zu erwähnen, welche dennoch durch ihr energiſches 
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Auftreten die nationale Scheidung grade auch auf wirtſchaft 
lichem Gebiete in ſtarkem Maße vertiefen. Dahin gehören 
vor allen Dingen die Turnvereine zum grauen Falken oder 
Sokols. Sie ſind nach dem Muſter der tſchechiſchen Sokols 
organiſiert worden, und zwar ſeit den achtziger Jahren. Zweck 
der Sokols ift, durch die Turnübungen einmal im „ ſtarken 
Körper einen ſtarken Geiſt zu wecken“ und dann „dem Polen 
Gehorſam und Zucht beizubringen, die ihm früher jo oft 
gefehlt hat.“ Eine beſondere Tracht der Turner, Umzüge, 
Konzerte, Bälle, Turnfeſte ſollen dazu beitragen, das Intereſſe 
der Menge an den zukünftigen Vaterlandsverteidigern wach 
zu halten. Im Jahre 1893 ſchloſſen ſich die damals beſtehenden 
10 Sokolvereine zu einem Verbande zuſammen, der ſich bis 
zum Jahre 1900 auf 40 Vereine mit 2119 Mitgliedern hob, 
außerdem beſtehen noch viele dem Verbande nicht zugehörige 
Sokols. Nach anderer Richtung wirkt der „Verband der Volks 
bibliotheken“, der ſich vorſetzt, polniſches Weſen, polniſche Sprache 
und Bildung unter den niederen polniſchen Bevölkerungs— 
ſchichten Deutſchlands zu verbreiten. Er wurde 1880 gegründet 
und hatte im Jahre 1900 im Ganzen 10978 Mk. Einnahmen, 
von 1880 bis 1900 hat er 1590 Bibliotheken gegründet, ſchon 
1895 uber gab es in Poſen 671, in Weſtpreußen 210, in 
Oberſchleſien 153, in Oſtpreußen 66 und im übrigen Deutſch— 
land 115 polniſche Bibliotheken !). 

Die Reihe der polniſchen Vereine und Verbände, welche 
ſich direkt oder indirekt die Pflege des nationalen Weſens 
angelegen ſein laſſen, iſt mit der bisherigen Aufzählung noch 
bei weitem nicht erſchöpft. Insbeſondere der polniſche Arbeiter 
wird noch durch mancherlei andere Organiſationen an die 
Sache ſeines Volkstums gebunden, und da ihm dieſe Vereine 
wirtſchaftlich helfen, ſchließt er ſich ihnen gerne an. Die Ver 
eine und Verbände ſelbſt aber ſtehen alle mit einander in 
engem Zuſammenhang. Der Sitz ihrer Vorſtände iſt aus— 
nahmslos Poſen, jeder Vorſtand zählt mindeſtens ein Mitglied 
eines anderen Verbandes in ſeiner Mitte. Ob alle nationalen 
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Polenvereine in Deutſchland von einer auswärtigen Zentrale 
ihre oberſten Weiſungen erhalten, entzieht ſich der öffentlichen 
Kenntnis. Die Vermutung, daß es ſo ſei, wird aber durch die 
Beobachtung der vorzüglichen Arbeitsteilung nahe gelegt, wie 
ſie für das polniſche Vereinsweſen beſteht und eine Tätigkeit 
ermöglicht, die alle Kräfte von verſchiedenſter Richtung her 
ohne gegenſeitige Reibung demſelben Ziele zuführt. 

Von großer Bedeutung für das Polentum ſind endlich 
noch die Vereine geworden, zu denen ſich die in den weſtlichen 
Induſtriebezirken Deutſchlands beſchäftigten Polen zuſammen 
geſchloſſen haben. Die Zahl dieſer Polen iſt in den letzten 
Jahrzehnten rapide geſtiegen: im Dezember 1897 betrug ſie 
ausſchließlich der Kreiſe Eſſen Stadt und Land im Rheinland 
und Weſtfalen über 97000 Perſonen, d. h. über 10 Prozent 
der geſamten Bevölkerung, in den Kreiſen Gelſenkirchen und 
Recklinghauſen ſogar 20 Prozent. Durch ihre Vereine werden 
die Polen, welche neuerdings bei ihrer Überſiedelung vielfach 
auch ihre Familie mitbringen, dauernd dem nationalen Intereſſe 
ihres Stammes dienſtbar erhalten, und jo ſtehen ſchon jetzt 
einzelne Kreiſe im Herzen Deutſchlands in Gefahr, der Polo 
niſierung anheimzufallen. 

Neben dem Vereinsweſen iſt das Verſammlungsweſen 
von der polniſchen Propaganda auf das eifrigſte ausgebaut 
worden. Schon im Jahre 1876 war es darüber einmal zum 
Konflikt mit der Regierung gekommen. Die Auflöſung mehrerer 
polniſcher Verſammlungen wegen Nichtgebrauchs der deutſchen 
Sprache zu Ende des Jahres 1875 gab im März 1876 den 
Anlaß zu einer Interpellation im preußiſchen Abgeordneten— 
hauſe, in deren Beantwortung der Miniſter des Innern, Graf 
Friedrich zu Eulenburg, erklärte, die Zulaſſung einer anderen 
als der deutſchen Verhandlungsſprache könne nicht gewährt 
werden, weil dadurch das Recht der ſtaatlichen Überwachung 
öffentlicher Verſammlungen illuſoriſch gemacht werden würde. 
Dennoch aber hat die preußiſche Regierung, nachdem das 
Oberverwaltungsgericht vom 26. September 1876 in Wider- 
ſpruch mit den Verfügungen der Verwaltungsbehörden die 
Rechtszuläſſigkeit der polniſchen Verſammlungsſprache feſtge— 
ſtellt hatte, ſich lange Jahre bei dieſem Erkenntnis beruhigt 
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und insbeſondere hat Graf Eulenburg, nachdem das Abge— 
ordnetenhaus abgelehnt hatte, die Frage der Verſammlungs— 
ſprache im Zuſammenhang mit dem Geſetz über die Geſchäfts⸗ 
ſprache der preußiſchen Behörden zu erledigen, ſeine früher 
ausgeſprochene Abſicht, einen beſonderen Geſetzentwurf über 
die Verſammlungsſprache einzubringen, nicht ausgeführt. Erſt 
im Jahre 1896 wurden ſeitens des Miniſteriums des Innern 
wiederum Verſuche gemacht, die ſtaatliche Auflöſungsbefugnis 
auch auf den Fall des Gebrauchs der polniſchen Sprache in 
politiſchen Verſammlungen anzuwenden. Selbhſtverſtändlich 
jedoch führte dies Zurückgreifen auf die Eulenburgſche Praxis 
ſofort wieder zu parlamentariſchen Streitreden: am 8. Januar 
1897 erhob die Zentrumspartei durch den Abgeordneten Dr. 
Stephan Beſchwerde gegen das Vorgehen der Regierung, am 
29. Januar ſchloſſen ſich die Polen v. Czarlinski und Ge 

noſſen mit einer inhaltsgleichen Interpellation dem Beiſpiele 

3 Zentrums an. Trotzdem die Erklärungen, welche der 
Miniſter Freiherr von der Recke im Verlauf dieſer Debatten 
am 9. und 29. Januar 1897 abgab, einigermaßen von dem 
Standpunkt abwichen, den Graf Eulenburg zwanzig Jahre 
früher eingenommen hatte, fand doch auch ſeine Argumentation 
keine Gnade vor dem Oberverwaltungsgerichte, das am 5. 
Oktober 1897 es grundſätzlich für Sache der Obrigkeit erklärte, 
ſich Perſonen ihres Vertrauens zu beſchaffen, die imſtande 
ſeien, das polizeiliche Aufſichtsrecht des Staates auch über 
fremdſprachig verhandelnde politiſche Verſammlungen zu hand- 
haben. Ein dritter Verſuch, den die Regierung mit wiederum 
einer anderen Begründung machte, um polniſch beratende 
Verſammlungen zu hindern, ſcheiterte ebenfalls an dem Wider- 
ſpruch des Oberverwaltungsgerichts, welches durch Urteil vom 
21. November 1899 feſtſtellte, es dürfe keineswegs aus dem 
Gebrauch der Fremdſprache ohne weiteres auf eine doloſe Ver- 
eitelungsabſicht gegenüber dem Überwachungsrechte geſchloſſen 
werden, vielmehr müſſe in ſolchem Falle aus den Umſtänden 
für jedes einzelne Mal das tatſächliche Vorliegen einer böſen 
Abſicht ermeisbar ſein, um die Auflöſung zu rechtfertigen. So 
hatte alfo die preußiſche Regierung mit all' ihren Verſuchen, 
das Polniſche als Verhandlungsſprache öffentlicher Verſamm⸗ 
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lungen auszuſchalten, Schiffbruch gelitten. Undtatſächlich erſcheint 
die Haltung des Oberverwaltungsgerichts vom juriſtiſchen 
Standpunkte aus unanfechtbar. Um ſo dringender iſt freilich 
die Notwendigkeit eines Spezialgeſetzes, daß dieſe Materie in 
der Weiſe regelt, wie ſie allein der Würde des deutſchen 
Nationalſtaates Preußen entſpricht.!) Leider iſt es dazu bis 
heute noch nicht gekommen. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß die im Vorhergehenden 
geſchilderten Erfolge der Polen, wie ſie im letzten Dezennium 
des 19. Jahrhunderts mit gradezu elementarer Gewalt zu 
Tage treten, die nationalen Hoffnungen des Polentums zu 
höchſter Spannung brachten und trotz der Kaiſerworte von 
Marienburg und Thorn darin erhielten. Wie wenig ſich die 
Polen politiſch zum deutſchen Volk und Reich rechnen, kam 
auf charakteriſtiſche Weiſe bei der Jubelfeier des Sedantages 
im September 1895 zum Ausdruck. Der „Kuryer Poznanski“, 
das Organ des Erzbiſchofs v. Stablewski, gab die Parole 
aus, kein Pole dürfe an der Sedanfeier in der Poſener 
Landesausſtellung teilnehmen, am Sedantage ſelbſt lag die 
Dominſel in Poſen, auf der ſich das erzbiſchöfliche Palais 
befindet, im tiefſten Dunkel, und keine Fahne wehte auf den 
Dächern. An vielen Orten aber begnügte man ſich nicht mit 
dieſer ſtillen Oppoſition, ſondern verſuchte, die Feier der 
Deutſchen zu ſtören. Dafür regte dann der „Goniec Wiel— 
kopolski“ am 9. Oktober an, den hundertjährigen Gedenktag 
der dritten Teilung Polens dadurch zu begehen, daß „jeder 
Sohn des Vaterlandes, der an die künftige Wiedergeburt eines 
unabhängigen Polens glaube“ eine nützliche nationale Opfer 
gabe darbringe. Eine andere Auslaſſung desſelben Blattes 
aus jenen Tagen ging ſogar ſoweit, den Deutſchen überhaupt 

Recht zum Aufenthalt in Poſen abzuſprechen. „Wir“ 
(die Polen), hieß es da, „ſind die eingeborenen Kinder dieſes 
Landes. Wenn es nicht genügend Brot für beide Nationalitäten 
gibt, ſo mögen die Deutſchen in ihre Heimatgegenden zurück— 
gehen, uns aber in Ruhe laſſen. Es hat ſie überhaupt 
niemand bei uns zu Gaſte geladen, ſie brauchen ſich bei uns 
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nicht zu ruinieren, da fie ſoviel Platz im „großen Vaterlande“ 
haben“. 

Wurde hier, wie die Kölniſche Zeitung am 19. Oktober 
1895 bemerkte, „wiederholt die unerträgliche Behauptung auf 
geſtellt, daß die Polen die eigentlichen Herren dieſer preußiſchen 
Provinz ſeien, und die Deutſchen nur der geduldete Teil“, ſo 
zeigten die Ausſchreitungen, die am 14. September 1896 auf 
dem Bahnhofe von Opalenitza im Regierungsbezirk Marien— 
werder ſtattfanden, daß man ſelbſt ſolche Duldung für über— 
flüſſig hielt. Höchſt bezeichnend aber war, daß dieſe Vor 
kommniſſe ſich gelegentlich einer Huldigung ereigneten, die 
der „polniſche Induſtrieverein“ der Stadt dem durchreiſenden 
Erzbiſchof durch Abſingung des polniſchen Nationalliedes dar— 
brachte: während ſich der Kirchenfürſt im Warteſaal befand, 
wurde der königliche Diſtriktskommiſſar v. Carnap, nur weil 
er mit ſeinem Wagen vor dem Bahnhof vorfahren wollte, 
von der Menge mißhandelt, ebenſo der Gendarmeriewachtmeiſter 
aus Santomiſchel, der das Volk zum Auseinandergehen auf— 
forderte. Eine Woche ſpäter fand man auf dem deutſchen 
Anſiedelungsgut Alt-Bukowitz im Kreiſe Berent an einem 
Baum weithin ſichtbar einen Aufruf angeheftet, in dem die 
Polen aufgefordert wurden, die Gehöfte der Deutſchen in 
Aſche zu legen und damit ſolange fortzufahren, bis keine 
Geſellſchaft mehr Feuerverſicherungsverträge mit Deutſchen ab— 
ſchließen werde. Tatſächlich waren vor der Anheftung dieſes 
Aufrufes in wenigen Tagen mehrere Brände bei deutſchen 
Anſiedlern des genannten Gutes zu verzeichnen geweſen, und 
zwei Tage ſpäter kam dort wieder ein großer Brand aus, 
ohne daß deſſen Urſache zu ermitteln geweſen wäre. 

Solchen offenen Gewalttaten ging der ſtille geſellſchaftliche 
Kampf zur Seite, den die Polen mit immer größerer Virtuoſität 
gegen die Deutſchen der Provinz Poſen organiſierten. Ein 
längerer Artikel der Kölniſchen Zeitung vom 28. September 
1896 ſchilderte die ſchutzloſe Stellung, in der ſich die Deutſchen 
gegenüber dieſen polniſchen Terroriſierungsbeſtrebungen be⸗ 
fanden, in draſtiſcher Weiſe und zeigte, wie die Polen durch 
Vermeidung jedes Umganges mit Deutſchen ſowie durch 
gefliſſentliche Verletzung der geſellſchaftlichen Sitte ihnen 
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gegenüber alles taten, um ihnen das Leben zu verbittern. Die 
hauptſächlichſte Schuld an den damit eingeriſſenen Zuſtänden 
ſchob der Artikel wiederum dem fanatiſierenden Einfluß der 
polniſchen Geiſtlichkeit zu. 

In dies Kapitel der Verhetzung gehörten auch die Vor 
kommniſſe, die gelegentlich des Beleidigungsprozeſſes aufgedeckt 
wurden, den der Erzbiſchof v. Stablewski für den Witaſchützer 
Probſt Szadzinski anſtrengte und verlor. Die Verhandlung 
erwies, daß Szadzinski den Kindern in der Schule von Jarat 
ſchewo verboten hatte, in deutſcher Sprache zu beten, weil das 
deutſche Gebet eine Sünde ſei, die körperliche Züchtigung und 
Ausſchließung vom Kommunionunterricht ſowie von den Sa 
kramenten nach ſich ziehen müſſe. Außerdem hatte der Probſt 
den Lehrer Wenzel angeherrſcht: „Wie kommen Sie dazu, das 
deutſche Vaterunſer beten zu laſſen? Man geht ja offenbar 
darauf aus, uns mit Gewalt zu germaniſieren, dem X Volke die 
Zunge aus dem Munde und die Religion aus dem Herzen 
zu reißen. Wie können Sie das vor Gott verantworten?" 

Nichts aber kann die Siegesgewißheit der Polen beſſer 
illuſtrieren, als daß ſie ſelbſt mit ihren letzten Zielen und mit 
den Mitteln, durch welche ſie dieſelben zu verwirklichen ge 
gedenken, ſeit den neunziger Jahren nicht mehr hinter dem 
Berge gehalten haben. Am 8. September 1896 beſchäftigte 
ſich der „Goniec Wielkopolski“ eingehend mit den Grenzen des 
künftigen Polenreiches und meinte, das Polen der Zukunft 
müſſe im Norden an die Oſtſee und im Süden an das 
Schwarze Meer, alſo von Danzig bis Odeſſa reichen. Über 
die Grenzen im Often und Weſten war ſich der „Goniec“ damals 
noch nicht ganz klar, wußte aber doch immerhin, daß ſie nicht 
zu eng geſteckt werden dürften. Im Februar 1900 erfuhr man 
dann auch, wie dies Reich hergeſtellt werden ſolle. Das 1886 
gegründete Zentralkomitee der polniſchen Nationalliga in 
n trat nämlich um dieſe Zeit aus ſeiner bisherigen 

Verborgenheit heraus und erklärte, ſein Ziel ſei von vornherein 
geweſen und bleibe fürderhin, die polniſche Geſamtheit auf 
den Pfad der 3 5 und des zielbewußten nationalen 
Wirkens zu leiten. Die Liga unterſcheide ſich in dieſem Streben 
von früheren politiſchen Organiſationen dadurch, daß ſie keine 
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unmittelbare Vorbereitung für eine bewaffnete Bewegung zum 
Zwecke habe, ſondern eine auf Jahre verteilte Tätigkeit, die 
aus der paſſiven Maſſe der Geſamtheit, insbeſondere aus den 
Schichten des Volkes aktive politiſche Kräfte ſchaffe und ſie 
zum unausgeſetzten, ſyſtematiſchen Kampfe um die Rechte der 
Nation in Bewegung ſetze, zum Kampfe, der zur Wiederge— 
winnung der unabhängigen ſtaatlichen Exiſtenz als zu ſeinem 
Endziele führe. Und der Schluß des Aufrufs, in dem dies 
Programm entwickelt war, lautete: „Den Anſtrengungen der 
Feinde, die die Vernichtung unſerer Nation zum Ziele haben, 
wollen wir das Streben zur nationalen Einigkeit, ſyſtemati 
ſchen und ausdauernden Widerſtand und die einheitliche und 
organiſierte politiſche Kraft des polniſchen Volkes entgegen 
ſtellen. Nach dreizehnjähriger geheimer Tätigkeit, in der wir 
unſere Kraft ausgebildet haben, tritt die Nationalliga heute 
an den Tag und ruft alle auf, die mit uns zu gemeinſamer 
Arbeit und zum Kampfe unter einer Fahne eintreten wollen. 
Wir tun dies nach refflicher Überlegung, nachdem wir hin 
länglich jede nur mögliche Folge in Betracht gezogen haben; 
wir fühlen uns nämlich ſtark genug, um nicht ab 
zuweichen von dem Wege, den wir uns vorgezeichnet 
haben. Wir wollen nicht nur auf dieſem Wege ausharren 
ſondern vorwärts ſchreiten und uns mit jedem Schritte dem 
Ziele unſrer Arbeit, unſrer bewußten Beſtrebungen, unſres 
unerſchütterlichen Glaubens, der heiligen Hoffnung aller unſrer 
Herzen — dem einigen, freien und unabhängigen 
Polenreiche — nähern“. 

Im Juni 1900 erzählte die polniſche Preſſe dann 
ganz offen von einem polniſchen Nationalſchatz, zu dem beizu— 
tragen ſie für eine Steuerpflicht jedes Polen erklärte. Um 
dieſelbe Zeit wurde ein Pole aus Oſtrowo, namens Leitgeber, 
vom Reichsgericht wegen Hochverrats zu einem Jahre Feſtungs— 
haft verurteilt, weil er zu Sammlungen für den National- 
ſchatz, der zu Rapperswyl in der Schweiz aufgeſtapelt werden 
ſollte, aufgefordert hatte. Aus der Begründung des Erfennt- 
niſſes erfuhr man, daß der Nationalſchatz die gewaltſame 
Losreißung von ehemals polniſchen Gebietsteilen vorbereiten 
und unterſtützen ſollte. Damals war der Fonds des National- 
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ſchatzes allerdings noch ein ſehr beſcheidener: nach der polnischen 
Preſſe belief er ſich am 1. Februar 1898 auf 158 991 Franken. 
Die offene Agitation für den Rapperswyler Nationalſchatz iſt 
dem Polentum ſeitdem durch das Reichsgerichtliche Urteil gegen 
Leitgeber unterbunden worden. Aber es iſt nicht anzunehmen, 
daß darum die Sammlungen zu ſeiner Verſtärkung tatſächlich 
aufgehört haben ſollten. 

So hat ſich mit dem Ende des alten Jahrhunderts die 
Polenfrage zu einer ganz eminenten Gefahr für die deutſche 
Nationalität des preußiſchen Staates herausgewachſen. Die 
Ara Caprivi hatte, wie wir ſahen, dieſe Gefahr völlig ignoriert, 
dem Miniſterium Hohenlohe wird man die Anerkennung nicht 
verſagen können, daß es entſchloſſen ans Werk gegangen iſt, 
um die Polenpolitik des größten deutſchen Staates wieder in 
deutſchnationale Bahnen zu lenken. So wurde 1895 dem 
vom nationalen Standpunkte gradezu ſkandalöſen Treiben 
der Bromberger Generalkommiſſion ein Ende gemacht: ſie wurde 
angewieſen, ihre bisherige bewußte Gleichgültigkeit gegenüber 
der Nationalität ihrer Anſiedler aufzugeben und ſich bei allen 
weiteren Rentengutsbildungen mit der Anſiedelungskommiſſion 
ins Einvernehmen zu ſetzen, damit nach deren Gutachten nur 
in ganz unbedenklichen Fällen Polen angeſiedelt würden. 
Neuerdings iſt dann ſogar der ſtrengere Grundſatz zur Durch 
führung gekommen, überhaupt keine Polen mehr als Renten 
gutsanſiedler zuzulaſſen. 

Auch das deutſche Anſiedlungswerk ſelbſt iſt unter dem 
Fürſten Hohenlohe energiſch weiter gefördert worden, indem 
die Anfechtungen, welche das Anſiedelungsgeſetz ſich fortdauernd 
ſeitens der polniſchen Partei im preußiſchen Landtage gefallen 
laſſen mußte,!) erfolgreich zurückgewieſen wurden, und indem 
durch Geſetz vom 20. April 1898 der Fonds der Anſiedlungs— 
kommiſſion eine Erhöhung von 100 auf 200 Millionen Mark 
erfuhr.) Daraufhin hat die Anſiedlungskommiſſion rüſtig weiter 


) z. B. am 27. März 1897, wo der Abgeordnete v. Brodnicki die 
Aufhebung des Geſetzes beantragte. 

) Da der Anſiedlungsfonds durch Gef. vom 1. Juli 1902 nochmals 
um 150 Millionen Mark erhöht worden iſt, ſo bildet das Jahr 1900, 
mit dem wir unſere geſchichtliche Darſtellung ſchließen, grade inbezug auf 
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gearbeitet und gradezu Muſtergültiges zum Segen des Deutſch— 
tums geleiſtet. 

Von beſonderer Bedeutung war ferner der Erlaß, den 
das Staatsminiſterium am 12. April 1898 den Oberpräſidenten 
der Provinzen gemiſchtſprachiger Bevölkerung zugehen ließ 
und durch die es die Verwirrung beſeitigte, welche bisher unter 
der deutſchen Beamtenſchaft von Poſen und Weſtpreußen bezüglich 
des in der Polenpolitik einzuhaltenden Kurſes geherrſcht hatte. 
Die Aufgabe der Staatsregierung, das deutſche National— 
und preußiſche Staatsbewußtſein in der Bevölkerung zu 
ſtärken und lebendig zu erhalten, wurde in dieſem Erlaſſe als 
weithin ſtrahlende Leuchte auch für die Beamtenſchaft in den 
Provinzen gemiſchtſprachiger Bevölkerung und nationaler 
Gegenſätze aufgeſtellt und damit den Beamten des Staats 
und der Gemeinden, einſchließlich der Lehrer, für die öſtlichen 
Peovinzen eine beſondere Pflicht auferlegt. „Neben der gleich— 
mäßig gerechten Erfüllung ihrer Amtspflichten gegenüber allen 
Bevölkerungsſchichten und der feſten Aufrechterhaltung geſetz 
licher und ſtaatlicher Ordnung und Autorität müſſen ſie auch 
durch ihr geſamtes außerdienſtliches und ſelbſt geſellſchaftliches 
Verhalten an der Erfüllung der bezeichneten Aufgaben mit— 
arbeiten. Es liegt ihnen ob, durch ihr Vorbild den vater 
ländiſchen Geiſt zu kräftigen und die darauf gerichteten 
Beſtrebungen der deutſchen Bevölkerung zu unterſtützen. Wo 
die Gelegenheit geboten iſt, ſoll unter Vermeidung kühler 
Abſchließung eine rege. auch außerdienſtliche Mitwirkung bei 
allen berechtigten Anſtrengungen zur Hebung der Wohlfahrt 
des Volkes, deutſcher Bildung und deutſcher Kultur ſtattfinden. 
Das Staatsminiſterium weiſt in dieſer Richtung vorzugs 
weiſe hin auf die Begründung von wirtſchaftlichen Genoſſen 
ſchaften, die Bereitſtellung deutſcher, der Bevölkerung zugäng 
licher Bildungsmittel, die Gründung und Erhaltung patriotiſcher 


die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion keinen Abſchnitt. Es iſt daher 
auf nähere ſtatiſtiſche Angaben über den Stand des Anſiedlungswerkes 
zu Ende des Jahres 1900 verzichtet. Näheres über die Arbeit der 
Kommiſſion im erſten Jahrzehnt ihres Beſtehens findet ſich namentlich 
bei Heinrich Sohnrey, Eine Wanderfahrt durch die deutſchen Anſiedlungs⸗ 
gebiete in Poſen und Weſtpreußen. Berlin 1897. 
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Vereine, die Schaffung geſelliger Vereinigungspunkte, die 
Unterſtützung der in ihrer Exiſtenz und deutſchen Nationalität 
gefährdeten Bevölkerungsklaſſen und Einzelner, die Förderung 
von Heilanſtalten und Stationen von Krankenpflegerinnen, 
die Fürſorge für Kleinkinderſchulen und andere Erziehungs 
und Bildungsanſtalten. Dabei iſt jedes aggreſſive Vorgehen 
gegen die fremdſprachige Bevölkerung zu vermeiden und 
den willigen Elementen derſelben die Teilnahme überall offen 
zu halten. Neben der entſchiedenen Abwehr deutſchfeindlicher 
Beſtrebungen muß ein verſöhnlicher Geiſt, gerichtet auf die 
allmählige Abſchleifung der beſtehenden Gegenſätze, das Tun 
und Laſſen der Beamten und Lehrer leiten. Das Staats— 
miniſterium weiß wohl, wie erſprießlich ſchon jetzt von denſelben 
in zahlreichen Fällen gewirkt wird, hat aber doch noch einmal 
bei dem Ernſt der Lage ausdrücklich in Erinnerung bringen 
wollen, welche beſonderen und ſchwierigen Aufgaben den Beamten 
und Lehrern in den bezeichneten Landesteilen obliegen, und 
vertraut gern ihrer willigen und patriotiſchen Mitarbeit im 
Verein mit allen königstreuen und ſtaatlich geſinnten Elementen.“ 

In Verfolgung dieſes Programms fanden ſchon kurz 
darauf im Mai 1898 Konferenzen der nächſtbeteiligten Staats 
miniſter mit den Landesverwaltungsbeamten der Provinz 
Poſen ſtatt, um zu erwägen, welche Maßnahmen gegen das 
aggreſſive Vorgehen des Großpolentums in der Provinzial 
hauptſtadt zu ergreifen ſeien. Ihnen folgten dann im September 
1900 weitere Miniſterialkonferenzen in Poſen, die unter Zus 
ziehung vieler amtlicher und nichtamtlicher Sachverſtändigen 
aus Stadt und Provinz in eingehender Weiſe über die Mittel 
und Wege einer weiteren Stärkung des Deutſchtums in der 
Provinz Poſen berieten. Eine Reihe wichtiger und dringlicher 
Maßnahmen wurde beſchloſſen, darunter namentlich ſolche zur 
Hebung des deutſchen Handwerkerſtandes und zur Erhaltung, 
Feſtigung und Vermehrung des deutſchen Kleinbeſitzes in der 
Provinz Poſen. Fernere Beſchlüſſe galten der Erweiterung 
des bereits in der Durchführung begriffenen Planes, die Stadt 
Poſen als Mittelpunkt des Deutſchtums in der Provinz zu 
heben und auszugeſtalten. 

Weniger energiſch ging die Ara Hohenlohe in der Frage 
der Schulſprache und des Sprachunterrichts vor, was nicht 
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Wunder nehmen kann, da der Kultusminiſter Boſſe ſein 
Portefeuille auch nach dem Sturze Caprivis behielt und erſt 
im Sommer des Jahres 1899 von ſeinem Amte zurücktrat. 
Eine völlige Rückkehr zu dem Standpunkte, den die oben be 
ſprochenen Goßlerſchen Spracherlaſſe eingenommen hatten, 
war von Boſſe nicht zu erwarten. Der ſogenannte wahlfreie 
Unterricht im Polniſchen auf der Mittelſtufe derjenigen Volks⸗ 
ſchulen, in denen der Religionsunterricht bis in die erſten 
Klaſſen polniſch erteilt wurde, blieb alfo erhalten. Die Ent 
ſcheidung darüber, an welchen Schulen in der Mittel⸗ oder 
Oberſtufe den Kindern polniſcher Zunge der Religionsunter 
richt in deutſcher Sprache zu erteilen ſei, traf die Unterrichts 
verwaltung weiterhin von Fall zu Fall. Was die Stadt 
Poſen anbetrifft, ſo hat der Kultusminiſter Studt die Einge 
meindung dreier überwiegend deutſcher Landgemeinden in den 
ſtädtiſchen Bezirk benutzt, um für den Religionsunterricht in 
allen Elementarſchulen der erweiterten Stadt Poſen auf der 
Mittel- und Oberſtufe den Gebrauch der deutſchen Sprache 
vorzuſchreiben. Einen Verſuch von 16 polniſchen Geiſtlichen 
Oberſchleſiens, ihrer Mutterſprache auch im dortigen Volks 
ſchulunterricht Berückſichtigung zu verſchaffen, hat noch der 
Kultusminiſter Boſſe zurückgewieſen. Seine Antwort an die 
Geſuchſteller war eine ernſte Mahnung, die nationalpolniſche 
Agitation nicht auch in die Schulen Oberſchleſiens zu tragen. 
Geholfen hat das freilich nichts. 


Dritter Abſchnitt. 


Das deutſche Nationalbewußtſein und die 
Polen ſeit 1815. 

er Weg, den unſere Erörterung bisher zurückgelegt hat, 
diente der Orientierung über die verſchiedenen Phaſen der 
preußiſchen Regierungspolitik gegenüber den Polen ſeit 1772. 
Indem wir mit der Fortführung dieſer Darſtellung bis zum 
Jahre 1900 gediehen ſind, ſtehen wir unmittelbar an der 
Schwelle der Gegenwart, die zu beſchreiben nicht mehr das 
Amt des Hiſtorikers iſt. 

Die Eindrücke, die wir auf unſerer Wanderung gewannen, 
ſind vom Standpunkte des deutſchen Patrioten aus zum 
größeren Teile unerfreuliche geweſen. Als Geſamterſcheinung 
betrachtet hat die Polenpolitik der preußiſchen Regierung 
während des 19. Jahrhunderts Fiasko gemacht: die Glanzzeiten 
eines Flottwell und eines Bismarck laſſen die Schatten der ver— 
ſchiedenen „Verſöhnungsperioden“ nur um ſo dunkler erſcheinen. 

Aber es wäre ſehr einſeitig und daher ſehr ungerecht, 
wenn wir nicht zum Schluß unſerer Erörterungen noch auf 
etwas anderes hinweiſen wollten. Nicht nur die ſchwankende 
Politik der preußiſchen Regierung iſt verantwortlich zu machen, 
wenn wir heute in unſerer Oſtmark noch nicht weiter ſind, 
als es der Fall iſt. Nicht nur das nationale Rückgrat der 
Miniſterien hat ſich bis in die neuere Zeit hinein noch als 
zu ſchwach erwieſen, um die Fortſchritte der polniſchen 
Propaganda zu hindern oder gar eine kräftige Germaniſation 
in unſere ſlawiſch durchſetzten Landesteile zu tragen. Nein, 
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auch das deutſche Volk als Ganzes, die öffentliche Meinung 
trägt ſeit langer Zeit ein vollgerüttelt Maß der Schuld an 
den Mißerfolgen der preußiſchen Polenpolitik. Und dieſe 
Schuld möchte der Verfaſſer ſeinen Leſern zu guter Letzt noch 
recht eindringlich vor Augen und zu Gemüte führen. 

Es iſt das Glück Deutſchlands geweſen, daß die Erſchütter 
ungen, durch die es hat gehen müſſen, um konſtitutionelle 
Verfaſſungsformen zu erhalten, auch nicht annähernd dieſelbe 
Zerſtörungskraft entwickelt haben, wie z. B. in unſerem großen 
weſtlichen Nachbarreiche, das ſich noch heute nicht ganz aus 
der Revolution von 1789 zu befeſtigten ſtaatlichen Verhält 
niſſen zurückgefunden hat. Das Unglück der deutſchen Geſchichte 
des 19. Jahrhunderts aber war es, daß ſich in ihrem Verlaufe 
die große Frage der freiheitlicheren Ausgeſtaltung des Staats 
lebens ſchier unablöslich mit einem anderen Problem ver 
quickte, das im größeren Teile des übrigen Europa längſt 
gelöſt war: mit dem Problem der politiſchen Einigung des 
Geſamtvolkes. Für den rückſchauenden Hiſtoriker der Gegen 
wart kann es nicht zweifelhaft ſein, daß bereits unmittelbar 
nach den Befreiungskriegen die tatſächlichen Verhältniſſe eine 
lebenskräftige ſtaatliche Einigung Deutſchlands nur noch unter 
Preußens Führung zuließen. Den lebenden Geſchlechtern iſt 
dieſe Erkenntnis erſt weit ſpäter aufgegangen, und ſelbſt 
heute, wo ſie längſt in Wirklichkeit umgeſetzt iſt, gibt es immer 
noch Deutſche, die ſich ihr nur mit innerem Widerſtreben 
beugen. Der tiefſte Grund hierfür aber lag während der 
erſten Zweidrittel des 19. Jahrhunderts in der ablehnenden 
Haltung, die das offizielle Preußen den liberalen Strömungen 
der Zeit gegenüber einnahm. 

Infolgedeſſen hat auch der Umſtand, daß Preußen zu den 
Mächten gehörte, welche Polens politiſche Selbſtändigkeit ver 
nichtet hatten, ganz weſentlich dazu beigetragen, daß der deutſche 
Liberalismus die politiſche Einigung unſeres Vaterlandes, die 
grade ihm beſonders am Herzen lag, tatſächlich aufgehalten 
hat. Denn als im Verfolg der franzöſiſchen Julirevolution 
der erſte polniſche Aufſtand in Ruſſiſch-Polen ausbrach, und 
Preußen in ſelbſtverſtändlicher Notwehr Fürſorge traf, daß die 
Inſurrektion nicht auch in ſein Gebiet übergreife, da bemächtigte 
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ſich namentlich des leicht beweglichen deutſchen Südens die 
lebhafteſte Empörung. Unbedenklich und von keiner Kenntnis 
der Geſchichte Polens angekränkelt ſchlug Süddeutſchland den 
Kampf um die Wiederaufrichtung der polniſchen Adelsanarchie 
mit den deutſchen Verfaſſungsidealen über einen Leiſten. In 
Freiburg verlangte der „badiſche Staatsweiſe“ Karl von Rotteck 
die Einmiſchung der deutſchen Mächte zugunſten der aufſtän 
diſchen Polen, die in Hanau von G. Stein herausgegebenen 
„Zeitſchwingen“ forderten von der Geſamtheit der konſti 
tutionellen Deutſchen, ſie möchten nach dem Beiſpiele der Polen, 
„des Muſterbildes der Völker“ den Kampf gegen Preußen 
beginnen, in Rheinbayern rief Siebenpfeiffer der Nation zu: 
„Welcher deutſche Brutus reißt das Meſſer aus dem blutigen 
Leichnam der geſchändeten Polonia und gibt den Aufruf zur 
Freiheit?“ Viele ſüddeutſche Städte ſendeten den Polen 
während des Krieges Geld, die Mainzer Mädchen bildeten einen 
Verein, in dem für die Helden des Oſtens Charpie gezupft 
wurde. Seit dem Herbſt 1831 erhielt dann Süddeutſchland 
reichliche Gelegenheit dieſe Helden ſelbſt kennen zu lernen, ein 
Strom Warſchauer Flüchtlinge ergoß ſich über Bayern, Württem 
berg und Baden. Und nun kannte die Polenbegeiſterung 
bald keine Grenze mehr. Die Griechenlieder der zwanziger 
Jahre wurden jetzt von den Polenliedern abgelöſt. Die gez 
feiertſten Dichter ſteuerten bei. Uhland ſang: 

„An der Weichſel fernem Strande 

Tobt ein Kampf mit Donnerſchall, 

Weithin über deutſche Lande 

Rollt er ſeinen Widerhall. 

Schwert und Senſe, ſcharfen Klanges, 

Dringen her zu unſern Ohren 

Und der Ruf des Schlachtgeſanges: 

„Noch iſt Polen nicht verloren.“ 
Platen aber dichtete gar einen ganzen Zyklus von Polenliedern. 
Das berühmteſte derſelben richtete ſich unmittelbar an den 
damaligen Kronprinzen Friedrich Wilhelm mit den Worten: 

„O Fürſt aus einem Stamm von Weiſen, 

Den alle mild und edel preiſen 

Vereint und laut: 
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Iſt mir's vergönnt, ein Wort zu wagen, 
Obwohl ich dich in meinen Tagen 
Von Angeſichte nie geſchaut? 


Ich flehe für das Volk der Leiden, 
Das, aus der Heimat auszuſcheiden, 
Gedrängt die Zeit: 

Ich flehe für umſonſt ermannte, 
Für flüchtige Helden und verbannte 
Um einen Funken Menſchlichkeit. 


Es iſt notoriſch, daß dies Gedicht, trotzdem es in ſeinen 
weiteren Verſen geradezu auf eine Verherrlichung der Friedrich 
Wilhelm IV. höchſt unſympatiſchen Volksſuveränität hinauskam, 
auf ſeinen Adreſſaten einen tiefen Eindruck gemacht 
und ſpäter deſſen polenfreundliche Politik ſtark beeinflußt hat. 
Und überall im Süden, wohin die Polen kamen, ertönte nun 
die deutſche Leier zum Preiſe des Fremdlings. Überall ſang 
man: „Noch iſt Polen nicht verloren“ und „Die freie keuſche 
Maid im rot und weißen Kleid“, aus jedem Leierkaſten gurgelte 
die Weiſe des Holteiſchen Singſpiels „Denkſt Du daran, mein 
tapferer Lajienka?“ In Regensburg und Augsburg wurden 
die Polen von den Offizierkorps gefeiert, in Freiburg beteiligten 
ſich die Offiziere ebenfalls an einem großen Polenbankett, das 
Rotteck und Welder veranſtalteten. Und auf welche Ahnungs⸗ 
loſigkeit von Polens früheren Zuſtänden die Emigranten 
in Süddeutſchland rechnen zu dürfen glaubten, bewies das 
Manifeſt, welches das Pariſer Nationalkomitee der Polen 
dort verbreiten ließ und in dem es hieß, „die bürgerliche 
Emanzipation aller Volksklaſſen“ ſei bisher nur in einem 
Lande der Welt verwirklicht worden: in Polen, durch die Ber- 
faſſung von 1791. „In allen Vereinen und Zeitungen der 
ſüddeutſchen Radikalen hieß man die Polen willkommen; den 
aufhetzenden Reden dieſer Fremdlinge war es vornehmlich zu 
danken, daß der ſinnloſe Haß gegen Preußen im Süden wieder 
überhandnahm.“ Das aber hat den verhängnisvollſten Ein- 
fluß auf die deutſche Einheitsbewegung ausgeübt, was um ſo 
bedauernswerter war, als grade damals, im Jahre 1831, inmitten 
des Schwabenlandes der erſte Prophet des neuen deutſchen Reiches 
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preußiſcher Führung erſtanden war, Paul Pfizer, der in ſeinem 
geiſtfunkelnden „Briefwechſel zweier Deutſchen“ höchſten pa— 
triotiſchen Schwung mit kerngeſunder politiſcher Nüchternheit 
verband. Kurze Zeit ſpäter aber, nachdem auf dem Hambacher 
Feſte die polniſche Fahne neben der deutſchen geweht hatte, 
mußte ſelbſt Pfizer geſtehen, daß Preußen ſeit dem polniſchen 
Aufſtande von 1830 ſich in Süddeutſchland unmöglich gemacht 
habe und daß daher zunächſt für die Verwirklichung einer 
Einigung Deutſchlands unter Preußens Leitung gar keine 
Ausſicht vorhanden ſei. 

Doch auch in Preußen ſelbſt ſchoß ſeit 1830 eine Polen 
begeiſterung ins Kraut, die auf das engſte mit den Anfängen 
der liberalen Oppoſition verſchwiſtert war. In Berlin waren 
es namentlich Varnhagen von Enſe mit ſeiner Gattin Rahel 
und Eduard Gans, die das Feuer der polniſchen Begeiſterung 
ſchürten. Aber auch die Schrift Friedrich v. Raumers über 
„Polens Untergang“ klang einer Anklage gegen Friedrich den 
Großen ähnlich und hätte dem Verfaſſer faſt ein Strafver 
fahren zugezogen. Die Berliner Börſe quittierte über jedes 
Gerücht eines polniſchen Sieges vom Kriegsſchauplatze mit 
einem Steigen der Kurſe. Und der damalige Major v. 
Williſen, deſſen poſener Tätigkeit im Jahre 1848 wir bereits 
kennen, veröffentlichte im Militärwochenblatt einen Aufſatz, in 
dem er den Polen ganz offen wohlgemeinte Ratſchläge für 
ihre Kriegführung erteilte. 

Dasſelbe Schauſpiel politiſcher Unreife wiederholte ſich 
1848. Berliner Studenten waren es, die Mieroslawski und 
ſeine Genoſſen vom Moabiter Gefängnis im Triumph nach 
dem Schloßplatze führten. Weit beſchämender aber für die 
politiſche Erziehung der Deutſchen als dies Gebahren unreifer 
Jünglinge war das Schauſpiel, welches ſich in der deutſchen 
Nationalverſammlung zu Frankfurt abſpielte, als im Juli 
1848 die Frage zur Beratung geſtellt wurde, ob die Abgeordneten 
der deutſchen Kreiſe Poſens als Mitglieder des Parlaments 
der Paulskirche zugelaſſen, werden ſollten oder nicht. Sechzehn 
Abgeordnete der Linken brachten damals den Antrag ein, 
vorläufig keinen Teil des Großherzogtums Poſen in den deut 
ſchen Bund aufzunehmen und die für Poſenſche Diſtrikte 
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Gewählten zur deutſchen Nationalverſammlung endgiltig nicht 
zuzulaſſen, dafür aber die Zentralgewalt zu beauftragen, in 
Gemeinſchaft mit England und Frankreich einen Kongreß zur 
Wiederherſtellung eines freien und unabhängigen Polens, bei 
welchem alle beteiligten Mächte durch Geſandte zugezogen 
werden ſollten, einzuleiten. Am 26. Juli entwickelte der 
Hauptantragſteller Arnold Ruge die Gründe dieſes Begehrens, 
dem Völkerrecht der Kabinette ſtellte er dabei ſeine Lehre vom 
wahren Völkerrecht der freigeborenen Nationen gegenüber, den 
Poſenſchen Abgeordneten beſtritt er das Recht, auch nur über 
das Ob ihrer Zugehörigkeit von der Nationalverſammlung gehört 
zu werden, geſchweige denn mit darüber zu entſcheiden, dem 
Parlamente ſelbſt ſchob er die Pflicht ins Gewiſſen „Polens heilige 
Sache“ zu der ſeinigen zu machen. Ihm ſekundierte Robert 
Blum, deffen ehrlicher Doktrinarismus fih darauf verſteifte, 
die Teilung Polens ſei ein Frevel der deutſchen Politik geweſen, 
und das deutſche Volk müſſe ſühnen, was die deutſchen Fürſten 
verbrochen hätten. Zum Beweiſe deſſen pries er unter anderem 
die Polen wegen ihrer Verdienſte um die — Gewiſſens— 
freiheit, die nirgends ſo beſchützt geweſen ſei wie bei ihnen, 
und um die Juden, die „verachtet und von der ganzen Welt 
zurückgeſtoßen dort ihre Heimat fanden“. Wer weiß, ob ſolchen 
Tiraden gegenüber die Bitten der Poſenſchen Abgeordneten, 
die endlich durchſetzten, daß man ſie wenigſtens anhörte, allein 
verfangen hätten? Ergreifende Worte freilich waren es, die 
der Abgeordnete Göden aus Krotoſchin der Verſammlung 
zurief. „Üben Sie erſt“, ſagte er, „Gerechtigkeit gegen Ihre 
deutſchen mißhandelten Brüder, ehe Sie dieſelben einem fremden 
Volke zuteil werden laſſen. Wir ſind Deutſche, weil wir den 
Willen haben, Deutſche zu ſein und eine Unterordnung 
unter die Polen nicht länger zu ertragen. Unſer Wille 
iſt ein ſo feſter, daß ihn ein entgegenſtehender Beſchluß 
nicht zu beugen vermag, unſere Rechte ſind ſo ſichere, ſo beſtimmte, 
ſo tief in dem modernen Weltbewußtſein ruhende, daß nicht 
einmal ein deutſches Herz, nicht einmal ein deutſches Ohr 
dazu gehört, um ſie anerkennen zu müſſen 

es ſteht Ihnen das Recht zu, uns die Pforten dieſes Tempels 
zu verſchließen, unſere deutſche Geſinnung, unſer deutſches 

Geſſcken, Preußen u. die Polen. 10 
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Herz können Sie uns nicht rauben. Sie werden meinen Worten, 
meinen Gründen andre entgegenſtellen, ſie mögen ſchärfer ſein, 
wenn ſie auch nicht wahrer ſein können, ich habe ſie aber auch 
noch wieder ſchärfer, es iſt der letzte aller Gründe, es iſt die 
ſcharfe Spitze des Schwertes meines Volkes, mit dem wir 
unſer Recht der Nation gegenüber aufrecht erhalten werden, 
die den Beweis ihrer Selbſtändigkeit der Welt noch ſchuldig 
geblieben iſt.“ Allgemeines Bravo folgte dieſem Appell des 
wackeren Oſtmärkers. Aber die Entſcheidung im Sinne der 
Poſenſchen Deutſchen brachte doch erſt eine andere Rede, eine 
der gewaltigſten oratoriſchen Leiſtungen, welche die Paulskirche 
vernommen hat, die Rede Wilhelm Jordans, des 29jährigen 
Abgeordneten für Oberbarnim, durch welche der Sprechende 
ſich mit einem Ruck von ſeiner bisherigen Partei, der Linken, 
trennte. Es war ein ſtrenges Gericht, vor das Jordan den 
„Polenrauſch“ ſeiner doktrinären Freunde zog. Er zeigte 
ihnen, daß ſie keine Ahnung von den Verhältniſſen im Oſten 
hätten, die er als geborener Inſterburger aus genauer perſön— 
licher Anſchauung kannte. „Der Umſtand, daß man die Polen 
deſto lieber hat, je weiter man von ihnen entfernt iſt und je 
weniger man ſie kennt, und deſto weniger, je näher man ihnen 
rückt, muß jedenfalls die Vermutung erregen, daß dieſe Zuneigung 
nicht ſowohl auf einem wirklichen Vorzug des polniſchen 
Charakters als vielmehr auf einem gewiſſen weltbürgerlichen 
Idealismus, nicht ſowohl auf einer klaren Erkenntnis unſerer 
Verhältniſſe zu unſeren öſtlichen Nachbarn, als vielmehr auf 
einem hergebrachten politiſchen Glaubensartikel beruhe, den 
man eben hinnimmt, ohne ihn weiter zu unterſuchen.“ Statt 
deſſen ſolle man lieber den Polen in ihrer höchſten Tugend, 
der unverwüſtlichen und tapferen Vaterlandsliebe, nachzueifern 
ſuchen. Am wenigſten dürften Demokraten für Polen ſich 
begeiſtern, und grade als Demokrat trete er, Jordan, gegen 
den Polenrauſch in die Schranken, denn Polens Freiheit habe 
nie etwas anderes bedeutet als die Privilegierung des Adels, 
die Leibeigenſchaft der Bauern und die Rechtloſigkeit der Bürger. 
Dann wies der Redner auf die Gefahr hin, welche ein ſelbſt— 
ſtändiges Polenreich für Deutſchland ſein würde, denn es 
müſſe, um ſich als moderner Staat zu halten, Seeküſten 
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gewinnen und könne das nur tun auf Koſten uralten Deut- 
ſchen Staatsgebietes, die Hoffnungen der Polen reichten daher 
auch nach wie vor „bis an die grüne Brücke von Königsberg“. 
So ſei die Politik, die Preußen zurufe, gib Polen frei, es 
koſte, was es wolle, eine kurzſichtige, eine ſelbſtvergeſſene 
Politik, eine Politik der Schwäche, der Furcht und der Feigheit. 
„Es iſt hohe Zeit für uns, endlich einmal zu erwachen aus 
jener träumeriſchen Selbſtvergeſſenheit, in der wir ſchwärmten 
für alle möglichen Nationalitäten, während wir ſelbſt in 
ſchmachvoller Unfreiheit darniederlagen und von aller Welt 
mit Füßen getreten wurden, zu erwachen zu einem 
geſunden Volksegoismus, um das Wort einmal grade 
heraus zu jagen, welcher die Wohlfahrt und die Ehre des Bater- 
landes in allen Fragen oben anſtellt. Aber eben dieſer Egois— 
mus, ohne den ein Volkniemals eine Nation werden 
kann, wird von den Polenfreunden als höchſt verdammlich 
bezeichnet. Wir müſſen vor allen Dingen gerecht ſein, ſagen 
ſie, und ſollte es uns auch manches ſchwere Opfer koſten“. 
Das aber müſſe, konſequent durchgeführt, zu einer Auslieferung 
von halb Deutſchland an die Slawen führen, denen das Land 
öſtlich der Elbe in alter Vorzeit nach demſelben Recht der 
Eroberung von den Deutſchen abgenommen worden ſei, kraft 
deſſen Preußen ſeine polniſchen Gebietsteile beſitze. Endlich 
nahm Jordan Preußen gegen den Vorwurf in Schutz, es habe 
ſeine polniſchen Untertanen geknechtet. In den Grenzen der 
Möglichkeiten des Polizeiſtaates ſeien dieſelben vielmehr vor 
den Deutſchen in Poſen und Weſtpreußen ſyſtematiſch bevor- 
zugt worden, und an der Indolenz des polniſchen Adels habe 
es gelegen, wenn derſelbe in der preußiſchen Beamtenſchaft 
immer noch ſo wenig vertreten ſei. Unendlich groß ſei dafür 
die Kulturarbeit, die Preußen im polniſch durchſetzten Oſten 
geleiſtet habe. Deutſche Arbeit habe dort die Wälder gelichtet, 
die Sümpfe getrocknet, den Boden urbar gemacht, Straßen 
und Kanäle angelegt, Dörfer gebaut und Städte gegründet. 
Solle das alles geſchehen ſein, „um den Epigonen des exilierten 
hundertköpfigen polniſchen Despotentums neue Schmarotzer⸗ 
neſter zu bereiten?“ So könne gegen Preußen die Gerechtig⸗ 
keit nicht angerufen werden und ebenſowenig die Humanität. 
10* 
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Denn was der Adel und der Klerus Polens zu tun ſich 
ſtandhaft geſträubt hätten, das habe Preußen vollbracht, es 
habe die Grundlage eines neuen polniſchen Volkes, einen freien 
Bauernſtand geſchaffen. Und grade deshalb ſei ihm der pol— 
niſche Adel und Klerus gram geworden, grade deshalb 
predige die Geiſtlichkeit unter dem Volke den Haß gegen 
Preußen und nähre gefliſſentlich den Irrtum, als ſeien 
„deutſch“ und „evangeliſch“, „katholiſch“ und „polniſch“ 
Wechſelbegriffe. 

Als der Redner mit den Worten ſchloß: „Freiheit für 
Alle, aber des Vaterlandes Kraft und Wohlfahrt über Alles“, 
da war die Schlacht für die Deutſchen Poſens gewonnen, 
andauernder ſtürmiſcher Beifall umbrauſte Jordan, als er die 
Tribüne verließ, und am 27. Juli 1848 wurde die Zulaſſung 
der Deutſch-Poſener zum Parlament mit überwältigender 
Mehrheit beſchloſſen: dem deutſchen Volke war die Schmach 
einer Selbſterniedrigung ohne gleichen in ſeinen berufenen 
Vertretern noch eben glücklich erſpart worden. 

Und doch blieb der liberale Doktrinarismus noch lange 
Zeit im Innerſten unbelehrt über den einzig möglichen Stand— 
punkt, den deutſcher Patriotismus gegenüber den nationalen 
Aſpirationen des Polentums einzunehmen habe. Der ruſſiſche 
Polenaufſtand des Jahres 1863 lieferte dafür ein neues be— 
ſchämendes Zeugnis. Weil Bismarck, wie oben (S. 98 f.) geſchil— 
dert, pflichtgemäß den Staat, deſſen Miniſter er war, gegen die 
wiederum von Warſchau aus drohende Revolution zu ſichern 
unternahm, wurde er im Abgeordnetenhauſe von liberaler Seite 
angegriffen, als habe er ſich mit dem Abſolutismus Rußlands 
gegen die Sache der Völkerfreiheit verſchworen. Preußiſche 
Patrioten glaubten einmal wieder, nichts beſſeres für das Wohl 
ihres Vaterlandes tun zu können, als wenn ſie die Sache der 
Polen gegen die eigene Staatsregierung führten, und der 
Abgeordnete Waldeck verſtieg ſich zu ſolcher Verblendung, daß 
er die Reſerviſten, welche behufs Deckung der Grenzen zur 
Fahne einberufen wurden, mit den unglücklichen Opfern ver— 
glich, die der landgräfliche Menſchenſchacherer Friedrich II. von 
Heſſen im nordamerikaniſchen Freiheitskriege an England ver— 
kauft hatte. 


Der Liberalismus und die Polen feit 1871. Das Zentrum. 149 
CERFERFER ER CEN ER ER UEN EER EER ER EER EER ER EERFEER EERFER ER EER ER ER 


Erſt feit der Gründung des neuen deutſchen Reiches hat 
ſich ein teilweiſer Wandel in der grundſätzlichen Haltung des 
Liberalismus zur Polenfrage vollzogen. Die Nationalliberalen 
haben Bismarcks kräftige Polenpolitik von vorn herein rüd- 
haltlos unterſtützt. Aber die nach links fallenden Abſplitterungen 
von dieſer Partei hatten ihren Grund doch wiederum in 
einem Doktrinarismus, der ſich unter anderem auch in der 
Stellung zum Polentum offenbarte, der die Deutſchfreiſinnigen 
1886 in die Oppoſition gegen das Anſiedelungsgeſetz führte, 
und noch im März 1897 in einer Poſener Verſammlung 
der Freiſinnigen Volkspartei zum Ausdruck kam, wo erklärt 
wurde, eine Gefahr für das Deutſchtum im Often eriftiere 
nicht, und die nationalen Gegenſätze würden nur künſtlich 
durch Treibereien geſchaffen und vergrößert. Dieſe Reſolution 
fand freilich ſofort aus dem liberalen Lager ſelbſt heraus 
entſchiedenen Widerſpruch: das Poſener Tageblatt bemerkte, 
es ſei eine durch keine Dialektik aus der Welt zu ſchaffende 
Tatſache, daß die Polen und nicht die Deutſchen den wirtſchaft⸗ 
lichen Krieg von langer Hand her inſzeniert hätten, und es 
erſcheine unbegreiflich, wie die Erklärung der Freiſinnigen 
Volkspartei etwas ſo Offenkundiges als nicht vorhanden be— 
trachten könne. 

In geſchloſſener Phalanx aber hat ſich von jeher die 
Zentrumspartei für alle nationalen Anſprüche der Polen und 
gegen alle energiſchen Maßregeln der Regierung zur Bekämpfung 
der Polengefahr eingeſetzt. Sie folgte damit nur dem Beiſpiel, 
das ihr ſchon im Jahre 1848 von der deutſchen römiſch⸗ 
katholiſchen Geiſtlichkeit des Großherzogtums Poſen durch 
einen Aufruf gegeben worden war, in dem behauptet wurde, 
die „planmäßige Ausrottung der katholiſchen Kirche“ ſei in 
Poſen im Gange, die jüngſt vorgenommene Abgrenzung zwiſchen 
dem deutſchen und polniſchen Teile der Provinz ſei ein Beweis 
dafür, und jeder Katholik müſſe um ſeines heiligen Glaubens 
willen der Zuteilung zu Deutſchland aufs äußerſte widerſtreben, 
„denn polniſch und katholiſch gilt, wie ihr wißt, unter uns für 
ein und dasſelbe.“!) Zudem verband feit 1872 die Intereſſen⸗ 


) Knorr, a. a. O., Anl. 6 (S. 280 ff.). 
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gemeinſchaft des Kulturkampfs das Zentrum mit den Polen 
und führte beide auch bei der Bekämpfung nichtkirchlicher 
Vorlagen zuſammen, ſofern dieſelben ſich gegen die Polenge— 
fahr richteten, wie denn z. B. Windhorſt bei der Beratung 
des Anſiedelungsgeſetzes den Anwalt der Polen mit einem 
Eifer machte, als ob er ſelbſt ihr Stammesgenoſſe ſei. Aber 
auch ſeit der Beendigung des kirchenpolitiſchen Streites durch 
die Geſetze von 1886 und 1887 hat das Zentrum nicht auf- 
gehört, das Polentum zu umwerben. Noch bis in die jüngſte Ber- 
gangenheit wurde in der Zentrumspreſſe beharrlich jede Polen- 
gefahr abgeläugnet und jede polniſche Ausſchreitung als durch 
deutſche Herausforderung veranlaßt dargeſtellt. Nach den Exzeſſen 
von Opalenitza ſchrieb die Kölniſche Volkszeitung (am 26. Sep⸗ 
tember 1896), die Polen ſeien eben die Angegriffenen, und ſo 
müſſe man ihnen mildernde Umſtände bewilligen; wenn die 
Polen zu der Anſicht gelangen ſollten, man wollte ſie rechtlos 
machen, ſo könne kein Frieden gedeihen, man dürfe die Polen 
doch nicht zur Verzweiflung treiben. Am 23. Januar 1897 
verkündete dasſelbe Blatt die fortdauernde Solidarität der 
deutſchen mit den polniſchen Katholiken und beſchuldigte den 
deutſchen Oſtmarkenverein, er führe einen „ſtillen Kulturkampf! 
gegen den Katholizismus. „Blöder nationaler Hakatismus“, 
ſo ſchloß der Artikel, „katholikenfeindliche Polenhetze und ver— 
faſſungswidrige Reaktion auf dem Gebiete des Vereins- und 
Verſammlungsrechts, das iſt mehr, als das moderne Rechtsbe— 
wußtſein ertragen kann.“ Am 12. September 1900 endlich 
führte das freiwillige Organ des Polonismus am Rhein 
aus, eine großpolniſche Agitation, die darauf abziele, aus 
Poſen und Weſtpreußen eine polniſche Domäne zu machen, 
und die Zeit abwarte, bis eine internationale Erſchütterung 
die Gelegenheit biete, die jetzt auf drei Reiche verteilten Teile 
des ehemaligen Königreichs Polen wieder zu einem Einheits— 
ſtaat zuſammenzufügen, exiſtiere nicht, das jei ein Geſpenſt, 
das bei näherer Prüfung wie ein angeſtochener Gummiball 
zuſammenſchrumpfe, und nur ein Verſuch, politiſche Kinder 
aus dem Bett zu jagen.!) 

1) Dieſe Anſchauung ift um jo befremdlicher, als die Köln. Volksztg. 
zwei Monate darauf, im November 1900, ſelbſt anerkennen mußte, die 
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Die zärtliche Zuneigung des Zentrums für die Polen 
hat auch durch recht unangenehme Erfahrungen, die man mit 
dem Schützling machte, nicht weſentlich beeinträchtigt werden 
können, obgleich ſie an ſich recht wohl geeignet geweſen wären, 
Zweifel aufkommen zu laſſen, ob die Polen den Katholizismus 
wirklich um feiner ſelbſt willen verteidigten. Solchen Zweifeln 
wurde dann wohl gelegentlich auch aus der Zentrumspartei 
ſelbſt heraus Ausdruck gegeben, ſo z. B. am 25. Januar 1888 
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe durch den Freiherrn v. Schor⸗ 
lemer⸗Alſt, der das Auftreten einer polniſchen Deputation 
gegenüber dem Erzbiſchof Dinder (vergl. oben S. 111) als 
kennzeichnete. Ja ſelbſt die Kölniſche Volkszeitung hat ſich 
gelegentlich über ihren ungezogenen polniſchen Liebling entrüſten 
müſſen, ſo z. B. im September 1897, als Biſchof Redner von 
Kulm ein Geſuch von 400 polniſchen Pfarreingeſeſſenen in 
Graudenz um Einführung von Maiandachten in polniſcher 
Sprache ablehnend beantwortet hatte und dafür von der 
„Gazeta Grudziadzka“ belehrt worden war, „der Beſcheid der 
geiſtlichen Behörde ſtehe in einem ausgeſprochenen Gegenſatze zu 
dem Willen des Erlöſers'. Da hat dann auch die Kölniſche 
Volkszeitung wohl einmal Worte gefunden, wie „bodenloſe 
Unverſchämtheit und Verlogenheit“, da hat auch ſie in dem 
Auftreten der Polen „die Sprache der offenen kirchlichen 
Rebellion“ vernommen. Aber iſt ſie, und iſt das Zentrum 
durch ſolche Vorkommniſſe wohl endgültig darüber aufgeklärt 
worden, daß es den Polen auch bei ihren konfeſſionellen For- 
derungen ſtets nur auf die Förderung ihrer Nationalität ankam? 
Das wird man leider nicht behaupten dürfen!). 


polniſche Preſſe führe zum Teil gegen das Deutſchtum eine Sprache, die 
jeden Deutſchen beleidigen müſſe und die Losreißung von Deutſchland 
mehr oder weniger offen als das Ziel der polniſchen Beſtrebungen hinſtelle. 

) Nur gelegentlich und vorübergehend dämmerte dieſe Einſicht 
ſchon in einem Zentrumsorgan auf. So ſchrieb die Schleſiſche Volkszeitung 
am 7. September 1899: Wir haben ſchon lange den Eindruck, daß die 
Polen ſich um die Wünſche und Beſchwerden der deutſchen Katholiken 
keinen Pfifferling kümmern. Wenn im Abgeordnetenhauſe das Zentrum 
ſeine Beſchwerden beim Kultusetat vorträgt, ſo unterſtützen die Polen es 
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Die ſchlimmſte Erfahrung freilich hat die Zentrumspartei 
mit den Polen gemacht, ſeitdem dieſe angefangen haben, ſich 
bei den parlamentariſchen Wahlen ſelbſtändig zu machen und 
ſogar ihre bisherigen Bundesgenoſſen aus dem Beſitze von 
Wahlkreiſen zu drängen. Nachdem ſchon früher der Major 
Szmula zweimal gegen den Willen des Zentrums in den 
Qand- und Reichstag gewählt worden mwar, fekte im Jahre 
1894 der offene Kampf ein, denn im Januar dieſes Jahres 
ſiegte in dem oberſchleſiſchen Reichstagswahlkreiſe Neuſtadt der 
polniſche Bauer Strzoda unter dem Jubel der polniſchen Preſſe 
über den offiziellen Zentrumskandidaten, worauf er in dem 
Danke, welchen er ſeinen Wählern ausſprach, bemerkte, er ſehe 
in der Stimme des Volkes die Stimme Gottes. Ein Jahr 
ſpäter wiederholte ſich dasſelbe Schauſpiel in noch draſtiſcherer 
Weiſe bei der Reichstags-Erſatzwahl im Bezirke Pleß-Rybnik: 
dort wurde der polniſche Kandidat, Radwanski, mit / der 
Stimmen gewählt, der bisherige Vertreter und Kandidat der 
Zentrumspartei, v. Huene, verlor ſein Mandat. Wenn der 
„Dziennik Poznanski“ dieſen Erfolg mit der triumphierenden 
Prophezeiung begleitete: „Über ein Kleines, und es wird ihrer 
mehrere geben“, ſo hat die Zwiſchenzeit die Berechtigung ſolcher 
Zuverſicht erwieſen. Unter dieſen Umſtänden war es denn 
auch nicht mehr zu verwundern, daß die Polen die Einladung 
zum Deutſchen Katholikentag, der im Auguſt 1899 zu Neiße 
ſtattfand, nur unter der Bedingung annehmen wollten, daß 
alle Reden, Predigten, Vorträge und Referate für die polniſchen 
Teilnehmer gleichzeitig in polniſcher Sprache gehalten würden. 

Wenn man nach alledem nicht wird ſagen können, daß 
die Volksvertretung Preußens und des Reiches in ihrer Ge— 
ſamtheit bereits die nötige Feſtigkeit des deutſchnationalen 
Standpunktes gegenüber der polniſchen Propaganda gewonnen 
habe, ſo liegt dieſer unerfreulichen Erſcheinung naturgemäß 
die Tatſache zugrunde, daß die Wählerſchaften ihrerſeits noch 
nicht gelernt haben, die polniſche Frage ihrer faktiſchen 


ſchon lange nicht mehr, ſondern ſie kommen mit ihren ſpezifiſch polniſchen 
Beſchwerden mitten in die anderen Debatten hinein, ohne von dieſen die 
geringſte Notiz zu nehmen. 
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Bedeutung entſprechend zu beurteilen. Wie lange hat es fogar 
in den von der Poloniſierung unmittelbar bedrohten Landes- 
teilen gedauert, bis das eingeſeſſene Deutſchtum ſich zur 
energiſchen Selbſthilfe aufraffte! Unvergeſſen freilich für 
immer ſoll es den wackeren poſenſchen Deutſchen bleiben, daß 
ſie es geweſen ſind, die durch ihr entſchloſſenes Vorgehen im 
Jahre 1848 dem vaterlandsloſen Treiben des Generals 
v. Williſen ein ſchnelles Ende bereiteten. Unvergeſſen ſei es 
auch, daß es die zweite Kammer des preußiſchen Landtages 
war, die am 18. Dezember 1849 den Antrag Oſterrath auf 
Anerkennung der Gleichberechtigung des Polniſchen in Kirchen— 
weſen, Unterricht, innerer Verwaltung und Rechtspflege mit 
überwältigender Mehrheit verwarf und dadurch den dieſem 
Antrag parallel laufenden Abſichten des Miniſteriums Man— 
teuffel ebenfalls den Lebensfaden abſchnitt. Als aber dann 
ſeit den fünfziger Jahren die Grundlagen des nationalen 
Kampfes in der Oſtmark ſich je länger deſto mehr verſchoben, 
als ſeine Baſis aus einer rein politiſchen zu einer vorwiegend 
wirtſchaftlichen wurde, da hat das Deutſchtum verſäumt, dem 
Beiſpiel ſeiner polniſchen Gegner zu folgen und, gleich dieſen, 
feine wirtſchaftlichen Organiſationen national zu gejtalten!). 
Bis zum Jahre 1895 iſt in keinem von Deutſchen gegründeten 
wirtſchaftlichen Vereine, in keiner Genoſſenſchaft irgend ein 
Gewicht auf das Beiwort „deutſch“ gelegt worden. Denn 
ſchon der Umſtand, daß in den national völlig farbloſen 
Genoſſenſchaften nach dem Syſtem von Schulze -Delitzſch das 
jüdiſche Element ſtark üherwog, ſchloß die Betonung eines wirt— 
ſchaftlichen Intereſſes mit ſpeziell deutſcher Richtung aus. 
Auch nachdem ſeit 1895 infolge der Gründung der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für die Deutſchen in der Oſtmark 
ebenfalls eine ſehr ſchnelle Entwicklung des Genoſſenſchaftsweſens 
eingeſetzt hatte, wurde doch für dieſe Organiſationen der 
deutſche Standpunkt nicht allgemein feſtgelegt, wenn auch von 
manchen Raiffeiſengenoſſenſchaften, insbeſondere in den An⸗ 
ſiedlungsdörfern, betont. Und endlich tat es der nationalen 
Kraft der deutſchen Genoſſenſchaften Abbruch, daß ſie nicht in 


1) vgl. Leo Wegener, a. a. O., S. 197 ff. 
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einem, ſondern in zwei konkurrierenden Verbänden zuſammen⸗ 
gefaßt wurden, nämlich in dem Verband der landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften und dem Generalverband Raiffeiſenſcher 
Organiſation Neuwied. Für die deutſchen Handwerker ſind 
ſeit 1896 in mehreren Städten beſondere Genoſſenſchaften ge— 
gründet worden, nur ein Teil von ihnen aber hat ſich als 
lebensfähig erwieſen. 

Syſtem iſt in die Selbſthilfe der oſtmärkiſchen Deutſchen 
erſt gekommen durch die Gründung zweier Volksvereine, nämlich 
des Alldeutſchen Verbandes und des Vereins zur Förderung 
des Deutſchtums in den Oſtprovinzen. Der im April 1891 
begründete Alldeutſche Verband darf ſich das Verdienſt zu— 
ſchreiben, zuerſt verſucht zu haben, ganz Deutſchland für die 
polniſche Frage zu intereſſieren. Auf feinem erſten Verbands- 
tage im September 1894 beſchäftigte er ſich vornehmlich mit 
dieſem Thema und empfahl der preußiſchen Regierung „als 
Mittel zur Zurückdrängung der polniſchen Hochflut im deutſchen 
Oſten und zur Verhinderung der Poloniſierung der deutſchen 
Volksmaſſen“ eine Reihe von Maßnahmen, die ein voll— 
kommenes deutſchnationales Arbeitsprogramm für die Ver- 
waltung unſerer Oſtprovinzen darſtellen. Der Verband forderte: 
1) die Erteilung ausſchließlich deutſchen Volksſchulunterrichts 
an die Kinder deutſcher Eltern, 2) die allmähliche Überführung 
des öffentlichen Unterrichts in einen ausſchließlich deutſchen 
in allen anderen deutſchen Schulen, 3) ſtaatliche Errichtung 
und Unterſtützung deutſcher Kindergärten, Handels-, Gewerbe— 
und Landwirtſchaftsſchulen, 4) Verdeutſchung der Ortsnamen, 
5) Stärkung des deutſchen Mittelſtandes durch einen Arbeits: 
nachweis für Handwerker, Kreditgewährung an ſolche und 
kleine Gewerbetreibende jeder Art durch deutſche Vereinigungen, 
Unterſtützung deutſchgeſinnter Lehrer und des kirchlichen Hilfs- 
perſonals, 6) Einſtellung der polniſchen Rekruten in im Weſten 
ſtehende Regimenter, 7) Allmähliche Beſchränkung und ſchließlich 
Verbot der Einwanderung ruſſiſch-polniſcher Wanderarbeiter; 
gleichzeitig Schutz der Landwirtſchaft gegen etwaige Nachteile 
durch Begünſtigung der Anſiedlung deutſcher Arbeiter, insbe— 
ſondere durch Anſetzung von Arbeiterpächtern des Staates, 
8) Annahme nur deutſcher und Ausſchluß aller Polniſchen 
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Anſiedler und Rentengutsbewerber ſeitens der mit der Durch⸗ 
führung der Rentengütergeſetze vom 27. Juni 1890 und 7. 
Juli 1891 beauftragten Generalkommiſſion, 9) Erſtreckung 
der Giltigkeit des Geſetzes vom 26. April 1886 auf die 
Provinzen Oſtpreußen und Schleſien und Bewilligung der 
dazu erforderlichen Mittel; ſchnellere Beſiedlung von Weſt⸗ 
preußen und Poſen auf Grund dieſes Geſetzes als bisher und 
Bereitſtellung weiterer Mittel nach Erſchöpfung der jetzigen, 
10) Anweiſung von bäuerlichen Heimſtätten in den Oſtmarken 
an gediente Unteroffiziere bäuerlichen Standes aus dem Weſten. 
— Der vielangefeindete Alldeutſche Verband darf ſich ſchon 
heute mit Genugtuung ſagen, daß ſein im J. 1894 noch vor 
dem Sturz des großen Polenfreundes Caprivi aufgeſtelltes 
und ſeitdem von ihm in eifrigſter Werbearbeit verfochtenes 
Oſtmarkenprogramm inzwiſchen zu weſentlichen Teilen von 
der preußiſchen Regierung aufgenommen worden iſt. 

In demſelben Monat aber, wo der Alldeutſche Verbands- 
tag in Berlin die genannten Programmpunkte formulierte, 
war es in Poſen ſelbſt zu einer weiteren deutſchnationalen 
Vereinsgründung gekommen. Nachdem Fürſt Bismarck am 
16. September die Huldigung der poſener und am 22. September 
diejenige der weſtpreußiſchen Deutſchen in Varzin mit Reden 
beantwortet hatte, die in begeiſternder Weiſe zur Zuſammen⸗ 
faſſung der nationalen Kräfte gegen den Anſturm des Polonismus 
aufforderten, wurde am 28. September 1894 in Poſen der 
„Verein zur Förderung des Deutſchtums in den Oſtprovinzen“ 
gegründet, der aber von vornherein kein rein provinzieller 
Verein fein, ſondern ganz Deutſchland umfaſſen wollte.!) Seine 
Zwecke erblickte er in der Förderung des nationalen Gedankens 
unter den Deutſchen, zunächſt der Provinz Poſen, und in dem 
materiellen Zuſammenſchluß des Deutſchtums nach bewährtem 
polniſchem Muſter. In dieſem Sinne hat der Verein, der 
ſeit 1899 „Deutſcher Oſtmarkenverein“ heißt, ſeither rüſtig 
gearbeitet. Ende 1902 zählte er rund 26.000 Mitglieder, davon 
4200 in der Provinz Poſen. Die Mittel, die ihm aus ſeinen 


) Nach ſeinen Begründern v. Hanſemann, Kennemann und v. Tiede⸗ 
mann von den Polen „H.-K.⸗T.⸗Verein“ oder „Hakatiſtenverein“ genannt. 
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Ortsgruppen zufloſſen, hat er namentlich verwendet, um 
Stipendien für die lernende Jugend, und für bedürftige 
| Bauern, Handwerker, Gewerbetreibende und Kaufleute zu 
ſchaffen und Volksbibliotheken einzurichten. Eine lebhafte 
| Werbetätigkeit, die ſich über ganz Deutſchland erſtreckt, ſucht 
| das Verſtändnis der nationalen Bedeutung des Polenproblems 
auch über die Grenzen Preußens hinauszutragen, eine eigene 
Zeitſchrift, „Die Oſtmark“, unterſtützt dieſe Agitation auf 
literariſchem Wege. 

Und Anfänge wenigſtens eines ſolchen Verſtändniſſes ſind 
E im letzten Dezennium des 19. Jahrhunderts auch ſchon im 
| außerpreußiſchen Deutſchland zu beobachten geweſen. Man ift 
dort endlich ein wenig von der Anſicht zurückgekommen, daß 
es ſich bei den nationalpolniſchen Beſtrebungen nur um eine 
d preußiſche Angelegenheit handele, und hat begonnen, die Polen- 
frage im deutſchnationalen Sinne zu beſprechen. Namentlich 
| die Vorgänge von Opalenitza weckten 1896 lebhaften Wider- 
* hall. Das Leipziger Tageblatt fragte: Wer ift Herr im Hauſe 7, 
| die Dresdener Nachrichten ſprachen die Anſicht aus, daß die 
| Politik der Verſöhnung den Polen gegenüber vollſtändiges 
| Fiasko gemacht habe, die Hamburger Nachrichten ermahnten die 
| preußiſche Regierung, fie möge in die allerernſteſten Erwägungen 
i eintreten, wie fie der Ausbreitung der nationalpolniſchen 
j Bewegung mit allen vorhandenen Mitteln entgegentreten 
könne, der Schwäbiſche Merkur endlich wies auf den über- 
raſchend ſchnellen Schiffbruch hin, den die Polenpolitik des 
i Grafen Caprivi erlitten habe, und erklärte, nur ein ſchleuniger 
Syſtemwechſel könne die preußiſche Verwaltung aus dem Banne 
jener Politik der Irrtümer endgiltig befreien. Die treffendſten 
Worte aber fand im Oktober 1900 die Münchener Allgemeine 
Zeitung, als ſie, den Beſchlüſſen der kurz vorher abgeſchloſſenen 
M Miniſterialkonferenzen in Poſen lebhaft zuſtimmend, ſchrieb: 
„Es braucht nicht erſt geſagt zu werden, daß die Entſchloſſen— 
g heit, die die preußiſche Regierung nach dieſer Richtung hin 
| befundet, in allen nationalgefinnten Kreifen mit hoher Genug- 
I tuung begrüßt wird. Nirgends ift das Mißtrauen in die 
i Stetigkeit der Regierungspolitik erfahrungsmäßig begründeter, 
als auf dem Gebiete der Behandlung der ehemals polniſchen 
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Landesteile. Es ift die Sicherung der langgeſtreckten Oſtgrenze 
unſeres Reiches, die auf dem Spiele ſteht. Nicht um die Abwehr 
einer akuten Bedrohung derſelben handelt es ſich; wir ſind in 
der Gefahr, daß ſie mitten im Frieden allmählich zerbröckelt. 
Allzulange hatte man die Lebenskraft der polniſchen Nation 
maßlos unterſchätzt; jetzt liegt es zu Tage, daß dies durch 
feine eigenen Sünden um ſeine ſtaatliche Selbſtändigkeit ge- 
kommene Volk ſozuſagen in aller Stille eine Erneuerung an 
ſich vollzogen hat, die in Erſtaunen ſetzen muß. Welche Kräfte 
etwa dabei außer den eignen Hilfsquellen der polniſchen Nation 
mit tätig ſind, ſoll hier nicht unterſucht werden — kurz, die 
Erſtarkung des Polentums iſt eine Tatſache, die in den 
preußiſchen Oſtgrenzen dem Beobachter tagtäglich in den ver— 
ſchiedenſten Formen ad oculos demonſtriert wird. Unſere 
Hauptſorge iſt, ob bei einem derartigen Zuſammenſtoße mit 
der ſlawiſchen Welt unſre Oſtmark einen Damm bildet, auf 
den wir uns verlaſſen können. Zu dieſem Zwecke das Deutſch— 
tum in jenen Gegenden um jeden Preis zu halten und zu 
ſtärken, das iſt der Inhalt der Aufgabe, von der wir hier 
reden. Streng genommen, wäre ſie eine Sache der 
nationalen Geſammtheit, des Reiches. Wenn 
Preußen fortfährt, ſie uns ſchließlich mit ſeinen 
Mitteln zu löſen, ſo erfüllt es damit ein nobile 
offieium, das ihm ſeine Führerſtellung in Deutſch— 
land auferlegt. 

In dieſen Worten, dünkt mich, liegt das allgemeine Pro- 
gramm der zukünftigen deutſchnationalen Arbeit zur Löſung 
der Polenfrage. Nicht den Regierungen Preußens und des Reiches 
allein, ſondern dem ganzen deutſchen Volkstum als ſolchem iſt die 
Aufgabe geſtellt, das preußiſche Polentum innerlich zu über— 
winden. Hier ſteht Idee gegen Idee, Nationalbewußtſein gegen 
Nationalbewußtſein!). Die deutſche Kultur, die dem Polen 

) W. Schücking freilich ift (in feinem oben S. 8 angeführten Auf- 
ſatze) der Anſicht, nur auf polniſcher Seite kämpfe eine Idee, auf deutſcher 
lediglich ein „triebhafter Nationalismus“. Wenn er dann ſpäter ſeinen 
Aufſatz mit den Worten ſchließt: „Deutſch ſein, heißt gerecht ſein“, ſo 
glaube ich, ſein Deutſchtum beſteht darin, ſo übergerecht gegen das 
Fremde zu fein, daß er um deswillen kein Bedenken trägt, höchſt unge- 
recht gegen ſein eigenes Volk zu werden. 


158 Bismarck als Erzieher zu deutſchnationaler Polenpolitik. 
FEE c /// / / EEE ER ER ER 


alle ihre Errungenſchaften mit verſchwenderiſcher Freigebigkeit 
in den Schoos geworfen und dadurch ſein Leben erſt lebens— 
wert gemacht hat, ſie ift doch bis zum heutigen Tage noch den 
Beweis ſchuldig geblieben, daß ſie dem polniſchen Volkstum 
in nationalpolitiſcher Hinſicht gleichwertig ſei. Es dient ſolchem 
Beweiſe nicht, wenn ein deutſcher Gelehrter des 20. Jahrhun⸗ 
derts ſich bemüht, uns das Gottlob endgültig überwundene 
k Weltbürgertum des 18. Jahrhunderts wiederum als ein Ideal 


| anzupreiſen, und in einer bei einem Staatsrechtslehrer doppelt 
auffallenden Naivetät den gewaltigen geſchichtlichen Fortſchritt 
verkennt, der das Nationalbewußtſein Schillers von dem Na— 


| tionalbewußtſein Bismarcks trennt.!) Schücking meint, wenn es 
1 wahr ſei, daß ein Stück des innerſten Weſens großer Männer 


F. l in ihren ſämtlichen Volksgenoſſen fortlebe, jo fei heute jeder 
| Deutſche ein Stück Bismarck. Nun, Schücking glaube ich be- 


zeugen zu können, daß das Stück Bismarck, welches in ihm 
ſteckt, recht beſcheiden ausgefallen iſt. Dem deutſchen Volke aber 
g wünſche ich, daß grade in feiner Stellung zur Polenfrage der 


| Fa an 3 N 3 25 ; 

|. Geiſt Bismarcks in ihm wachſe, der Geiſt der gewaltigen 
# nationalen Begeiſterung, des ſieghaften nationalen Glaubens 
i und des unbeugſamen nationalen Willens. Nur wenn das 
i geſchieht, wird Deutſchland die Polenfrage in deutſchem Sinne 
E löſen. 
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) vgl. Geffcken, Schiller und das deutſche Nationalbewußtſein. Feſt⸗ 
rede, gehalten am 3. Mai 1905. Köln. 1905. 


Anhang. 


Denkſchrift des 
Oberpräſidenten v. Flottwell über ſeine Verwaltung des 
Großherzogtums Poſen vom Dezember 1830 
bis zum Beginn des Jahres 1841) 


Während meiner Wirkſamkeit in dem oben bezeichneten Zeitraume habe 
ich die der Verwaltung dieſer Provinz geſtellte Aufgabe dahin verſtehen zu 
müſſen geglaubt: 

ihre innige Verbindung mit dem preußiſchen Staat 
dadurch zu fördern und zu befeſtigen, daß die ihren 
polniſchen Einwohnern eigentümlichen Richtungen, 
Gewohnheiten, Neigungen, die einer ſolchen Vers 
bindung widerſtreben, allmählig beſeitigt, daß 
dagegen die Elemente des deutſchen Lebens in 
ſeinen materiellen und geiſtigen Beziehungen 
immer mehr in ihr verbreitet, damit endlich die 
gänzliche Vereinigung beider Nationalitäten als 
der Schluß dieſer Aufgabe durch das entſchiedene 
Hervortreten deutſcher Kultur erlangt werden möge. 

Das Geſamtwohl des Staates macht die Verfolgung dieſes Zieles zur 
Notwendigkeit, und wenn dabei Erinnerungen und Gefühle eines Teiles der 
polniſchen Einwohner verletzt werden, ſo liegt die Beruhigung hierüber in der 
Ueberzeugung, daß die Provinz dabei in allgemein menſchlicher Hinſicht gewinnt, 
und daß die Geſchichte allmählich alle Völker aus den Schranken früherer und 
noch beſtehender Trennungen ſolchen Umwandlungen und neuen Geſtaltungen 
entgegenführt. i 

Die ſchonendſte Berückſichtigung aller, zumal derjenigen Eigentümlich⸗ 
keiten des polniſchen Volksſtammes, welche an ſich achtungswert ſind und ſich 
daher auch bei fortſchreitender Kultur geltend zu machen wiſſen werden, gebietet 
ſchon die Klugheit; der Rückblick auf die Geſchichte Polens und auf unſere 
eigene macht aber dieſe Schonung auch zu einer höheren Pflicht. 

Am kräftigſten und zugleich willkommenſten fördert die Zwecke des 
Staates die Sorge für die materiellen oder wenigſtens von der Mehrzahl als 
materiell aufgefaßten Intereſſen der Provinz. 

Die Entfeſſelung der Bauern und der kleinen Städte von der gutsherr⸗ 
lichen Gewalt, die freigegebene Entwickelung des Gewerbefleißes und die Erleich⸗ 
terung und Vermehrung eines allſeitigen Verkehrs werden von den verſchiedenſten 
Klaſſen der Einwohner als Wohltaten der preußiſchen Regierung zum Teil ſehr 
dankbar erkannt. — Ebenſo erkennen Alle den hohen Wert der vertrauensvollen 
Sicherheit, welche die Ueberzeugung von einer unparteiiſchen Gerechtigkeit der 
Gerichtsbehörden und von der Gewiſſenhaftigkeit der Verwaltung auch dem 
Geringſten gewährt. 

Die Vermehrung der Unterrichts- und Bildungsanſtalten erſchien auch dem 
dunkeln Gefühl des Landmannes als eine wohlwollende Fürſorge der Regierung. 
Mit der Zunahme ſeines materiellen Wohlgefühls und der Erweiterung ſeiner 
freien Tätigkeit begreift er immer mehr die Unentbehrlichkeit jener Anſtalten, und ſo 
öffnen ſich der deutſchen Bildung wie von ſelbſt immer mehr Zugänge zu dem 
Ideen- und Empfindungskreiſe der Einwohner. — Nach dieſer Bildung aber 


1) abgedruckt nach Knorr, a. a. O., Anlage 3 (S. 267 ff.) 
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und überhaupt nach einem Leben in deutſcher Weiſe hatten die zahlreichen, zum 
Teil ſeit den älteſten Zeiten ſchon angeſeſſenen deutſchen Bewohner der Provinz 
lange vergeblich verlangt; ſie wird ihnen jetzt als ihr Recht, und indem das 
deutſche Element allmählich alle Verhältniſſe der Provinz durchdringt, fällt die 
Scheidewand nieder, hinter welcher ſie noch vor wenig Jahren den Einwohnern 
des preußiſchen Staates als ein Verbannungsort erſcheinen mußte. 

Sowie aber bei der allmähligen Beſchränkung der widerſtrebenden Ele— 
mente jeder Schritt über die nächſte Notwendigkeit und Möglichkeit hinaus 
bedenklich ſcheint, ſo iſt jedes Schwanken in den Verwaltungsgrundſätzen 
verderblich. Denn bei den polniſchen Einwohnern erregt es den Argwohn 
der Abſicht, durch wirkliche oder ſcheinbare, freiwillige oder abgedrungene Nad- 
giebigkeit ihre Zuneigung gewinnen, gleichſam erkaufen zu wollen. In den deutſchen 
Einwohnern erſchüttert jede Zurückweiſung auf frühere Zuſtände das Vertrauen 
ſelbſt auf die nächſte Zukunft der Provinz und lähmt in ihnen den Mut zu der 
freien Lebenstätigkeit, welche für die Zwecke des Staates ihre volle Bedeutung 
erſt erhält, wenn ſie ſich ohne Unterbrechung und in dem ſichern Gefühl nach⸗ 
haltiger Kraft entfalten kann. Was durch Bevorzugung der polniſchen Ein- 
wohner erreicht wird, haben die Erſcheinungen in dieſer Provinz während der 
Revolution im Königreiche Polen gezeigt; dieſe ſelbſt hat gelehrt, daß den 
unzufriedenen Teil der Einwohner keine Zugeſtändniſſe oder Vergünſtigungen 
befriedigen, weil eine vollkommene, unbeſchränkte nationale und politiſche Selb- 
ſtändigkeit der Polen verlangt wird. 

Des Gouvernements würdig und deshalb angemeſſen erſcheint es mir 
dagegen, offen den Grundſatz auszuſprechen und zu befolgen, daß die Provinz 
dem deutſchen Element keineswegs verſchloſſen, daß ſie vielmehr ihm, als dem 
Lebenselemente des Staates und ſchon eines guten Drit⸗ 
teils der Provinz ſelbſt, geöffnet, und daß ſeine Ausgleichung mit dem 
polniſchen ohne Eingriffe ungerechter Willkür dem Entwickelungsprozeß der 
Geſchichte überlaſſen werden ſoll. — Allerdings wird eine ſolche Offenheit der 
Landesregierung nicht die Neigung der jetzt ihr widerſtrebenden Einwohner 
gewinnen, aber dazu gibt es überhaupt noch keine Mittel; alſo wäre es unzeitig, 
danach zu ſtreben. Dagegen werden auch in dieſer Provinz diejenigen Schritte 
und Maßregeln der Regierung am ſicherſten zum Ziele führen, welche allen 
Einwohnern derſelben Achtung abnötigen, und dieſe wird nicht gewonnen, wenn 
die Vermutung entſtehen kann, die Regierung verfolge Zwecke, welche offen aus— 
zuſprechen ihr der Mut fehle. 

Entſchieden feindſelig ſteht dem Gouvernement der größere Teil des 
katholiſchen Klerus und des polniſchen Adels entgegen. 

Zweimal war eine bedeutende Zahl katholiſcher Geiſtlicher geneigt, ſich 
der weltlichen Obrigkeit anzuſchließen; zu der Zeit, als Theiners Buch über 
die katholiſche Kirche im Anfange der geiſtlichen Wirren in Schleſien erſchien. 
Jetzt haben ſie ziemlich allgemein zum Teil fanatiſch, zum Teil willenlos die 
andere Richtung genommen. 

Es gibt unter dem katholiſchen Klerus ſehr würdige Männer, von wahrhaft 
chriſtlicher Geſinnung; ſie ſind jedoch ohne Einfluß und bleiben deshalb ſeltene 
Ausnahmen. — In allgemeinen fehlt den katholiſchen Geiſtlichen ſowohl alle 
feinere geſellſchaftliche, als eine gründlich gelehrte Bildung. Wenn aber einige 
jüngere ſich des Einfluſſes der fortjchreitenden Bildung nicht erwehren können: 
ſo ſcheuen ſie doch, wie faſt ohne Ausnahme alle ihre Amtsgenoſſen, den Einfluß 
dieſer Bildung auf das Volk und auf die damit verbundene Verminderung ihres 
Anſehens bei demſelben, und wirken daher teils ohne Eifer und Liebe für ihre 
Verbreitung, teils ſuchen ſie dieſelbe ſogar zu unterdrücken. 

In der Tat genießen die Geiſtlichen in den unteren Volksklaſſen nur ein 
ſehr bedingtes Anſehen. Inneklich zu träge, und von außen, zumal in ihrer 
nächſten Umgebung, zu wenig angeregt, überdies in der Mehrzahl 
geneigt zu ſinnlichen Genüſſen, welche dem Volk nicht ver⸗ 
borgen bleiben, bemühen ſie ſich ſelten durch wahrhaft treue Erfüllung 
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aller ihrer Pflichten als Seelſorger und Aufſeher der Schulen, die Achtung ihrer 
Gemeinen zu gewinnen. Dagegen richten ſie, entblößt von jedem höheren 
Intereſſe, ihre Neigung zu Intrigen, und ihren Haß gegen das Gouvernement, 
von welchem die Bildung des Volkes ausgeht, und von welchem ihre eigene 
Bildung gefordert wird. Um aber für dieſen Widerwillen gegen die weltliche 
Behörde und gegen alle geiſtlichen Fortſchritte einen breiteren Stützpunkt zu 
gewinnen, kleiden ſie ihn in die Farbe der polniſchen Nationalität und ver⸗ 
teidigen hartnäckig und mit allen Künſten und Waffen ſcheinbar die Sache des 
Volkes, während ſie zum größten Teil mit beſchränktem Egoismus nur ſich und 
ihrem Stande die Prärogative einer alten, durch die fortſchreitende Kultur zer- 
trümmerten Zeit wieder gewinnen möchten. 

Ich habe daher meine Aufmerkſamkeit zunächſt dahin richten zu müſſen 
geglaubt, durch eine angemeſſene, von der Regierung beaufſichtigte wiſſenſchaft⸗ 
liche Ausbildung der jungen Theologen, dieſer Richtung und Geſinnung des 
Klerus entgegen zu wirken. — Ich beziehe mich deshalb auf meinen unterm 17. 
September 1831 dem verewigten Staatsminiſter v. Altenſtein erſtatteten Bericht, 
welcher eine ausführliche Schilderung des troſtloſen, faſt unglaublichen Zuſtandes 
der Bildungsanſtalten für die katholiſche Geiſtlichkeit, und zugleich die Vorſchläge 
zu deſſen gründlicher Reform enthält. — Infolge dieſes Berichtes und der 
Beratungen, welche im Winter 1832 bis 1833 in Berlin über die anderweiten 
Einrichtungen in der Provinz Poſen ſtattfanden, haben des Hochſeligen Königs 
Majeſtät durch die Allerhöchſte Ordre vom 31. März 1833 die Säkulariſation ſämtlicher 
in der Provinz noch vorhandenen Klöſter und zugleich die Verwendung der hier⸗ 
aus zu gewinnenden Einkünfte, und außerdem einer aus der Staatskaſſe vor- 
läufig auf 10 Jahre bewilligten jährlichen Unterſtützung von 21000 Talern zur 
Verbeſſerung des Schulweſens und der Bildungsanſtalten für die katholiſche 
Geiſtlichkeit zu befehlen geruht. 

Durch dieſe großartige, die Weisheit und landesväterliche Geſinnung des 
verewigten Königs auf das erhebendſte beurkundenden Beſchlüſſe ſind außer 
vielen Elementar- und einigen höheren Stadtſchulen, von denen ſpäter noch die 
Rede ſein wird, folgende Anſtalten hervorgerufen worden: 

. ein neues Gymnaſium in Poſen, 

. ein ſolches in Trszemeszno, 

3. ein katholiſches Schullehrerſeminar in Paradies, i 

. ein Alumnat für 60 katholiſche Theologen bei dem katholiſchen 
Gymnaſium in Poſen, 

5. ein eben ſolches für 30 ſolcher Zöglinge bei dem Gymnaſium in 
Trszemeszno. 

Außerdem ſind die erzbiſchöflichen Klerikalſeminarien in Poſen und Gneſen 
gänzlich umgeſtaltet, und namentlich das hieſige mit tüchtigen, wiſſenſchaftlich 
gebildeten Lehrern aus anderen Provinzen bejegt worden. — Nur ein von des 
Königs Majeſtät zu gleicher Zeit bewilligter jährlicher Fonds von 16000 Talern 
zur Errichtung eines Conviectorii bei der Univerſität in Breslau, in welchem die 
katholiſchen Theologen aus dieſer Provinz eine ihrer Beſtimmung entſprechende 
akademiſche Bildung, unter der Aufſicht eines Regens und einiger Repetenten, 
erlangen ſollten, hat leider noch bis heute keine Anwendung gefunden. — Der 
Erzbiſchof v. Dunin hat die, von ihm im Jahre 1833 erteilte, ausdrückliche Ein⸗ 
willigung, infolge deren bereits mit ſeiner Zuſtimmung ein Grundſtück in Breslau 
behufs der Errichtung des Convictorii, angekauft worden iſt, ſpäter zurück⸗ 
genommen, und dagegen, indem er die preußiſchen Landesuniverſitäten verwirft, 
die Erlaubnis verlangt, die Theologen aus dieſer Provinz in München, Wien, 
Prag oder Rom ſtudieren zu laſſen. 

Der größere Teil der vorher bezeichneten Anſtalten hat ſeinen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Zwecken bisher entſprochen; wie weit ſie dazu beitragen werden, eine 
feſtere Anſchließung der Provinz an den preußiſchen Staat zu begründen und zu 
befördern, muß man erwarten. Man ſollte ſich zu der Annahme berechtigt 
halten, daß eine gründlichere und umfaſſendere geiſtige Bildung auch empfänglicher 
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für die dankbare Anerkennung des Vertrauens machen müſſe, welches Seine 
Majeſtät der König der katholiſchen Geiſtlichkeit in einem ſo edlen Sinne beweiſt. 
Indes wird auf die Volksſchullehrer und die nun zutretenden Geiſtlichen der 
Einfluß jener älteren noch lange fortwirken, welche auch nicht durch die Ver— 
beſſerung des Zuſtandes ihrer Kirchen und ihrer eigenen Stellung gewonnen, in 
der bekannten Differenzangelegenheit nicht blos die feindſeligſte Handlungsweiſe 
gegen das Gouvernement, ſondern auch eine wahrhaft empörende Unduldſamkeit 
gegen die evangeliſchen Glaubensgenoſſen ohne Scheu an den Tag gelegt haben. 

Die nächſte Einwirkung dieſer Geſinnungen des Klerus hat ſich auf die 
dem religiöſen Fanatismus ſehr geneigten Frauen des polniſchen Adels, und 
was am meiſten zu bedauern iſt, auf die häusliche Erziehung in ihren Familien 
erſtreckt. Als Beweis für die daraus hervorgegangene exaltierte Richtung der 
polniſchen Damen mag nur die eine Tatſache hier angeführt werden, daß ein 
großer Teil derſelben, namentlich in Poſen ſelbſt, gleich nach der Entfernung des 
Erzbiſchofs v. Dunin Trauerkleider anlegten, und dieſe nur nach dem Tode des 
Höchſtſeligen Königs Majeſtät ablegten, um über ihre eigentliche Geſinnung und 
Abſicht keinen Zweifel aufkommen zu laſſen. — Für die verderbliche Mich nag 
der Söhne des polniſchen Adels ſprechen außer der bekannten und zu Tage 
liegenden Abneigung derſelben gegen den preußiſchen Staatsdienſt leider ſo viele 
Tatſachen, welche teils innerhalb des hieſigen katholiſchen Gymnaſiums, teils im 
täglichen Leben vorkommen, daß es keines Beweiſes darüber bedarf. 

Was den polniſchen Adel betrifft, ſo liegt es teils in der Geſchichte Polens, 
teils in der lebendigen Beweglichkeit ſeiner Bewohner, daß faſt alle in den ver— 
ſchiedenen Verhältniſſen verſchiedenartig auftreten. Dreiſt und gewandt, 
und bei gehöriger Erziehung liebenswürdig in den Formen, können ſie faſt alle, 
wenn ſie wollen, für ſich gewinnen. Aber ob ſie wollen, richtet ſich bei den meiſten 
nach den Umſtänden, und dieſe alſo weit mehr, als die Perſönlichkeiten der Ein- 
zelnen, muß man genau kennen, und auch von dem Standpunkte dieſer Perſönlich— 
keiten aus wohl erwägen, um einigermaßen vorausſehen zu können, was man 
in gewiſſen Fällen von ihnen erwarten darf. 

Übrigens muß man unter den polniſchen Gutsbeſitzern und Edelleuten 
unterſcheiden: 

1. Die bejahrteren und zugleich durch einen bedeutenden Güterbeſitz und 
Wohlſtand ausgezeichneten Individuen. Dieſe erkennen großenteils und nur 
mit wenig Ausnahmen die Vorzüge, welche ihnen die preußiſche Regierung, vor 
ihren Landsleuten in Rußland und Öfterreich, gewährt, dankbar an und würden 
dieſe Geſinnung auch durch ihr äußerliches Verhalten beurkunden, wenn ſie Mut 
genug hätten, um der nicht ſelten mit Verachtung aller Sitte auftretenden An⸗ 
maßung ihrer jüngeren Mitbürger die Spitze zu bieten, oder ſich dem Einfluß 
ihrer Enejrauen zu entziehen 

2. Den größeren Teil derjenigen Gutsbeſitzer, welche an der polnischen 
Revolution einen unmittelbaren Anteil genommen haben und ſich teils durch 
einen irregeleiteten Patriotismus, teils durch Eitelkeit zu Koryphäen der polniſchen 
Nationalität berufen halten, und daher bei jeder Veranlaſſung dieſe zu vertreten 
und zu verteidigen bereit ſind; unter dieſen gibt es aber ebenfalls mehrere ſehr 
achtungswerte, verſtändige und gemäßigte Männer, welche ſich indeſfen ihren 
exaltierten Mitbürgern entgegenzuſtellen nicht wagen. 

3. Die noch nicht angeſeſſenen und daher nur dem Müßiggang fröhnenden 
Söhne der Gutsbeſitzer, außerdem aber die Pächter oder Beſitzer kleiner Güter, 
jowie die dem Bankerott nahen oder darin ſchon verfallenen Gutsbeſitzer. Dieſe 
leider ſehr zahlreiche Klaſſe von Leuten, welche größtenteils ein vagabundierendes 
Leben führen und ſich gewöhnlich in Weinhäuſern und in den in vielen Städten, 
namentlich in Poſen, Gneſen, Samter, Goſtyn, Raskow uſw. beſtehenden Kaſinos 
umhertreiben, beſchäftigen ſich faſt nur mit der Lektüre der im Auslande, namentlich 
in Frankreich erſcheinenden revolutionären Schriften, affektieren rein demokratiſche 
Grundſätze und imponieren durch die auf ſolchen Wegen erworbenen, mit polniſcher 
Eloquenz vorgetragenen Phraſen und eine beiſpielloſe Impertinenz allen ihren 
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verſtändigen und beſonnenen Standesgenoſſen. Es leidet gar keinen Zweifel, 
daß unter ihnen eine Verbrüderung beſteht, welche von einzelnen Häuptern geleitet 
wird und das Benehmen der beſſer geſinnten Polen förmlich überwacht, ſo daß 
jede Annäherung der Letzteren an die Deutſchen oder an die höheren Beamten 
gleich bekannt und auf das ſchärfſte gerügt wird. Von dieſen Leitern gehen 
daher, jedoch unter einem anderen Namen, die Beſchwerden über die Regierung 
wegen angeblicher Beeinträchtigung ihrer Nationalität und alle gehäſſigen 
Oppoſitionen gegen dieſelbe aus, und es wäre in der Tat eine leere Täuſchung, 
wenn man glauben wollte, daß der größere Teil dieſer Beſchwerden von der 
Mehrzahl derjenigen polniſchen Gutsbeſitzer gebilligt würde, welchen darüber 
vorzugsweiſe eine Stimme zuſteht, oder daß durch deren Berückſichtigung die hier 
in Rede ſtehende Klaſſe von Leuten befriedigt werden würde. — Es liegt ihnen 
am meiſten daran, eine Unzufriedenheit und Oppoſition gegen die Regierung zu 
beleben und zu unterhalten, und ſie haben es daher auch dem Erzbiſchof wenig 
Dank gewußt, daß durch ſeine ſcheinbare Nachgiebigkeit eine Differenz wenigſtens 
vorläufig beendet worden iſt, welche ihnen einen ſo reichhaltigen Stoff zu 
Schmähungen gegen die Regierung gab. — Nur Krieg gegen die beſtehende 
Ordnung und Umſturz aller Einrichtungen und Anſtalten, wodurch dieſe Ordnung 
und ein geſetzlicher Zuſtand geſichert werden ſoll, iſt ihre Loſung, und ſie werden 
daher von jeder ihren Forderungen entſprechenden Abänderung des bisherigen 
Verwaltungsſyſtems immer nur einen neuen Anlaß zur Steigerung ihrer Forderungen 
hernehmen. Ganz beſonders wichtig iſt der Einfluß dieſer Leute auf die ſtändiſchen 
Wahlen aller Art, wie die meiſten Wahlen der Landſchaftsräte und anderer 
ſtändiſcher Abgeordnete auf das deutlichſte beurkunden, indem dieſe, ohne alle 
Rückſicht auf die Qualifikation der Gewählten, faſt immer nur diejenigen treffen, 
welche entweder die Revolution unterſtützt oder fih ſonſt durch ihre politiſche 
Geſinnung bemerkbar gemacht haben. 

Es iſt einleuchtend, daß einem aus ſolchen Mitgliedern beſtehenden Adel 
das innige Vertrauen nicht gewährt werden kann, auf welches er ſonſt Anſprüche 
zu machen hätte. — Schon bei Wiedervereinigung dieſer Provinz mit dem preußiſchen 
Staate befand ſich die Verwaltung der gutsherrlichen Polizei-Gerichtsbarkeit nicht 
mehr in ſeinen Händen; das franzöſiſche Geſetz, nach der alten polniſchen Verfaſſung 
gemodelt, hatte durch die königlich ſächſiſche Verordnung am 23. Juli 1809 zur 
Verwaltung der Ortspolizei- und Gemeinde-Angelegenheiten in den Stadt⸗ 
gemeinden einen Bürgermeiſter mit zwei oder mehreren Beiſitzern, und in 
den Dorfgemeinden einen Vogt beſtellt, deſſen Funktion zufolge eines Dekrets 
des Miniſters des Innern am 28. Juli 1809 in den adligen Gütern dem Guts- 
herrn mit der Befugnis, ſich einen Subſtituten zu beſtellen, aufgetragen war. 

Durch eine Allerhöchſte Kabinetts-Ordre vom 16. April 1823 iſt dieſe hier 
vorgefundene Einrichtung proviſoriſch und bis zur Einführung einer allgemeinen 
Kommunalordnung beſtätigt worden. Daß dieſe Verfaſſung, wonach die Ver⸗ 
waltung der gutsherrlichen Polizei ſich zwar nicht als ein Ausfluß der guts⸗ 
herrlichen Gerichtsbarkeit, ſondern nur vermöge eines Auftrages der höchſten 
Gewalt, aber dennoch der Hauptſache nach in den Händen der Gutsbeſitzer befand, 
ſich auf die Dauer, und namentlich während der Revolution in den Jahren 
1830—31, nicht bewähren, fih vielmehr für die Sicherheit des Staates als höchſt 
unzuverläſſig und gefährlich erweiſen mußte, war zu erwarten. Nach vielfachen 
Beratungen im königlichen Staats⸗Miniſterio — deren Reſultate ſich in den Akten 
des Ober-Präſidiums befinden — wurde durch die Allerhöchſte Ordre vom 10. De⸗ 
zember 1836 die Anſtellung von Diſtrikts⸗Kommiſſarien für zweckmäßig erachtet, 
welche nach der durch die Amtsblätter publizierten Dienſtinſtruktion auch bis 
heute noch ihr Amt verwalten. — Dieſe Einrichtung hat ihre unverkennbaren 
Schattenſeiten, indem die damit verbundene Vermehrung des beſoldeten Beamten⸗ 
perſonals die Selbſtändigkeit und Selbſttätigkeit der Gemeinden und Ortsbehörden 
zu lähmen nnd ſtatt eines lebendigen und kräftigen Gemeindelebens den Beamten⸗ 
despotismus zu befördern droht. Doch hat ſich dieſelbe bisher noch als zweck⸗ 
mäßig bewährt. — Indeſſen muß man, ſolange die äußern Verhältniſſe deren 
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Beibehaltung fordern, vor Allem dahin ſtreben, die Landräte mit den Dominien 
und Gemeindevorſtänden in einer unmittelbaren Verbindung zu erhalten, die 
Diſtrikts⸗Kommiſſarien aber ihrer organiſchen Beſtimmung nach nur zur Aushülfe 
für die Unbrauchbarkeit der Letzteren zu benutzen, wodurch die Selbſttätigkeit 
der Ortsgemeinde-Vorſtände keineswegs gehemmt oder unterdrückt, vielmehr 
unterſtützt und belebt werden ſoll. 

Durch die Allerhöchſte Kabinetts⸗Ordre vom 3. Februar 1833 iſt auch die 
Wahl der Landräte in dieſer Provinz durch die Kreisſtände ſuſpendiert und der 
Vorſchlag zur Beſetzung dieſer Stellen den Regierungen vorbehalten, denſelben 
aber zur Pflicht gemacht worden, dabei vorzugsweiſe auf Gutsbeſitzer der Provinz 
Rückſicht zu nehmen. — Es erſcheint ſehr ratſam, dieſe Maßregel noch eine 
Zeitlang fortdauern zu laſſen, weil bei der gegenwärtigen Richtung es kaum 
zweifelhaft ſein kann, welche Klaſſe von Individuen bei dieſen Wahlen in den 
meiſten Fällen bevorzugt werden würde, deren Nichtbeſtätigung dann aber wieder 
zu neuen Konflikten mit der Regierung einen erwünſchten Anlaß geben würde. 
— Der jetzt unter den polniſchen Gutsbeſitzern dominierenden Partei gilt — nach 
einer mir ſelbſt gemachten Aeußerung — O'Conell als Lehrmeiſter für ſolche 
öffentliche Angelegenheiten, und es erſcheint daher angemeſſen, daß das Gouver— 
nement von dem unbedingten Verſagungsrecht, welches in dem ſich vorbehaltenen 
Beſtätigungsrecht dieſer Beamten enthalten iſt, den ausgedehnteſten Gebrauch mache. 

Die ungünſtigſten Einflüſſe, welche die Abhängigkeit der Mediat⸗Städte 
von ihren Gutsherrſchaften, beſonders in Beziehung auf die damit verbundene, 
zum Teil ſehr bedeutende Erhebung perſönlicher und gewerblicher Abga ben, 
ſowohl auf das Gemeindeleben, als auf die Gewerbtätigkeit der Einwohner übte, 
haben zu dem Geſetz vom 15. Mai 1833 Veranlaſſung gegeben, wodurch die 
Ablöſung dieſer perſönlichen und gewerblichen Abgaben angeordnet worden iſt. 
Dies iſt auch bereits dergeſtalt in Ausführung gebracht, daß den Gutsherren 
das Entſchädigungskapital aus der Staatskaſſe im vollen Betrage ausgezahlt 
worden iſt, wogegen ſich die Staatskaſſe die Erſtattung desſelben durch Einziehung 
der Ablöſungsraten von Seiten der Stadtgemeinden vorbehalten hat. 

Um die Zahl der intelligenten und zugleich in ihrer politiſchen Geſinnung 
zuverläſſigen Rittergutsbeſitzer in dieſer Provinz zu vermehren, haben des Höchſt⸗ 
ſeligen Königs Majeftät durch die Allerhöchſte Kabinetts-Ordre vom 13. März 
1833 zu befehlen geruht, daß von den zur Subhaſtation gelangenden größeren 
Beſitzungen die zur Wiederveräußerung ſich vorzugsweiſe eignenden für Rechnung 
des Staates angekauft und nach erfolgter Regulierung der bäuerlichen Wirte, 
und zwar nach Maßgabe der für die Domainenverwaltung beſtehenden (für die 
Bauern ſehr günſtigen) Grundſätze, an wohlhabende, intelligente und wohlgeſinnte 
Erwerber deutſcher Abkunft wieder veräußert werden ſollen. 

Dieſe in jeder Beziehung zweckmäßige Maßregel ift auch bisher in Aus- 
übung gebracht; es ſind dadurch der Provinz etwa 30 neue Rittergutsbeſitzer 
deutſcher Abkunft gewonnen worden, welche bisher den Erwartungen entſprochen 
haben, und es iſt zu hoffen, daß auch die bereits im Beſitz des Fiskus befindlichen 
noch nicht wieder veräußerten Herrſchaften Karge und Parzynowo die nämlichen 
Reſultate liefern werden. — Für die Staatskaſſe iſt bisher aus dieſer Wieder- 
veräußerung durchaus kein Nachteil erwachſen, vielmehr hat der zu dieſem Zweck 
ausgeſetzte Betriebsfonds von einer Million Taler einen ſehr anſehnlichen Gewinn 
gemacht, ſodaß alſo der Fortſetzung dieſer Operation von keiner Seite ein 
Hindernis entgegenſteht. 

Die bäuerlichen Beſitzer in dieſen Gütern ſind ſehr vorteilhaft reguliert 
und befinden ſich in einem ganz präſtationsfähigen Zuſtande; ihre Renten zahlen 
ſie an die Staatskaſſe und ſtehen mit den neuen Gutsherren in gar keiner 
Verbindung. 

Überhaupt darf man die nach dem Geſetz vom 8. April 1823 in dieſer 
Provinz zur Ausführung gelangte Aufhebung der Dienſte der Bauern und 
Regulierung ihrer Beſitzverhältniſſe als eine der einflußreichſten und zugleich 
wohltätigſten Maßregeln betrachten, indem dadurch eine Klaſſe von een 
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gewährt. — Es darf aber auch nicht unerwähnt bleiben, daß eine große Zahl 
der Rittergutsbeſitzer dieſer Provinz der Ausführung dieſes Geſetzes durch Uneigen⸗ 
nützigkeit und durch richtige Würdigung des Gewinnes, welcher der Landeskultur 
im allgemeinen und der Ertragsfähigkeit ihrer eigenen Güter insbeſondere dadurch 
erwachſen iſt, bereitwillig gefördert hat, wiewohl ſie die damit verbundene Vermin⸗ 
derung ihres Einfluſſes auf ihre Gutseingeſeſſenen gewiß ſchmerzlich empfinden. 

Die Bewohner der ſehr zahlreichen Städte dieſer Provinz zeichnen ſich — 
mit Ausnahme der größeren Städte — größtenteils durch einen ſehr tiefen 
Bildungsſtand, durch Armut und Neigung zur Völlerei aus und entbehren faſt 
gänzlich eines namhaften Handwerkerſtandes, der in den deutſchen Provinzen 
den Kern des höchſt achtungswerten ſogenannten Mittelſtandes bildet. — Die 
kleinen Städte ſind faſt ohne Ausnahme von den polniſchen Gutsherren nur 
ihres eigenen Intereſſe wegen geſchaffen und daher von Seiten der damaligen 
Landesherrſchaft mit Privilegien verſehen, welche den Gutsherren ſehr einträgliche 
Monopolrechte, vor allen Dingen aber den Getränkezwang in ſeiner weiteſten 
Ausdehnung und zu deſſen Beförderung mehrere Jahrmärkte zuſicherten. — Ich 
habe es daher, außer der vorhin ſchon erwähnten Ablöſung der gutsherrlichen 
Rechte, für eine der wichtigſten Aufgaben der Provinzialverwaltung erachtet, in 
dieſen Städten durch Errichtung zweckmäßiger Schulanſtalten die Heranbildung 
eines achtbaren Mittelſtandes vorzubereiten und durch die Einführung der Städte- 
ordnung unter den Einwohnern Gemeinſinn und ein lebendiges Intereſſe an ihren 
öffentlichen Angelegenheiten zu erwecken. 

Von den nun errichteten und reſp. verbeſſerten Stadtſchulen find vorzugs- 
weiſe bemerkenswert: die Realſchule in Meſeritz und die Stadtſchulen in 
Krotoszyn, Plaſchen, Wollſtein, Rawicz, Liſſa, Frauſtadt, 
Gneſen, Inowracla w. — Auch hat die Stadt Poſen durch einen, am 
Huldigungstage dieſer Provinz gefaßten Beſchluß ihrer Stadtverordneten eine 
Realſchule gegründet. Durch die Gnade des Königs iſt jetzt außerdem ein be— 
ſonderer Fonds zur Verbeſſerung und Erweiterung der Schulen in den übrigen 
Kreisſtädten, worin ſich Land- und Stadtgerichte befinden, bewilligt worden, ſo 
daß ſich von der Wirkſamkeit dieſer Schuleinrichtungen, verbunden mit dem 
Einfluß einer geordneten und ſelbſtändigen Kommunal-Verwaltung wohl mit 
Recht die allmählige Erreichung des vorher angedeuteten Zweckes erwarten läßt. 

Zur Wiedererweckung und Belebung der durch das Prohibitiv⸗Syſtem der 
Kaiſerlich ruſſiſchen Regierung faſt ganz zerſtörten gewerblichen Tätigkeit in 
denjenigen Städten, worin ſonſt die Tuchmanufaktur blühte, iſt Vieles verſucht 
worden. — Endlich ift es gelungen, in der Stadt Rawicz einen Verein von Tud- 
fabrikanten zu Stand zu bringen, der die Einrichtung einer ausgedehnten Woll- 
garnſpinnerei, verbunden mit einer nach den neueſten Erfindungen eingerichteten 
Tuchwalke und Appreturanſtalt mittelſt einer Dampfmaſchine, unternommen 
hat. — Das Königliche Finanz-Miniſterium hat zur Beförderung des Unter— 
nehmens, außer einem baren Zuſchuß von 2000 Talern zu den Baukoſten, noch 
die erforderlichen Maſchinen im Geſamtwerte von 12000 Talern als Beihülfe 
bewilligt. — Das Unternehmen iſt eben in der Ausführung begriffen. — Um 
dieſen nun erwachenden Gewerbfleiß auch in techniſcher Hinſicht eine zweckmäßige 
Richtung zu geben, hat das Königliche Finanz-Miniſterium auf meinen Antrag, 
vorläufig auf drei Jahre, die Anſtellung eines praktiſch ausgebildeten Technikers 
als Ratgeber und Leiter bei dieſem und anderen ähnlichen Unternehmungen, gegen 
eine fixierte Remuneration aus Staatskaſſen, genehmigt. 

Der zahlreichen Judenſchaft der Provinz Poſen (nahe an 80000 Seelen) 
iſt durch das Geſetz vom 1. Juni 1833 eine Verfaſſung gegeben, welche ſich 
namentlich durch die weſentliche und umfaſſende Verbeſſerung ihres Schulweſens 
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und durch die der heranwachſenden männlichen Jugend gewidmete Sorgfalt und 
Aufſicht als ſehr zweckmäßig bewährt. 

Den Landgemeinden iſt in Beziehung auf das Schulweſen eine noch 
ausgedehntere Sorgfalt gewidmet worden, indem außer der Erweiterung des 
hieſigen und der Errichtung eines ganz neuen katholiſchen Schullehrer-Seminars 
in Paradies ſeit der Allerhöchſten Bewilligung des Schulverbeſſerungs-Fonds 
von 21000 Talern über 200 ganz neue Schulen errichtet, und eine viel größere 
Zahl bereits beſtehender Schulen mit neuen Lehrern und reſpektiven Schulhäuſern 
verſehen worden ſind. — In allen Stadtſchulen wird der Unterricht in beiden 
Landesſprachen erteilt, und in den Schullehrer-Seminarien wird auf alle Weiſe 
dahin gewirkt, daß ihre Zöglinge wenigſtens in den ausreichenden Beſitz der 
polniſchen und der deutſchen Sprache geſetzt werden. — In den meiſten Land⸗ 
ſchulen aber wird die polniſche als Hauptunterrichts-Sprache, die deutſche aber 
nur als Gegenſtand des Unterrichts benutzt und getrieben, ſodaß von einer Unter⸗ 
drückung oder auch nur Beeinträchtigung des polniſchen Idioms nirgends und 
am wenigſten in denjenigen Gegenden, wo dasſelbe nnter dem Volke vorherrſcht, 
die Rede iſt. 

Es dürfte hier der Ort ſein, um auch des Zuſtandes der evangeliſchen 
Kirche dieſer Provinz zu erwähnen, welcher indeſſen leider kein erfreuliches Bild 
liefert. 

f Zwar vermehrt ſich die Zahl ihrer Glaubensverwandten mit jedem Jahr, 
und es ſind während einer zehnjährigen Verwaltung ſechs ganz neue Kirchen⸗ 
ſyſteme gegründet worden, während die Bildung einiger anderer noch im Werke 
iſt; auch ſind durch die Unterſtützung des Höchſtſeligen Königs mehrere neue 
Kirchengebäude für bereits beſtehende Gemeinden errichtet worden; deſſen unge— 
achtet trägt die Kirche immer noch mehr oder minder das Gepräge einer unter— 
drückten oder einer untergeordneten an fih. Zum Teil liegt dies an der Ver- 
einzelung vieler evangeliſcher Gemeindeglieder unter der Maſſe der Katholiken, 
wodurch ſie nicht ſelten in die Lage gebracht werden, einzelne kirchliche Hand— 
lungen, namentlich Taufen, von katholiſchen Geiſtlichen verrichten zu laſſen, zum 
Teil aber an dem aus der früheren Unterdrückung der evangeliſchen Glaubens— 
genoſſen ſich noch herſchreibenden oder auf höhere Anweiſung beibehaltenen 
Gebrauch, viele katholiſche Feſttage (Fronleichnamsfeſt, die Maxientage u. f. w., 
u. ſ. w.) auch in der evangeliſchen Kirche zu feiern. Am tiefſten aber haben 
ihre Glaubensverwandten und insbeſondere die Geiſtlichkeit die Anmaßung und 
Unduldſamkeit empfunden, mit welcher in der Angelegenheit wegen der gemiſchten 
Ehen von Seiten der katholiſchen Kirche gegen fie verfahren worden ift, ſowie 
auch gegenwärtig durch die auffallendſte Proſelytenmacherei des Klerus dahin 
geſtrebt wird, den Verluſt wieder auszugleichen, der ihm durch die Schließung 
ſolcher Ehen vor einem evangeliſchen Geiſtlichen an ſeinen Einkünften zuge— 
fügt wird. 

Aber auch das innere Leben der evangeliſchen Kirchengemeinſchaft ift 
durch den lutheriſchen Separatismus und einen ſich auch in anderen Beziehungen 
äußernden Sektengeiſt auf eine bedenkliche Weiſe bedroht und angegriffen. — 
Leider kann man dabei die evangeliſche Geiſtlichkeit nicht von allem Vorwurf 
freiſprechen; es iſt vielmehr nicht zu verkennen, daß das vorhandene Uebel zum 
Teil durch ein zu ſtarres Beharren der Geiſtlichkeit in ihren Lehren und Anſichten 
und durch eine unduldſame, ja in vielen Fällen ſogar feindſelige Richtung gegen 
die zu anderen Glaubensanſichten fih bekennenden Individuen verſchlimmert 
worden ift. Große Nachricht und Duldſamkeit gegen die ſeparatiſtiſchen Geiſtlichen 
wird dagegen für die Folge auch nicht geübt werden können. Jedenfalls iſt 
ſehr zu wünſchen, daß, wenn die ſeparatiſtiſchen Gemeinden eine förmliche Organi— 
ſation erhalten, dadurch nicht neue Parteiungen hervorgerufen und die Spalt— 
ungen erweitert werden mögen. 

Mit vollem Recht aber glaube ich, beſonders in dieſer Provinz, neben 
einer zweckmäßigen Schulbildung einen ganz vorzüglichen Wert auf die Ver⸗ 
merung und Erleichterung des Verkehrs, namentlich mit den deutſchen Provinzen, 
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durch Straßen, Kanäle u. ſ. w., u. |. w. legen zu müſſen. — Ich habe daher 
die Sorge für den Straßenbau als einen Hauptgegenſtand meiner amtlichen 
Tätigkeit wahrzunehmen mich bemüht. 
Leider war dafür bei dem Antritt meiner Wirkſamkeit noch ſehr wenig 
geſchehen. 
Ich fand im Jahre 1830 erſt vier Meilen Chauſſee auf der Straße nach 
Berlin vor, und nur durch unabläſſige Geſuche und Vorſtellungen ift es gelungen, 
ſeitdem nicht blos dieſe Straße in einer Länge von 15 Meilen innerhalb dieſer 
Provinz zu vollenden, ſondern auch den Bau einer neuen Chauſſee von gleicher 
Länge nach Glogau, zur Verbindung mit Schleſien, zur vollſtändigen Ausführung 
zu bringen. — Eine Abzweigung dieſer Straße von Liſſa auf dem geraden Wege 
nach Breslau iſt bereits im Werke, und außerdem die von allen Seiten auf das 
Dringendſte gewünſchte Chauſſeeverbindung zwiſchen Poſen und Bromberg über 
Gneſen und Inowraclaw, zum Anſchluß an die preußiſche Chauſſee, vorbereitet; 
die Strecke von Inowraclaw nach Bromberg ift, nachdem die Kreisſtände von 
Inowraclaw einen Beitrag von 10000 Talern aus eigenen Mitteln dazu her⸗ 
gegeben, bereits ſoweit vorgeſchritten, daß fie noch in dieſem Jahre vollendet 
werden kann, wenn die Geldmittel vollſtändig bewilligt werden. 
J Außerdem aber liegen dem Königlichen Finanzminiſterio die Anträge der 
Kreisſtände von Schildberg, Adelnau, Pleſchen, Krotoszyn, Schroda, Wreſchen, 
Poſen und Gneſen wegen Erbauung zweier Chauſſeen: 
a. von Kempen nach Gneſen zum Anſchluß an die Poſen⸗Bromberger 
Chauſſee als Verbindungsſtraße zwiſchen Oberſchleſien und Preußen; 

b. von Zduny nach Poſen als Verbindung zwiſchen Breslau und Preußen, 
und ein beſonderer Antrag eines Gutsbeſitzers v. Potworowski wegen 
Erbauung einer Chauſſee zwiſchen Liſſa und Goſtyn, und zwar ſämtlich 
nur gegen Bewilligung einer Prämie von 3000 Talern aus Staats- 
kaſſen für die Meile vor. 

Um die, an vielen Wegen im Innern der Provinz noch fehlenden Baum⸗ 
pflanzungen zu befördern, und um überhaupt die Neigung des Volkes zur Kultur 
van Obſt⸗ und anderen Bäumen zu beleben und dadurch zugleich einen Sinn 
für Verſchönerung des Landes zu erwecken, iſt auf meinen Antrag ſeit einem 
Jahre ein Provinzial⸗Pflanzungs⸗Inſpektor in Poſen mit einem fixierten Gehalte 
angeſtellt, welcher die Verpflichtung hat, in einem ausgedehnten Gartengrund⸗ 
ſtücke die Kultur von Bäumen, Geſträuchen und anderen ſchönen und nüßlichen 
Gewächſen zu treiben, zugleich auch eine Gärtner-Lehranftalt anzulegen, ferner 
den Unterricht der Zöglinge der Schullehrer-Seminare in der Baumzucht und im 
Gartenbau zu leiten, überhaupt auf alle Weiſe der Verbreitung dieſes Kultur⸗ 
zweiges in der Provinz förderlich zu ſein. — Außerdem aber ſind auf meine 
Veranſtaltung in vielen Polizeidiſtrikten Kommunal-Baumſchulen eingerichtet, 
aus welchen insbeſondere die zur Straßenbepflanzung erforderlichen Stämme 
entnommen werden können. — Ahnliche Pflanzſchulen find in einigen königlichen 
Forſten zu gleichem Zwecke angelegt. 

Eine Waſſer⸗Kommunikation zwiſchen dem ſüdweſtlichen Teile der Provinz 
— die Kreiſe Bomſt, Meſeritz und Koſten — und der Oder durch Schiffbarmachung 
des Obrzycko-Fluſſes, eines Armes des Obra-Fluſſes, ift im Werke, durch welche 
vermittelſt eines verhältnismäßig geringen Koſtenaufwandes nicht nur eine ſehr 
erhebliche Melioration für bedeutende Wieſenflächen herbeigeführt, ſondern auch 
für die reiche Getreide- und Holzproduktion in den bezeichneten Gegenden ein 
ſehr wünſchenswerter Abſatz nach der Oder geſichert, der Wohlſtand dieſer 
Gegenden alſo ſehr erhöht werden würde. 

Außerdem find noch folgende ausgedehnte Wieſen-Meliorationen im Werke 
und reſp. bis zur Einleitung und Ausführung gefördert worden: 

1. Am Bartſch⸗Bruch im Adelnauſchen Kreiſe, wobei das fürſtlich Radziwillſche 
Dominium Przygodzice und das fürſtlich Thurn und Taxisſche Dominium 
Adelnau ſehr erheblich intereſſiert ſind. 

2. An dem Netze⸗Fluß in den Kreijen Inowraclaw und Schubin. 
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3. In dem Konezak-Bruch im Oborniker Kreiſe. 

4. In dem großen Obra-Bruch, deſſen Melioration zwar ſchon während 
der ſüdpreußiſchen Verwaltung teilweiſe, aber leider nicht zweckmäßig ausgeführt 
worden, und daher einer großen Verbeſſerung bedarf. — Ein neues Statut für 
dieſes Werk iſt von der hieſigen Regierung ausgearbeitet und liegt zur Aller— 
höchſten Genehmigung vor. 

Ich übergehe hier noch mänche andere, die Förderung der Landeskultur 
bezweckende Einrichtungen, teils weil ſie von minderem Belange ſind, und teils 
weil es mir weniger auf die Aufzählung der Beweiſe meiner Tätigkeit, als auf 
die Darſtellung der Fortſchritte ankommt, welche dieſe Provinz in ihrer Kultur, 
vermöge des in der Tat ſehr regen Beſtrebens ihrer Einwohner nach einer Ver— 
beſſerung ihres Zuſtandes, bereits gewonnen hat und reſp. zu machen noch im 
Begriffe ſteht. — Es bedarf in dieſer Beziehung nur noch der Erwähnung: 

1. der von den Provinzialſtänden auf Koſten der Provinz ſeit 4 Jahren 
geſtifteten drei wohltätigen und gemeinnützigen Anſtalten! 

a. der muſterhaft eingerichteten und verwalteten Irren⸗Heilanſtalt in Owinsk, 

b. der mit dem hieſigen Schullehrer-Seminar verbundenen Unterrichtsanſtalt 
für Taubſtummenknaben, 

c. der Aufbewahrungsanſtalt für Bettler und Vagabunden in Koſten, 
re ſich in ihren Erfolgen bisher von der günſtigſten Seite bewährt 
haben; 

2. derjenigen Vereine, welche zur Förderung teils gewiſſer materieller 

Zwecke, teils eines höheren geiſtigen Lebens beitragen ſollen: 

a. des Vereins zur Vorſorge für entlaſſene Strafgefangene in Rawiez, 
an deſſen Spitze ich mich geſtellt habe, um dadurch die Behörden zu 
einer größeren Tätigkeit zu ermuntern; 

b. des Vereins zur Beförderung der Pferde- und Viehzucht und der land— 
wirtſchaftlichen Kultur unter den kleinen ländlichen Grundbeſitzern; 

c. der verſchiedenen Verſchönerungsvereine in Poſen, Bromberg, Rawicz, 
Gneſen uſw., 

d. des hieſigen Kunſtvereins. 

Ich darf demnach dieſe Darſtellung ebenſowohl mit dem Bewußtſein einer 
nicht erfolgloſen Tätigkeit während meiner zehnjährigen Verwaltung als mit der 
Verſicherung ſchließen, daß es mich wahrhaft beglückt hat, einer Provinz vor⸗ 
zuſtehen, in welcher ſich, ungeachtet ſo vieler ungünſtiger Einwirkungen und Ein⸗ 
flüſſe, dennoch faſt in allen Klaſſen der Einwohner ein reger Sinn für höhere 
und allgemeine Intereſſen entwickelt, und welche daher dem Vorſtande der Ber- 
waltung ein reiches Feld für eine Wirkſamkeit eröffnet, die ich immer als das 
höchſte Ziel meines öffentlichen Lebens betrachtet habe. 

Möge es meinem Nachfolger gelingen, unter dem Schutz und dem Schirm 
eines großmütigen, von den erhabenſten Ideen und Geſinnungen erfüllten Königs 
auch die dem Gouvernement weniger geneigten Einwohner dieſes Landes einer 
Zukunft entgegenzuführen, welche, wenn die Täuſchungen eines phantaſt iſchen 
Patriotismus erſt gelöſt werden, in ihren dem polniſchen Volksſtamme angehörigen 
Bewohnern die Überzeugung hervorrufen und befeſtigen wird, daß ſie in dem 
ihnen durch die Beſitzergreifungs⸗Urkunde vom 15. Mai 1815 zugeſicherten neuen 
Vaterlande ein Aſyl gefunden haben, welches jeder edelgeiſtigen Regung, ſowie 
jedem vernünftigen Streben nach der Verbeſſerung ihrer äußeren Zuſtände eine 
freie Entwickelung ſichert und zugleich ihrer mit dem gemeinſamen Wohl des 
Vaterlandes nur irgend vereinbaren nationalen Eigentümlichkeit Schutz und 
Pflege gewährt. 

Poſen, am 15. März 1841. 

Flottwell. 


Voſſiſche Buchhandlung, Berlin W. 62. 


Russlands innere Erisis. 


En — a 


Bon 


von bignitz, 


General der Infanterie z. D., 
Chef des Füſilier⸗Regt. v. Steinmetz. 


Preis brosch. 4.— MK. 


General der Infanterie v. Lignitz ſchildert in vorſtehend 
angekündigtem Werke in überaus feſſelnder Weile die Er 
eigniſſe Rußlands von der Zeit Alexander J. bis auf die 
Gegenwart und knüpft daran wertvolle Betrachtungen über 
Rußlands Zukunft, in denen die Chancen für eine Über⸗ 
windung der noch bevorſtehenden ſehr großen Schwierigkeiten 
erörtert werden. Hochintereſſant und ebenſo packend ſind die 
Schilderungen von Verhältniſſen und Perſönlichkeiten, wie 
ſie in Rußland eigentümlich ſind. 

Der Herr Verfaſſer, welcher in langjährigem Aufenthalte 
wie durch wiederholte Reiſen Rußland in jeder Richtung 
kennen lernte und noch vielfache Beziehungen dorthin hat, 
ſpricht aus eigener Kenntnis und iſt bemüht geweſen, ſeine 
Ausführungen geſchichtlich und ſtatiſtiſch zu begründen. 

Diejenigen Lefer, welche Veranlaſſung haben, ſich mit 
den gegenwärtigen ruſſiſchen Finanzen eingehend zu be⸗ 
ſchäftigen, finden in den Anlagen des Werkes wertvolle An⸗ 
gaben über das Detail des Budgets, was namentlich hin⸗ 
ſichtlich der Ausgaben vielfach intereſſieren wird, da von der 
Mehrzahl der ruſſiſchen Zeitungen die einzelnen Titel in den 
letzten Jahren nicht publiziert wurden. — 


„Berlin W. 62. 


Voſſiſche Buchhandlung 
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